
61lder Beilagen zu den stenographischenProtokollen desN ationalrates (V. G.Il .). 

Bericht 
-des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (332 der Bei-I 
lagen): Bundesgesetz, betreffend die Grund
sätze für die Regelung des Arbeitsrechtes in 
der Lahd- und Forstwirtschaft (Landarbeits-

. gesetz) •. 

,<Der ,am 11. März 1947 im Miruistetmt 
~sch1ols",ene '(;eset:Z>enltwurf wurde ,allS Reglil{!.r;ungs- . 
VOf1:algJe in ,dIer S~t\ZUillJg ,dies, Nationai~rates am 
26. März' 1947 eirIJgdxla,cht. Der Reg~errurugs
vor~alge warön. vora.u8fgelgamlg,enzwei lruit,ialtiv
anträ'gJe, und zw,ar e,jnerse:iJtlS dJe,r Ab~eordneten 
RaiJner' und Genoss,en ualid aJndler~~i:ts SchnJe,e
bef'g~ un,d Geno~~,en. Vom Ausschuß für sozi,ale 
VeJ1waltunlg wrul'de Zur V O<rlb:era,tunig ,di'es,e,r Vor-' 
lliglen ein Unllemus:schußhestehlt, hestehend aulS 
den Miltigiltie:dJern: Denglör, Dr. Ma:l1glar,etha, 
ltalin!eT, Rei1ter,. R,upp (öVP), K:l'ilSch, Kys1eU:a, 
ISchneeberger, Uhlir, Walli-sch(SP:Q) und IElser 
(K!Pö); Vorsitzender: Nat,io'halr.at Kysda, 
Schnif:tfü:hrer: Nat~olliaJJ.rat <Dengle!'; Bericht
erSlt'atter: Nation,al:rat Ra1inJer. 

Der ,eingesetzte Unterausschuß hat sich- in 
26 Sitzung,en-und vier Sitzungen de~ iRedaktions
komitees mit der Regierungsvorlage befaßt. Die 
Verhandlungen gestalteten sich bisweilen nicht 
alleiJ,1 wegen d,er umfassenden Rechtsmaterie, 

Allgemeiner Teil. 

'Aufdem Gebiete .des land- und forstwirt
schaftlichen Arbeiterrechtes haben bi,s 1938 in den 
einzelnen Bundesländern die Landarbeiterord
nungeri bestanden. W,enn auch' die verscniedenen 
Landarbeiterordnungen 'in einzelnen~ bisweilen 
sogar wesendi~hen. Sestimmung,en voneinander 
abgewi,chen sind un.d in mancher Beziehung un~ 
zureichende -Regelungen getroffen haben, so kann 
doc..h gesagt werden, daß .die Landarbeiter
orid;nunlgen ge:g,eruüJher dlelm rvor3'usgegan:gCillen 
Rechtszustand einen wesentlichen sozialen Fort
s'chritt bedeutet haben. Trotz der verschiedenen 
Mä.ng'dl dier e,:lnlze:lnlen La,nidiariheit,er,ofldnunJgeil 
war österreich in der Zeit vor 1938 auf dem 
Gelbie.te des 'Lalllldla,rheiterr:echt:es Igelgenülber dlem 
Ausland keinesfalls rückstä.ndig .. 

Mit der 'Machtergreifungdes Nationalsozialis
mus und der gle,ichzeitigen Einführung der ein
sch,Jägig,en reicbsrechtlichen Vorschriften, die 
übrigens auf dem Gebiete des Landarbeiter
rechtes ",öliliig u;nIZJuli~nlgillich umd ,~genlÜ:b:er dem 
Stande ,der österreichischen Gesetzgebung gerade 
ailif ,dii,esem Reehts,gfibi,ete rnck:ständig gewe:sen 
sirud, [st in ,der werrtel.1en IEntwicklung des Llilld
und ,F o.rst:a:rbJeti1lerfiechteiS jn' österreich ein vö Ilqger 
Stillstand eingetreten. 

sondern auch wegen grundsätzlicher Fragen In einzelnen BundesJändern wurden die Land-
. äußen,t schwi,erig. Di,e Rechtsmaterie, die arbei~C!rol'dnurugen zur' Gänze, i.)l anderen 
für die ,gesamte Lamidl- und! 'iForstambeitlersd1a1ft wiederum nicht ö·der nur teilweise aufgehoben, 
und teilweise auch für' die land-' und so daß mit Kriegsendedie Rechts:lage auf dem 
forstwirtschaftlichen Ang,ootelhen von' großer Gebiete,~ lamd- und Iforstwi:rtschaftliichen Ar
~ichtigkeit ist, wurde eingehend durch:be- beiterrechtes vielfa,ch verworren und' unübersicht-
raten und letzten 'Endes in. verschiedenen: 'Punkten ,lich war.' . 

eines du.rchgreifend~~ Knderung unt,erzogen. DiJC!ser unJbleifnierugenide Rechts:zmsltland .eriner-' 
Vor allem. war es bel der Behandlung der vor- seits und andererseits die ,in der Land- und Forst
li.egru:den Materie. notwen~ig, eine gewiss~ _ über- wirtschaft allgem:ein :durchgedrurugene Erkenntnis 
einstimmung oder AngleK:b:ung an, bereits 'be- von de,r Notwmchtgke:iJt. e1nes zeitgemäßen Ar- . 
steh:ende korr,espondier,ende Re~lungen' für die, heitsrechtes in der Land- und Forstwi l1schaft 
gewerbliche Wirtschaft herbeizuführen; in man- haben das Sundesministerium für Land~ und 
chen Fällen wurde bewußt .dayon abgewichen. FOflstwirtschaft y,eranlaßt, bereits im SomJp.er 

.. 
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1946 in Gemäßheit·.oo, A·t:'cikds 12, Ziffer 4, ·des familieneigenen Arbeitskräfte, die aus den Vor
Bundes ..... Vlerll~urugsg.esetzes ü,n der FI<WSU'Ilig von smriftendes Landarbeitsgesetzes JusgenO!IllIl!en 
i 929, .den !Entwurf eines Bundesgesetzes, betref- werden sollen, ~l'uf den Elheg,3JtteUl, &e Kinder und 
fend die Grundsätze für ,die Regelung des Arbeits- Kindeskinder, die Schwiegersöhne und Schwieger
rechtes in ·der Land- und Forstwi.rtschadt, lauS- töchter -sowie die Bltern und Großelt·ern 'be
zuarbeiten. Dabei ist .das Bundesmini·sterium ent- schränkt wurde. 
gegen der bisherigen Entwicklung auf dem Ge- Zur Sicherung der Rechte der Gelegenheits
biete des a,Ilgemeinen Sozialrechtes und jenes ,in ar'beiterimweitesten' Sinne ist ,dei Unt,emus
der Land- und Forstwirtschaft im besonderen ~·chuß .d~r Meinung gewes~n, daß .die Regierun~ 
er;;tmal~g .. darangega~gen, das gesilmte Arbeits-\ in einer .Entschlie~ung aufgefordert werden so~l~, 
11echt ~OW1e den A.rbeiter- fUnd An~td.1tenl'>chutz ehestens ,durch e1ne Sonderregdung Benachte1h
in der Land- und Forstwirtschaft in einem Ge- gu~gen von Dienstnehmern anderer ,Berufe, die 
setzeswerk systematisch zusainmenzuf~sen. Da- vopiibengelherud in ,der Land- ode'r.Forstwir,tscha~t 
durch soll nicht nur die übers.ichtlichkeitder um- beschäftigt werden, auf dem Gebi.et,e der Sozi'.al
fassenden und teilweise schwier,igen Rechtsmaterie versicherung und des Arbeit~reilitCl') hintanzu
gefördert, sondern insbesondere der bäuerEchen halten. 
Bevö,tkerurug dieKJenntnis· ,dies bi6hler V'1elf,ach § 2' ..qer Regierungsvorlage ~urde mit einzelnen 
noch ,ein Neul.a,nd ;b~l.deruden iA.l1belitslre,choe:s ~!1J der Abänderungen a.ls Abs. i(3) .des § 3 übemommen. 
Land- und Forstwirtschaft 1).ahe gebracht und er-
leichtent wendItm. Zu § 2: 

Wenn bei der' ,Bearbeitung ,der einzelnen Ab~ Große Schwief!LgkeltM beooiteue .dWe Albg.ren-
schruitt;e des Gesetzes hisweiJlen evne Iin .dre E;j,n- zung zwischen Landwirtschaft und ;gewerblicher 
,zdheiten gehend~ .Regelung getroffen wird, so Wirtschaft. Es wurde zunämst ver,sucht, auf dem 
ha:t sich d'iel'> ~nsbesoOl1idel1ea:UlS ,dem Gl'1U1'l!d.e a:1s Wege ,der Abänderung des Kundmachungs
notwendi'g erwiesen, Wlel,l es' \Sich hiielbe:i v~eJ:f,ach patentes.zur Gewerbeordnung (Artikel IV,umd V) 
um Rechoog.ebietle, wie ZUlffi Beis.pliet Koillehiv- eine übereinstimmung zwischen Gewerbeordnung 
vert'rag'srecht, Ar:beli,tJSondnU'n.g, Alr:\JevtsaufS'.icht," und' Landarbeitsge6etz herbeizufÜhren. Dieser 
B.e,triebsve.r,tl1etung thal1ideht, ,dJieim Larudlatl'lbeitJS- Weg mußte jedoch verlassen werden, da i>chwer,e 
recht e:rSltma1l~g gler.etgelt .Wle:rde.n. Di,e W~cht,i.gkcit . Bedenken auf S,eite der Landwirtschaft geltend 
dies,er neuen Rechtsglbi1ete macht es ,erfonde.r.1ich, g-ema,cht wur,den, be't de'r Rlegei;Ulllg des land
daß ihre hW'Ptsächllichen Best;immunJ~en ItlUnWicnst arbeitsrechtes der Abgrenzung zwisch.en Land
einhei,t.llich für ,dia\'> g,a:nze 'BulndJesgeb.i:et ,getroffen. wirtschaft un,d Gewerbe auf anderen Gebiete!1 
werden; ,ahetr ,auch ,(he ibishel'ilgen Erfahrung,en ,a.uf I. vorzu.greifen. Es wurde diher der AU6weg ge
dem Gebi,ete des Lanldi<Cl'beit's-r·echtes haben geze~g.t, wäh;t, ohne Kndörung des Kundinachungs
,daß eine' Zersplitterung, wie sie durch die ein- patentes zur IGewerbeordnung nur eine Sonder
zelnen Landarb~iterordnung,en zuta:g-e getreten regelung für Betriebe land- und forstwirtschaft
ist, für die Dienstnehmer nachteilig, aber auch licher iErwerbs- und WiTtschaftsgenoss,enschaften, 
micht i,m Int~resse .der Land- und .For~twirtschaft und zwar in de.r 'Weise einzufÜhr,en, daß die in 
se;bst gdegen ist. Aus dieser IErkenntnis hat sich diesen Betrieb~n beschäftigten Dienstnehmer 
in .dlerretzt,en Zeit immer mehr ,dlie RechuaU!f- arbeitsrechtlich und hinsichtlich der .;B.er-ufsver
faSISung herausgebj,ldet, daß nur eintunlichst ,ein~ 
heitliches Landarheitsrecht für ganz Osterreich 
sei:ner l\ufglahe geflecht werden und s!cmen Zweck 
erfüllen kann. Dies hat das Sundesministerj,um 
für Land- und, For6twirtsehaft bewogen, die 
h:liuptsächlich,en SesmmrÜrun@en des ,TImen ,LarnJd
arbeit~r,eehtes in den verschiedene~ iRechtsgehie
ten als Grundsätze des Bundes aufzusteHen. 

trerung so behandelt werden, als ob sie in einem 
gewerblichen Betriebe beschäftigt wären. Dies 
gilt jedoch nur für die v'on obigen Genossen-
6chaften betriebenen Sägen, Harzverarbeiturngs
stätten, Mü:hlen UJnd .IMolkereien mit dauernd 
mehr als fünf ißeschaftigten. . '. 

Diese Regelung erfordert aber ,eine Änderung 
von Kompetenzbestiinmungen' des Bundes-Ver-:
fassungsgesetzes i,n der Fassung von 1929, durch 

Besonderer Teil. ein eigenes Bundeslverfassungsgesetz, das mit dem 

Im folg,enden soHen nur die wesentlichen Ab- Landarbeit6gesetz als s.elbständiger Antrag des 
'a' die . ~egenu"'ber J~. rD eg1'e "'s A.~.101"e Aussmusses für 'soziale Verwaltung dem .Natio-n :nUTh~n ~bl, I. welr· ~'\..I I 'fThllIO: V'Vt.l! "'""'tl . .... , . '-' 6 

I" t t d "h d . ,. b' cl n aolr at zur gleJehze1tlgen . Beschl.ußfassung und 
er au er wer ,en, wa r.en von einer eson eren I V b eh' d '1" ·d 
B "d d h1 'ch . f'" '1'{ ,era- s Q,e ung vorgl! egt wir . . 

egrun ung . e.r za irel en germg ug1g,en nn- . D' , d §' . lb 
d b h d " ·1e IBestimmung ,Cl') 21St unm1tte ar an-

erungen a gese .en wur e. , wendbares Bundesrecht und stellt das Ausfüh-

Zu §§ 1 und 3: rungsge6etz zu § 1, Abs. (2), des, erwähnten Bun-
[)ie B.estimmungen des § 1, AhlS. (3), lit. a, desverfa~stingsgesetzes dar. Sie besagt, daß die 

und ,des Ah~. (5), .der Reg.ierun'gsv,ol'lage über Zahl der' Beschäftigten inden genannten 'Ge
famili.eneigene Arheitskdlfte lwurden eliminiert nosseniScha-ftsbetni,eben fünf ü:berschreiten, dem
und im § 3 neu gef.aßt, wolbei de,r Kr1elis dler nach mindestens. sechs betragen muß. 

'\ 
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Zu § 4, Abs. (1): 

Durch ,die neueF a!S6urug~elgeniiber der Ibilsh,er 
p;dIit erschiöplfenidcn IBIC'slt~:rnmUil1jg ldier iR.Jegierun:gJs
vorlalge w,;'r,d bew;;'r'kt, ,dlaß .aIU'ch aiVf D;erus;tnle~
mer, :fiir die ,zwar ei.ni Sonldiendiiens,t'!"echt, 'ni,cht 
ahereip.e Regelung auf, den übtigenlvom Land
a:rbe:;~'sig-es,et!?: erlf,aßten R-echtslg!elb,:exen lbe:s,tJelht, KlEie 
betreffenden iB,e:slt:mm:unlgen dies, La,ndJa,r\b.e:rt7s

g'es'et~e:s' :zur AUiWerudlulD'g kommen. 

Zu § 4, Abs. (2): 

Da d:er Ab'sd1lIlitt;t 9 i(Reur;,ehsv'ef't're'tU[1lg) .e:'l)Je 
Anlgdegenlhie,it ,dies Arblel:,t~~,Chultrzes' ~:st, ffiwß!tle 
dilels,er AIJ6chnit't ,aru,chau1f die Aruges,tdlt.en aus_ 
gtedie~n"t we'T,den., 

Zu § 5: 

3 

'HundesläaJldern .e:irue häufige f;iJ!111i.mtulljg und 
std1.en ,eine S,ad']gleme1IIlJSmalf,t ,x1;oherjg!ebmchtcn 
,Ursprunges dar,d.eren Mi;tgJ:wEldschaft ,aulfGrund 
altdr' Rechitle he:stümmt,en iL:iegeI1J;>(bafuru (zu3teht, 
Ihre Betnieb.esünd 'rein ,tallJdw:i'rtrsmaJfthche, Zur 
F:raig,e der n,ame~dichen AnHihnurug ,dle:t" Agrar
gemeinscha;ften. wurde jedioch vom iA'Wsschuß zum 
Ausdll1uck gehmcht, ,daß eiirueWlirtscha:ftliche, Au's
ruehnung der Betrlieibe von Agm'T'glemeüm~maften, 
ruu,rch ~ die eine Eil1!en;gJUillg gl.eimariägler Gewerbe. 
hetl'i.ebest,attfindenkönme, ,rücht mehr vor-
g,enommen WIeirden s,C?,J:1. ' 

Zu § 7 dc,:r Regierungs."orlage: 

'Die Bestimmungen Ü!bf\r ,da:s 
gestrichen, ,dia ,§ 908 ABGB. 

'l1egeh. 

Angdd wi1l1dien 
'dii,e5~s dhnehrrn 

D;,e vom UdliteraJUlss,ChUlß ibeschi:'os:sienle gleä:l1Idert e Zu § 22: 
Fassung umschl'eibt in ,enger Anlehnung an Ar- Die AndJel1Ul1Ig,en g'egenüberdier Regüerung~
dkel V, klv.a, K,unld!mla,ch;ull1gspatel1lt zur Ge- vorLag,e sin.d"erh~blidr. nie DieIlJstruehmer werden 
w.erbeoJ:1(llnuln\g ,e:nldieut:g ,dien Be;grilff ,dier ~all1Id- uIlitensch!;edJen in !Solche, .dücmit dem Dien~tgeiber 
und forstlwi'r1tls.chalf,tLtichen iPwduihion uln,d zälMt in Haus'gemeinschaift leben fund fJ:1eie Sta't'ion er
die in diesen 'Rahmen faUenden Betriebszweig-e halten, 'undi,n alle übrigien. Für diese beiden 
hersj:{,ei:s/we:lse auf. f,emer werlruen &,e 'Nehen-Grupp.en we~den Höhe und Dauer des fortzu-
utfi,d H;~fshetf'iebe .der La/nld- 'U!l1ldi Forsnw,i~t'S'chaJt zahlenden !Entgelt~s be:stirnut1t. ' \ 

in Olber;;mll't;mmuIlIg mit "d:er Rechtspnechung AiLs Neueru!l1.g' wer,den ün .den Abs. {2), (3) 
defi,l1I~erlt. S:e g'e1tcna':-s zum Haup~tbetr:lelb g!e- und (4 ) die Vorauss,etzungen füv die 'W:eiterge
hör:g und: 'weJ:1d.en rechr::,:,chw~e diesler bClhatnloolt, währung von fre.iIer Snat:ion, hzw. dJer son5t.igen 
außer wenns;e si,ch ,a':5 :se:!bs'tän,d!:'g'e, vlÜ:l1Id1er Na:tul1alhezüge hei ,A,uflörung '·der Hausgemein
La,nd- 'umld Fors9'1üi:,s,ehaJft .g;evrennt vel'wa:;!t<lceschaift, Aru,f,ll'ahme ,iJ!1e,ine 'Kr,aJl1keIl!- oderPfle.g:::. 
Wir'MchalftsilOOl'p'er .dJ,lr~te.!crlcn. anstalt :so()w~ie bei Unterha,ltsv,el'pf1ichtru,Il!gen I.e-

D:le 'StdLUil1lg ldie:> Garurubaues w,;ir.d in. A.n!:.eh- di,ger Diens:tmehmer geIl!<lJu fesogdegt. 

iJ1'UJl1Ig aJ!l1 Arlt::lk-el V,E;t.a, KUJl1Idlmachunlg5Jpatent Zu § 23: 
zur Gewel1heo.ndinlUnl1! ,dialh.~ngehCIlld ,gddäl1t, daß [)' B' d E t 1t' eh f d' 

~ ],e egrenzung es, n ge anspru -es au le 
er ein Teil elter la,n,d'w':rt:sehaltdi'chen Pl',odlu:küo:n D eh b . h 'ch f d .' auer von em,er WO eezle t SI au ,en 
~:5it uil1ld n.1ch,tulnltter ,dlie ßes'timmu,nlg'en Idler Ge- Einzelfall. 
werlbieon1n:Ulnlg .f:n:.r. Der' Berecht::gull1lgsiU!1TIIfalnlg 
des landwirtschaftlichen Gartenhaues wird gegen'- i Zu § 29: 
üJber' .den 'g,ewerlbo1'ichcn Gärtl1oC'fci.en gle:nau ab- Dies'e Bestimmung wuride ~n An1dmiUng "an' 
~grenzt, und ,d:er ,rue:rz'e:;t.:'g)e tatt,sächbche Zusltal1ld § 25 B,etl1iehsräteg,e~etz vom 28. März 1947, 
recht::ich 'lI!ruterh<lwt. Der Aru:slschuß Ihalt ihi'ez;u e~n.e B.' G. BI. Nr. 97, In,e:u gd,aßt. Oer Auss,chuß hat 
Eill:ts,chl'fleßumg ,getfaßt, 'um ,dlle Arlbeii,tls1o,s,enve:r-. dabei f,esug,eha:lten" .daß IU'!1:t:er lB,el1uf~yert'f\etiUng 

,s~ch,el1Ung ,dler ,:!l1l ,:,a.nd'w.i;rltls,chaJir~ich,en Ga,l1teribau nm S1il1ne .des Abs, i(3),llit.,a, :5IOwoh] ,dlie :g-esetz-
helSchälklgten Arh-eiter LSi:,merz.uste1i:,en.. Lichen' Lnweress,envertretul1lg,en, :als' ,auch d,:,e lauf 

, ' ,freiw\iH'igler M~tlglhed\schaft ;betJ:,uheIl!den Berufs-
J<e'rruer wind! Ifes.t:2Jel~e:gt,,' -dia'ß ,(ke Beit:riebe der ' , d.TV h I. 

~ V1eTe'm~gun:gen , ,er [LJ:lenst:ne 'mer zu versteL',en 
land- und forstwirtschaftlichenErwerbs- und , , s~n.d. 
W:lrt'schal~::31genlolssemchalf,t,en, s,olf,efln s:le 'gemäß 
Ar,tik~l IV, Ku,nl(l!ma,chiUlnlg~patent zur Gew,erbe
or.dIjlUing V,Oill ,den BeSltlmffiUlnl&en ,der Gew.erb,e
O'l1dJl1IUing ,auI3Ig:e:l1Iommen s:nd,a':1S B>eltn:ieihe der 
La-nd- und' :Fol'stwi·rtsch!alf.t 'gJdben IUrud ,als, ·solche 
unter ,cLie J3,eMiimm:ungien ,des La-ndarb~it~rges,etces 
faEen. {Si,ehe Jedoch 'Bemerkung zu ~§ 2.) 

S.ch1i1eß]jchwcl"den di,e:im Ahs. 1(2) '~r Regie
nuifi'~svolrlaJge :gel1Jannten ~Qn.stig'en Venel:nrrgungen 
von Land~ iUuld ForS'tw~rten :a15 Betr::ebs,iJ!1,haber 

\ \luf die Ag:rangJernieins,chaJften iim S.'inne .derF1ul"
verf,a:ss'UlnglSig'6Sle.tz'e beschdinkt. nie Agmrgemein
schr.lBtleru isünd harulpt'Sächilli.-ch im, den w!estlic.hen 

Zu § 30: 
Di,e AM~rt:iglung'sbet:r.ägJe'W'u,fi(j:en g,eg:eruüher 

der R:egliei-'ul1Jgsvüdage erhöht. 

Zu §§ 32 und 33: 
Di,e Andleru,ngen g:e,genüber ',dien korrespon

&eren.cJ:ien Bestimmung,en ,der Gewerbeordnung 
l;Lnd der bi6he:t<igien RJegdU:I1ig\u. ,anderen arbeit;
r'echt1fichen Spelz~aj;g,esetzen wUi'den bewußt iry. 
Anpa'ssun,g :an die Iandw.i'rtsclJ.,af.t,1ichen Verhält
u!:!Ss,e, :bei 'g1eichzeitti,g,e:t" Bes,eitilgung VOIli Härten, 
d~e ,der gieg:enwärtligen :Entwicklung n:icht - mehr 
cntsprechen, v0l'Jgenommen. ' 
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Zu Abschnil1t 3. Kollektivverträge, §§ 40 bis 55: 

Dlle Regiierorugworu,a,ge 'Wurde ,in Anpa's6ung 
an ,dla,s KoIllCkt!ivvertI1a'gsgJesietz vom 26: Februar 
1947, S.G.illl. Nr. 76, da,s, lim Zcitpu,nkt 
der parhmerutahlschen Behan.d[iung ,oos Land
atibeitsgesetzes v'flrhUltibart Wlur,die, ,a'b.gJeä:rud'ert. 
Abweichungen von den BeSltimmungen des Kol
le'kt1ivv.ert'Pa'g,slgJes,etzes wunderu, bedlingt diurch den 
ChaJ.,aktrer de\S ·,La:n.drurbeiltsgesetzes Ia;hs Gru.n~atz
gesetz, in. dien . .nach\Stehen.den IBu!l'ktlell' noO't-
Wlendj,g, und zw,ar . 

1. wer;den, an SteHe .der' Ei,n;i'gJU.ngsämcer Eini
g'Uin.gsrkommli:sls.i.onren 'a!I1 Sitze von·Bezi.rkw~·rw,ai
mnlglShehördenr errichoet. über ,den Einj,gungs
kommissQonen ein~ Landes s,teht ,als oher6te 1n
soanz die brei jedem .Amt,e <.lIer La~ndesreg;,erun.g 
gebill:det,e Obercini,g.u,n.gskommis~uon. 

2. im Gegenr~,atzzum ,K,oILektiivvertr:agsgesetz 
w,i;r.d ,das Schw,el"gewicht des: AUlf@ahenbt"reiches 
au1f dlem Gteobuete des Ko11ekt~VVlertomgsweo.\enls 

von den Binlligu'ngs'kommis\Su:oDen ,mf .die Obler
ciruigungskommi's'sion' v,eJ:'l1egt, ·aie.; ,aus dem 
Gnunde, we~l es iSÜch helim Abschluß von J).ol1ü
tivverträgen .aulf' Grund Ides iLa'n<.lla,rlooiwgeserzes 
zumeist um Ver,or1i~e ihandlelt, due . für das ganze 
Bu:ndes~and Geltung hahen. :50 erfolgen .d!,e R,e
glis.tf1ie.ru.ng, llinoerLeg.un.g und Kundmachun,g 
der KoHek&vv.erträ'gedJur:ch ,dJje Obereinigungs
kommlislSlion, ,ebenso ,dIi'e tBeschlußf,assu.ng über di'e 
Satzung, :i,hne RegU6or.iJenung· fünd Kundimachung. 
Schließliich oblliegt der Obere1n.]gun~kommt%ion 
die Mitwirkung heim cAhschIiUß von K,oHehivver
tr.ägen IUnd' ,di,e Entscheidung !bei Gesamtst,reitig
keiten ,aulS 'K,oM:ekcivV!e'mrä;~en. 

Zu §§ 56, 57 und $8: 

An d~e 'SteLle~r ~n ,dler iReg~ernml~vor1age V<;lif

geseihenen ·du,rchs·ch,nittl1ichen tägJiichen Arbei.ts
zeÜt wurde wegen ,der ,Aibhän!~ilgkeitder . Land
wirtschaft von dJeln Jahresreit'en 'Uind Wüterungs
verhältn~s'Sen, sowie zur ,Herote]J,un:g ednes AU5-
ßllciches ünnerhal'b ein.er Woche .und 1mnerhaib 
des Jahres ,dJj,e wöch,entlliche Arbeitsz'e!it im Jahres
.durch~ch:niiltt Jest@CS1€tzt. D;;eSJe ,dlarif .,für id;~e mit 
dem D:,en:s.ogeloor :in Ha.u:slgemei.n,s.cha:ft1ebe11ldlen 

. Diensonehmer mit fr,eier Station 54 Stunden, für 
aUe übrigen Dienstnehmer 48 Stunden im J ruhres
durchschnitt nicht überschreiten. 'Für .qi,e letzteren 
gilt dies jedoch mit'der Maßg<libe, daß' in der An
b.au- und ErnteZieit' die nO'rmaile Arbeitszeit auf 
54 Stunden Wöchentl:ich ,erhöht werden kann; zum 
Ausgleich :iSt in der arbeitssch~achen Zeit die 
ArbeitlSz.eit 50' zu y,erkürzen, daß sie im Gesamt
jahresdurmsmnitt ·408 Stunden wöchentlich nicht 
üperschreitet (§ 56). 

'In deriForstwirtschaft und deren Ne:billlbe
trieben, Jerneri~ den Iand- und forstwirts.chaft" 
lichen Genossenschaftsbetrieben und /i·chl,i,eßlich in 
den ·landwirtschaft.lichel1 Nebenoetrieben, In 

denendauemd mehr als fünf Dienstnehmer be
schäftigtsind, darf die wöchentliche 'Arheitszeit 
48 Stunden nicht überschreiten. 

11m ühri:gen firudie't ,die ~eigdu.ng ,der 'Arlbeits
zert ;iJh're wdi:t,e.rfe -EJ:'Igänzuntg in ,den Varschn~ften 
über Mi.ndes,tru'h~ZJe~t ('§ 60), AFbe'inspatuSeniO§ 61), 
wnd übeI1&tundent~g('l~,un:g I(§' 59). .Das Gegetz 
tr~ifft !schlli,eß:llich eine Au,snla,hms:itegdung 'fü.r .di,e 
mit ,der. Vilehpflege, Mdkunlg .oder mi:t den _r'e
gdmäß~g'en Verr,j'cht'Uingen. iim !Haushalt be,schäI~ 
tigten Dienstnehmer, welche di,e damit verbun
denen Atib.eiten l:luch über ,CJ:i,e n.ormallie AribeitsZ;ej,t 
hin.au:s ohne Dbefls:tUindep,entJ1öhnu,ri,g IlJU "er
nichten haben., wogC1gen ü,hnen eine entlSpnechende .. 
FreilZieitn.ach Vene!inibarung; mDnd'tlSven;s, ,a!bei- zweli . 
freie Werlkoolg,e ,im Monat Ige~icl1.ent ~ind {§ 57). 

. I 

Sonst stind DberSt'Uooen über .diiC' not'maile Ar
beitszeit zu lei\Sten, wenn l<liuße1.1g,ewöhnJJiche U~- . 
stä11lde, wie dt'ohende Wleoterschlä:~ und s,onst:irge 
EI

'
e.g1eIlJtianerekgni,ssle, f.erhier Gefaihren ,fü,n ,dias. 

Vileh oder ,d!rohend~ Verderben der :P'J:1odukte, 
sowi.ie Gefä.h.ndun.g des W;a1dbes.t.andles eine V,e~-: 
lä,ng:er:u.ngder ArlooitlS.zeit dr:il1:ge.l1JdI notwendig. 
ma:chenJ(§ 59). 

Zu § 64: 
Wun}Je über Antrag der l5PO. e~fiigefügt Ulnd 

sich,ent Diens,on.ehmern .mltt cig:ener Wilirt:sch:a,ft 
du.e zur Verrichou:t1Jg 1.rru;llUlfschrebbalJ:1er A,rlooi:ten 
in ,der ci:g,en.enWi,rosch.aft lenfol'dedicheFreiZJe~t, 
ohl1le daß da;du:rch da,s 'Dien:stverhältnis 'unter
brochen wind. 

Zu §§ 65 bis 70 (Urlaub): , 
D:iese Bestimmungen wunden dem Arlbeiter

mhu:bs,gesetz vom 25. JuLi 1946, B. G. BI. 
Nr.173, :w:eitgehend ,angegLichen. All'> 'SondJerbe
stimmung werden 'di,e inder Land~ 'und :Forst
wirts·chalEt .gebräuchlii,chlen, läs~11g,en\ un.d @ebotenen 
Feliert,alge his .zu ,einem Dl'j,t~d.:i,p. da:s :Ud:lu:bs
ausmaß für jene n.ienSitnehmer, ,dIi-e ,an den ibe
tlieffendien T,a;g~n oa.'!s'ächLich :keine 'Aribeit J,ei:st,en, 
e:in,ger:ech!llet. 

Zu § 68: 
I 

§ 63 der Reg;irer1}n,gsvoi:L:ljge über' .di:e Ahfin-. 
cLung hat den T,ext .des § 7, AJ.1beiteruTla:ubs
gesetz, übermommen. Da slidl bei dler .A:uslieg'ul1lg 
des ArbeLtenudau:oog,esetZies hinlSichtJ1ich der Ah
findUing Zweifd engeben halben, wunde ~m noeuen . 
Worthleut dielS § 68 di,e seiID'flrzeiti:g,e A~~cht de.s 
Gesetz,gebers, daß der Anspruch. aru'f A'bfirud'ung 
a.uchdanribesoeht. wenn der . UdaubcS,aIIJspmch 
n.och nicht erwo~ben Wlu,rde, kj,ar :zum Ausdruck 
gebracht. . 

Zu § 75: 
Diile B,estimmu:U:g,en üiber Mu ttJenlchu,oz ~ind 

im aELgemeinen dem Mutterschut21geS!etz en.tnom~ 
men· lDies,es Gesetz 'w'kWieitrerhin, .iJnsow,ei'! nlicht 
im Lan.d:'a~bei't,s'ge"etzabwei,chende iBe,stlimniiUng,en 
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get·roffen l5ti:nd; iLn~hes()ln,cLere b]e.i,ben Id1e Vor. 
schriften des:§ 7,' MutterschutZJgesetz, über Wo-
chen- ul1!dSti!tlgdd 'llInlberiiihrt. . 

Zu § 76.: 

DalSSchu1JZaLt.er der ].ulgenidiLichen ~n der La,nllf
uofiid FQ.riitwi:rtscha:ft wundIe von dlern '16. ,a'Ulf .das 
18. Lebensjahr erhöht. lDie U l'Iauibsibescimmun,. 
g.en wurden/dien jüngst ,edJ.\')s'Cn~ glfJsetzJ~chen 
°Ur:l,auhsrvor:schriften für }ugendJ:iche (iB,urucLes
gesetz vo~ 3. Juli 1947, B. G. BI. Nr. 159) m~t 
der Maßgabe ang~gLi.chen, daß die ,in ·den land
wirtschaftlich·en Bhrieben . tatsächlich eingehal
tenen, lä5sigen und gebotenen ,Feiertage bis 0 zu 
acht 0 Werktagen il]. die Urlauoozeit dann ein-

. gerechnet werden, wenn die Jugendlichen an den 
p.etreffenden Tagen tatsächlich keine Arbeit 
leisten. 

Zu Abschnitt. 6 (Arbeitsaufsicht) §§ 81 bis 94: 

lDie§§ 84, 85, 86 und 87 wurden ,in. AU1gl~i. 
chung an die analogen Sestimmungeildes Ar
beitsinspektionsgesetzes vom 3. Juli 1947, 
B. G. BI. Nr. 194, ergänzt. 

Zu § 105: 

nie in der Regierungsvorlage enthaltene Be
zeichI\ung "land- und fonstwirtsmaftliche ,Lehr
lingsstelle" wurde in "land- und forstwirtschaft~ 
liche Lehrlings-' und Fachausbildung.sstelLe" um
benannt. In Ahw~ichung von der Regiemngsvor
lage wird für die Geschäftsführung ein paritätit;,ch 
zusammen.gesetzter Beint vorgesehen. 

Zu Abschnitt 9 (Betriebsvertretung) §§ 109 bis 
130: 

Der 'gesamte Aoochnitt wurde, abgesehen von 
wenigen Ausnahmem, die auf die hesonderen Ver
hältniS\Se in der Landwirtschaft Rücksicht nehmen, 
~n allen wesentlichen ,PUnkten an die Bestim
mungen des Betriehsrätegesetzes VOm 28. März 
.1947, B. G. BI. Nr. 97, ange~lichen: 

Zu § 109: 

Entg,egen der Regierungsvorl;lge werden nun-

5 

Von der Aufnahme der Bestimmung des § 14, 
Abs. (2), Z. 3, Hetriebsrätegesetz, üher ,das Ein
spruchsrecht des Be~riebsrates gegen die Art .der 
Wirtsch.aftsführung in Betriehen mit, mehr als 
500 Beschäftigten, das auf industrielle Verhä·lt
nisse abgestellt und daher. für' die Lamdwirt
schaft ungeeignet ist, wurde Abstand genommen. 

Zu § 124: 

. ,Es. erschien dem . Ausschuß wünschenswert, daß 
die näheren Bestimmungen über ,Wahl ünd Tätig
keitsdauer des Zentralbetriebsrates und ·über 
sei,ne Geschäftsführung in aollen iBundesländern 
durch die Ausführungsgesetzgebung . ,einheitlich 
getroffen werden. In diesem Sinne wurde vöm 
Ausschuß eine Entschließung gefaßt, in der' das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
ersucht wird, au,f eine einheitliche landesgeset,7-
liehe Regelung dieser HestimmUln.gen hinzu
wirken. 

Zu § 130: 

[)a a116 gleichen Gründen wie im ,Falle des 
§ 1>24 die Ausfuhrung~bestimmungen den Land
arbeitsor.dnungen vorbehalten sind, hat der Am
schuß eine Entschließung ,aahingehen~ gefaßt, daß 
möglichst einheitlicheAusführungsb~timniungen 
getroff.en werden. 

Zu. § ,136: 

Der Zeitpun1kt der Beendigung der ,Funktion 
der ZentraHohnikommission mußte bis zur Be
. stellung der Obereinigungskommissionen hinaus
ge.schoben' we~den,da erst mit Aufnahme ,der 
Tätigkeit der Obereinigungskommissionen die 
VorausSetzungen gegeben sind, im iBereich·e der 
Land- und iFprstwirtschaft zwischen kollektiv-

· vertragsfä.higen Körperschaft,en rechtswirksanie 
Kollekti,vverträge für ILand~ und Fors.tarbeiter 
abzuschließ.en;denn die Rechtswirk.samkeit von 
Kollekt~vverträge'n ist~ach § 47 von der H'inter-

· legung heider Obereinigung..,kommission und 
· der Kundmach,ung in ,der ,;Amtlichem ,Landes
zeitung" abhängig. 

o mehr auch in bäuerlichen Betrieben :mit dauernd Zu § 137: . 

mehr alS 20 Dienstnehmern Setriebsvertretungen Diese Vor5chrift wurde' .dem§ 30, Arbeits-
eingerichtet. inspektionsgesetz vorn' 3. Juli 1947, S. G. BI. 
Zu § 115: Nr.194, unter Beda,chtnahme auf § 72, Abs. (3), 

Die Funktionsdauer der Beuriebsräte (Ver- Laridarbeitsgesetz arugeglichep:. 
trauensmänner) il1! der 'Land- und iForstwi·rtschaft Zu§ 138: 
wird abweichend vom 'Betriebsrätegesetz an,statt 

1" mit eimern Jahr mit zwei Jaht·en fe~tgesetzt. 

Zu § 119: 

,Im Ab6. ~2), Z. 3, wird die Al)zahl . .d~r 
. Dienstnehmer in Betrieben mit dem erwciterten 
Rechte ·der Miqvirkung der ;Betriebsräte an. der 

. Führung und Verwaltung des. Betriebes wegen 
der' beson.deren Verhältnisse in .der Land: und 
Forstwirtschaft vo~ 30 auf 50 erhöht. 

o I 

lDie RegierungsvOrlage wurde im Hinblick. auf 
die . Kundmachung des Bundesministeriums 'für 
soziale Verwaltung vom 14. Juni 1947, So G. BI. 
Nr. 141, überprüft und neu gefaßt. 

Zu Ar~ikel III, Abs. (2): 

Die S~empel- und Gebührenbefreiung wurde 
auf Anregung des Bundesministeriums fü.r Finan
zen auf die Lehrverträge ausgedehnt. . 
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Die dem Bericht unter Punkt 4 angeschlos<senen 
Abänderungsanträge der Abgeordneten ISchnee
berger, ,ProktSch, Kysela und Wilhdml'ne Moik 
wurden im A:utSsch~ß abgelehnt und von den An
tragsteLlern als Mi n ,d er he i t s a TI t T ä g e an
gemeLdet. 

Angestellt,enschut2;cs und ,der Berufsvertretung, 
wird die verfassungsmäß,ige Zustimmung erteilt. 

2. Dem, angeschJolSseruen E nt w u r fe in 'e s 
B u n de s g e 5 e t z e oS, betreffend die ,Grund
sätze für die Regelung des Arbeitsrechtes in ,der 
Land- U!Ild IFor,stwirts,chaft (LandarbeitsgetSetz) 
wird die vedasSungsmäßige ZustiI1lll)ung er
teilt. 

Der Ausschuß', für soziale Verwaltung steLlt 
somit den An tr.a g, der Natioha'kat wolle be
schließen: 

1. Dem angetSchJossenen E!Il t w ü 'r felne ~ 
B und e ,5 ver fa 55 u TI g S g e set z e s, betref
f.end die Zuständigkeit des ~undes auf dem Ge
biete ,des Arbeit,errechtes iSowie des Arbeiter- und 

Rainer, 
Berichterstatter. 

3. Die beige druckten E ~n ts c h 1 i e ß u TI ,ge n
o 

werden angenommen. ' 

Wien~ ~m 25. Mai 1948. 

Böhm, 
Obmann. 

Bundesverfassungsgesetz vom 
1948; betreffend die Zuständigkeit des Bun
des auf dem Gebiete des Arbeiterrechtes 
sowie des Arbeiter- und Angestelltenschutzes 

und der Berufsvertretung. 
Der Nationalmt hat beschlo6sen: 

§ 1. (l) Die GelSet21gebung und die V611zie,hung, 
in A,ngdeglenhe~tend,elS Alrhelit,errechtelS,des .Ar. 
beiter- 'llflJcl AngCiStdIt.enlschut:z.es und! ,der beruf-:
lichlillll ~ertretuTIg für. Dienstnehm'\'r i;n Säge'n, 
Harzvem'rheitung6stätit,en, MühLen und Molke
I1e~en, die von la:nd~ und .foI'lStwü'rt'Scha1Etlichen 
El"werblS-, ,wnd WirtlS,chl1f.t~genQ:9S,enscha,f'ten De-

't'rieben werden, sofern in ,mClSen eine hesltimmte 
Ainzalr! von DientStnehmern dauernd beschäftigt 
rr5t, llist Sache des Bun,deIS. 

(2) Die !im AtbIS. 1(1 )genannt,e A11JZ,a.hl de~ Be
schä:f.tigoen wird durch BundC6g~s,et.z beSltimmt. 

§ 2. Besteqen;Qie iRechtlSvorschri,ften des Bundes 
lincLenim § 1 genanntt;n ATIg>elegen~eiten, die 
.lauf gewerblichte IB,et6ebe An.wendung' finden, 
gelt,en, ,auch für 'iBetr.i.ehe und -Diensmehmer d.::r 
im § 1 bezeichneten Art. 

§ 3. Mit der Vollz'iehu"'ng, die'ses Bun,d~verfas
lSung,sgt)~e'tz,eIS llist, di,e Bundesregi,erung betmaut. 
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B,undesgesetz vom 1948, be-
treffend die Grundsätze für die R~gelung des 
Arbeitsrechtes in der Land- und Forstwirt

schaft (Landarbeitsgesetz). 

Der Natjon,a1lmt ha't Ibeschlossen: 

Ar t i bel I. 

Für die R,egdung de~ Arheitsrechte sin der 
Land- . un,dFor'6tWllrbSchaÜ. (Landarbeit'sordnun
gen) werdenl g,emäß Al'1tikd 12, Abs. (1), 2.4, 
des ,Bundes-V,örf.assungtSgesetzes fn der Fa.ssung 
von 1929 die folgenden Gnindsätz,e ,aüfg,estel:t: 

1 .. G,eltungsb-ereich. 

§ 1. (1) Die Lan;dlarbeortsorrdnung,en regeln: 

a) ·da'S ,AJ.1be,itsvertmg&r,echt der land- und 
. fÜl'stwirts,ch'afthichen 'Arbeit'er (Landarbeiter-

It'e~ht); 

b) ,den Arbeiter- und Ang,estdltenschutz, .so
weite·ssich um Ian,d- und forstwirtschaft-
1iehe A'r~beiter und Anges:tdlte Ih;mdelt. 

(2) Land- und Forstarbeiter ,im Sinne d~eses 
Gesetzes '$lind j,ene P.ersÜlnen, die v,el'1t,ragsmäßig 
Diensdelistungen 'in B.et,r~'eben ,der Lan.d- und 
Forsitwiirltls,ch'alftt og,egen Enlug,&t V1e:rn:chten, 'g:!eich
gülcilg, üb sie ~un die Haus,gemej,nschaft des 

, Dienstg,ebel1s, ,aufgenommen si~,d ode,r nicht. . 

(3) Als Landarb6ite,r .si,nd ferner''l'ilzus,ehen:' 

la) Pers'o,nen, :die Di,emSlte .für die Hausw:,rt
schaft ,des DienstgeberLS oder fÜll" Mitglieder 
,des Hau'S.st,andes y,erl'1icht,en, wenn' sie ,auch 
Dien'ste für den 1and- lund Jorstwittsehaft~ 
~i,chen Betrieb ,des D':,enst@ebers loeist.en und 
ni'cht "unlter da'~ Hausigehi~feil'ges'etz f'a1:'l\e'n; 

0, Ib) GdelgenlheitiSarbeiter. 

(4) Lahd- und forstwirtschaftliche Ang,cst,ellte 
6ind ,Personen, die .in Betrieben der ILande und 
Forstwirtschaft vorwieg,end zur ILeistung höherer 
oderkaufmännisch,er nieß:ste oder zu iKanzki
arheiten angestellt sind, soferri das Dienst,verhält
nis ihre lErwerbstätigkei.t' hauptsächlich iln An
spruch nimmt. 

7 

§,2. {Unlmi,ttle,jbar :lJl1lwendJba:r,es Bundles'recht.) 
Von den Bes,uimmungen di'e'ses 'Bun.d,e>.gesetzes 
~ind ,awsgenommendi'e Ar'bc,jter UThd An-gestellt(m 
rrn Sägen, H,~rzv'erarheitu'ngsstä;hen,' Mühl:;:n und 
Mo,tkercien ,die von Jand- und for,stwircsdJ,aft
Echen Erw~rhs- undWirtschaf,tsgenOLS6e"n 5chaft.en 
bettiehen werden, sofern !in ·diCISen -dauernd mehr 
als 'fünf Drenstn,ehmer he~ch;Lfcigit sind. 

c 

§ 3: (1) VOinl den Vorls,ch,dftenl,dies Ges~tlzes,~i,rud 
'unlbes,chaldlet dier Bestimmurilge>nl ,dies Abs. 1(3) a.us
Igell\omIl)en die ,fami~:<en.e~genen: Arbe~ts:kräft'e. 

'(2) Als dfalmiJieneilgene Al1be~!t'sbä!fte ge:tofn: 

a)der Bhe'ga.tte, 
b) ,(Ee K:n.cllerunld' Kinldeskinldler, 

c) ',Üe ,:Sch.w~egersöhne un,d I$cliwi~geJ;töchter, 
cd) ,eEe Ettern 'Uinld Gl'oß(!I;'tem 

,des Di~ns'ügeJb,ers" wenn sie mi,ti.Jhm iln 
Hausjgemeins,chaJt ,leben 'Unld iri s~jJl1'em "
h:nd'= 'un1d' lf.ors'twirUidlialfdi'chen iBetr:eb 
h<liu:ptlb.erulfEch Ibeslchäft'~g:t sind'. 

(3) Auf ,f,amiheneigene AJ.1beitskräfte {A~. (2)] 
fil1lden ',cl':e na,chsltehenden Biest~mm,ungCin :dEie-s,es 
'Bundesgesetzes 6i'=g,emäß AnwCl1Jd.ung: §§ 13, 
71; 72 'und 77; ferner die Abschnitte 6, 7 und 8. 

§ 4. (1) Die Vorschriften der iLandarbeitsord
nungen gelten für die Dienstnehmer, die in land
'Und forstwirtschaftlichen Betrieben des Sundes, 
eines Bundeslanties, lB~zirkes oder einer Gemeinde 
oder einer sonstigen öffentlich-rechtlichen Körper. 
schaft oder eines öff,entlichen Fonds· beschäftigt 
sind, nur insoweit, als für diese Dienst.nehmer 
keine besonderen Vorschriften für ,Rechtsgebiete 
bestehen; die in den einzelnen Abschnitten dieses 
Bundesgesetzes geregelt sind. 

(2i Die Bestimmung,en der Aib~,chnitoe 2,3, 5, 
7,8" 10, 11uwd'\cbe §§ 65ibt:s 70 Ides A1bslchniltt,e~4" 
dIeses Gesetzes finden auf die Angest'ellten in der 
Land- und Forstwirtschaft ,keine tAnwendung. 

§ 5. (1) Betriebe der Land. und For~tw:rtsch.aft \ 
im Sinne dieses !Bundesgesetzes ,,g,ind Betrüebe 'der 
1and- und :fors-twirtscha:ftlich.en 'Prodiuktion und' 
ihl1eNebenhewiebe, sow:eit diese in .der Haupt
s,ache ,die Verarbe~tung .der eigenen Erz<:ugni~~e 
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ZiU'ffi Geg,tm~M:I1Jde haben (Artikel V, lit. J, d'!, 
Kundm;t!chungsp<1Jtenteszur Gewerhwrdn ung) , 
fe11Ther ·Q:üeLa.nd- ,und fOl1stwtir.tschaf'\lUchen Hilts
.hetr<.iebe, ,die der fIens'veUungund Instandha>1tung 
der land-und fontwrt'schafdi,chten Betriebs
mvttel für ,d.eJ1J e,igeilien J3;eda,1"f ·dienen. In di(!s,em 
R,ahinen .zählen 'zur l<1lrtJd- Il.md fOf<Stwirtscha.f:t
lichen! Produktion ,insbesondetie: ,der' Ackerba.u, 
die Wtiei&en-, Weidle-, A1p_ und ~a:ldwirtschaft, 
die Har:zgewinnung uhd KöMel1ei, die ].a.gJ, 
Fischerei und Teichw:irt.schaft, Viehzucht, Vieh
hailoum>g 'und Milchw~rtschafit, ·die ,Imker'ei, der 
Obst-, Wein-und G<1Jrtetibau und, die Baum-
s:chu1en. . 

(2) Unter Ga,l1t,enJbau tim Sinne des AhiS. (1) 5st 
die iHervonbringung von Bl'umen O\)6t Gernüs·e 
:Bäumen und sonsti'gen G;vrtnerei,~rzeug~lssen auf 
eigenf.lm O'der ,gepachtetem Grund O'hne Rücksidlt 
Il:wfdi·e lBet.nidbswei'5e zu -ver~tehen, nlicht ~herdi'e 
Errichtung lUind ,di,e Loouandhlahun-g VOn Gärten 
e1ms,chhi,eßlich der 'gärtnerischen Gräber - ~ und 
Raumaus,schrhückling, ferner n'irut das Binden 
von Kränzen 'und Sträußen un,d" ,der Handel m~t 

. GärtI1Jereierzeugruss,en, es 6el ,denn, daß diese 
Tätigkeiten im Rahmen eines gitrtenwirtsruaft
lichen Nebenbetriebes, das heißt in einem i'm ,Ver
hältnis zum Hauptbetrieb untergeordneten Um
fang und in der rHauptsache unter V~rwendung 
eigener Erzeugnisse ausgeübt werden. 

(3) Nebenootr:iebe im S1nne der Ahs. (1) und {2) 
6,ind dann nicht ,als Bebri<ebe ,der LaI!1Jd- und FO'fst
W'~nosru~ft. anzill>ehen, wenn s,ie !&ich .a'15 selhstän
.dI~ge, von der Land. ,und For&twirt~ch<llft getrennt 

I v,erwakete W:irtsru,afwkörpei-darsteHen. 

(4) Als J3,et6ehe der ,Land-UiI1d Forstwirt6chaft 
ge:lten ,auch ,dtle Beur.iehe ',der land- und for>twirt
:6·chaftE,men. Erw-el1bs- und Wirwchaf'MgenO'S"en
schaoften, !sofern ,sie gemäß Artikel -IV det; Kund
maruungspme>I1Jtes ZUr Gewerbeordnung vO'n J,en 
BelStimm:ung-en der G;ewerlbeor,dnung aU'g<'~om
men ~illdJ; ,f,cme:rdlve Betniebe der Agmrgemein-
6chaf,tien im '$thnne der Iilurverf,a.9S1ungsges.etze. 

2. Dienstvertrag: 

A b~ c h 1 u ß des Die TI s t ve r tr a g e s. 

§ 6. (1) Der Ahs,chliuiß ,dies, DienSitve:ntr.aIg'CiS iist 
mit den im Abs. {2) angeführten ,Ausnahmen an 
kerne :bestimmte iFol1m g!CibUinlden. 

(2) Der. Schr.itft:lform bedürtf,elll.z;u i:hrer Gültig
keit die Jahnes,dienstve'rcrägeund jene D-ienst-

Wenn der Dienstnehmer ,gemäß § 28 des Bundes
gesetzes 'Vom 125. Juli 1946, B. G. BI. Nr .. 184~ 
über 5teinpel- 'Und 'Rechtsgebühren (Gebühren
gesetz 1946), zur Gebührenentrirutung heran
gezogen wird, so ist er berechtigt, vom Dienst
geber E~'satz zu fO'rdern. 

D [e n os t tS eh ei n. 
§ 7. Wellin ein D:enJs:!lYleritlralg m'ünid:l~d1 •. alb!ge- ' 

srulossen wurde,' wstdem D~enstnehmer ,auf Ver-' 
hingen vom Dienst:gether eine sruniftLich·e Auf
zeimnung {D~eI1Jst15chein) über ·die ',Jus ,dem V ~r
tr,a'ge sich c,rgebenden we'senbLiru'en~Red1te :und ' 
Pf!:iru't,en ,auszufoJ,gen. ~ 

Inh'alt ,des, -D-ienstvertrages. 
§ 8. (1) Art und Ausmaß der Diellls'tl.eitStmng . 

sowie 'dies hidür gebührenld'elll Entigdte6 werden 
durru Verein>bar;ung bestimmt. In Ermangelung 
einer solch,en. sind den Umständen angernes'sene 
Arheit und ebe11lS,01ches Enngdt unter biU~ger iBe
rücktSlcht'~guntg des Ort6gebrauches :zu leist:eru. 

(2) Zum Entgelt im Sinne"die'ses Öesetzes ge
hÖfTen, de,r Ba.rlohn unddtie Natu.milbezüge. AlLS 
Natwa1bezüg,e ,s~nd !insbesondere -Deput:ate, Kost, 
Wohnung, Landnutzung und V,ielilialtung anZlU~ 
sehen:. 

D ,a -u e t d 'e:s Die n s t ver t rag e s. 
§ 9. (1) Der :Dj'en:stv.entrag kann aibgeschlossen 

werden:· -
( , 

a) auf besDimmte Zeit, 
b) ,auf unbesDimmt,e Zeit . 
(2) Der, 'Dimstve.l1ur:lJg ,a'uf' beslliminte Ze~t' 

erudet mit dem IAhI.a.uf der Zeit,tür. weLche der 
Vertrag ,abg:eschlossen wonden i~t. ' 

(?) Wivl1d n,adt . Abl,auf der' Vertn;vgsdauer der 
Dienst'nehme.r weiterthesruäfcilgt, so ents;teht' un~ 
beschadet der .Bestimmung über' den J ahres
dienstvertnag [§ 24, bOs. (3)] ein Dienstverhä1t
ni'Sauf unbe'st,immte Zeit; btis zum Abs.ruluß 
eines nJeuen Di,enstv,e;tmageS1 i·eitlen ,die hisherigen , -
Be,dti,nguflJgen wei~ter. I • 

Pr oh e,d i en s t v'erh ä 1 t n i $. 

§ 10 .. (1) 'EipPmbedienstverhältl1!i5darf 
längsttens ,auf die .Dauer- eines Monat'es cinge~ 
g,angen weroen; es ~ann ~nnerha1b dieser Zeit 
von beideIn T6ih!n jlCldei":w~t g,e1öst we,rden. 

(2) 'Lä.uft .die Prdbezeit ohne Lös\:l,ng des 
D~e11lStve'MäLtn~.slSes ab, 60' geht da:s iProhedienst::' 

. v,erhä1mtis mangels ,einer ,a,nderwteüigen Vere~n~ 
baru,ng in e~1ll Djens,rverhä,Iunis ,auf unbestiinmtld 
Z~t:da.uler über. ' 

. v:erträige, nach ,denen d'asEnt.g,elt g,anz oder te~r
weise ,aus Deput,aten, Larudruutzung, Viehha:1tung 
oder Gespannwenstenl besteht; dljes 'gi'l t nicht, 
wenn neben dem S,arlohn nurl(,06 t und W oh - D [ 'e n ~ t ,a ,n t ,r i t t. 
nungoder eine diesler Leistungen g,ebühtrt. Der § 11. (1) Der Die:I1Jst ast vO'm Dienstnehlper 
sruri'Wime Dielllst"ertnag i~tldoppe:t la'us'mfcr- z:ur ycminb<lit'iten ~ei,t und am vereinharten Ort 
tigen. Eine AusfertiguhJghst dem Dimstruehmer anzutreten. Der Bieill'stgeber ,ist ver.pfLirut'et, ,den 
zu übe.rg~hen. Die 9'elbühren des. srurifdiru. en I D~enstneWmel". zurv,ereinha'r1:·en Zetit in' den 
Vertna:ges ihat der Dlem;t;~ber .allem Zu tr,a~e'n. DaJOIl!!St au.f.ZlUnehmen. , 

I' . • 

\ 
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(2) Der D:ien:snnehmer lüstberechcigt, den 
Dienst ,nicht ,aillZutreten, der Diensbg,eher ast be
r~cht:igt; ,de:ri Dwe,nlstnehmer nicht' ZUl,11 Di,emt 
zuzu!.a'ss,en, wenn Gründe vor<luegen, die zu 'einer 
vorzeiuig,en. Lösung des D~ßn~tve'rhä!ltnlisIS0e6 be
[1echtigen würden. 

(3) Tr~tt der .Diens,onehmer 'Chnte wichtigen 
Grwnd :den Duenst nicht 00. oder läßt' der 
Du,enstgeher den Dienstnehmer oh,ne Wlicho1gen 
Grund nicht' zum Di,enst zu, so finden die Vor
~chtift'en ü1ber u,ngell'echtf.enigoe. vorzeitige Lö-

, sung ,des Diens.tver'hältnrss,es Anwendung. ' 

A 11 'g ,e m e,i, n e [> fl u c h t e n Id e s D ue n s t-
ruehmers. 

. § 12. Der D~eriJs>tnehmer ust v~rpflicht>et, di,e 
ihm ob1~egetnden Alibe,~tlen mit Fleiß und'Ge
Wl1s'senh:afnigkeit zu :leisten. Er hat 1ul '.der .ihm 
zugewiesenen Wohnung OJ'ldnung UinJd Reimlich
~e:it zu halten, di,e Wohnung ull!d deren Einrich
tung sow~e diie zur Ausführung 5,einer ,Arbeiten 
verWtencLeten Werkz,euge, Geräte und Eincich
tungenschonemd zu 'b,enü'tzen, aüe Hau>Soiere 
6oJ'lg'~am und mit Gü.te zu hehlil1deln .. Er ist ve'r~ 
pfli,chner, dem' Dienstgeber, dessen F,ami'\ite und 
den Mita,nbeitern glCgenü.ber such 1lil19tändig und 
ges,iHet zu benehmen. 

A II g e m oe ,j ne P f 1 ~c hit e n . des D ie n s t
,geh,ers. ' 

§ 13. Der DimltStgeher ist V'erpflüchtet, den 
Dienstnehni·er dem Recht und der :guten· Sin'e 
:entsprechend zubehlil1Jde}.n und die, Arbeits'be
dling,u.n~en gewi'Ss,en'haft' zu erfüHen;' e'r hait 
f,enier die notwendLgen Vorkehrungen zum 
Schutze .des Lebe11Js, de,r Gesundheit un,d Sitt
lichkeit d~& .Dienstnehme·I'S zu treffen; insbe
sondere hat er für di,e\be~ufa:iche Au~hildU'ng 
und den sittIichen Schutz des jugendlichen 
Di,en$tflIehmer:s Songe zu tr~goo. 

E Il;t.g ,e 1,t: 

AHgemein,e Voischl'iften:. 

§ 14. (l).lDie Höhe de's' LEnltgdtes un& ,dlie Art 
6,einer Ent'richtung werden. durch Vereinibamng 
hestimmt. Mangd:s einer s,o~ch'en i6t den Um
ständen lang,em~senes Enogdt unter bi-Hig,er ffie
rücksicht'ig'lmg ~Ide.s Ortsl~ehmuche's 'lJU 'leistep.. 

(2) Auf }eden Fall wird das ber;etits vendien,te 
Bntgdt mit ,der ß.eendiguiIlg .des ~i1stve,rhäk
n,LS6JeS . ,fä'111~g .. Lohmückbehaltungen sind unzu
lässi'g. Eine Auf:rechnung gegenrülber einer "Lohn
fonderung k,~nn nur illm Umf,ang,e dcs § 293, 
Ab6. (3), Exekutionsond'nung erfolgen. 

(3) Bei j,eder Art der Entlohnung ,ist dem 
Dien,stnehmer über ""ein Veda,nlg,en ein der· ge
I.e1st,eren Arheit up,d ,seinen AU\5:lag,en entspr,e
chender"' VOl'schuß . vorFälligloo~t Ide,r Ent'loh
niung zu @Cwähren. 

GeMlohil. 

§ 15. (1) D~e Geldbezüge ISnmld ,der Vereip.~ 
barung entsprechend zu hezahllen; mangels 
etiner V erei:nrbarulruglSÜnd ruach T,agen beme'Slslery,e 
GeLdbezüge wöch,endich, ,alle iibrig,en Bezüg,e 
monatlich :im nachhinein :uuszuheZJa'hlen. 

(2) [Bel }ahres:d~eins'tver.trägen det :1.andwirt
sch,afdichen .Dienstnehmer ä&t mapigells einer Ve,r
e:inbairu,ng Ide'r }ahresloh~ lauf ,cllie Jahreszcüten 
·so zu verooil,en, daß auf ,di,e Wint,ermonate 
(1. November his 30. Apml) 40 v. 'H., auf die 
S'OmI'nelr:moniate (1. Ma,i Ihüs 31. Oktober) 
60 v. H. des Ja:hres'l'Ohnes .enrt:faIHen; dieser Ab
r,echnungsschlrüssd list ,insbesondere bei, v'Or
zeio1ger Auflösu,ng eines Jahnes.düenstvertlta,ges. 
,anzuweJ1Jde!l!. \Die iLohn,aJbrechnung dC6' J a:h.res
,a'rb.eitsvendienstes un.d der Meihnalibeius'vel'1gütumg 
hat schriftliciI 'zuel1folgeru. 

Gedilng{Akkor:d )lohn~ 

§ 16. Geding,löhne {Akkord löhne) werden 
mangels V'ill"eti.nhat"Ulng na-ch FertUg,g,\)eI;lung dier 
AJ'lbetit fällig. • 

N Ia<! 'U 1'1a ll,he z ü g~. 

[)epuuate. 

§ 17.(1) D~e ,a:Is T,eildes Bnogdoos zu kisteil
den Natur:aEen (Deputate) sind! in Waren ,ein~' 
wan.&freier iB,cschaffenheit, ortsÜ'blicher A,rt und 
Güte zu ,gelwähren undrua,ch :metrischem Maß und 
GewiPlt zu heme~sen. Di,e Depullat,esind, s.o~ 
rem: nüdm a;n.der,es vereinhaJr.t Wlurde oder so
fern· nicht ,deren Ar:t und Gebr:aJuch 'eUne 
frühere oder später:e A<u~fd1gung el'for:dem, in 
.der RegeL monatlich im V'orhinein zu entrichten. 
Die DeputlM.e könn,en i:m Einvernehmen' mit 
dem Di'em;tlnoomer ~ Geld ,ahgdöst wel'den. 

(2) Beti Gewährung v'On \Deputaten l<1Jn La,nd
,arbe1terf,amijü,en list ,a,uf die .Anzahl. ,de[" mitbe
'schäftJigten und ~uch .der ,a,rbeitsurrfähigen Fa
mül~1enarug,ehö'rjgen sowüe !det ,noch nicht larJbeits
fahi'~en ::KJmde["dJes Dien~tnehmers e:!l!t:sprechend 
Rück9icht Z'!l nehmen. 

.(3) IBeüLösung ,des Dienstv,erhält<nüs's,es vor 
Abhliufder vere~n!barten lDaue,r sind ,die Depu
t,atei:m VlerhäLtn:i's der. zurückgeleg'ten Dienstzeit 
zu 'leilSwn; können ,die' Deput'<1Jte, nicht ~n niatuIta 
geI.eü,stlet w,enden, s.o ,s1nd s~e mit :dem entspre
chenden Geldwer:t zu ver:güren. 

, Kost. 
• § 18. :Di'e vereinh<1Jr.re Kost muß Ig.csund, laus-

retichend und dem ört'l,ichen Gelb['auche <aJngepaßt , 
lS,eun. 

Wohnung. 

§ 19. (1) Wil1d! ~. Teil ,der Natur,alend:Ohl~JUag 
lauch Wohruu'ng gewäJhrt; so muß .die :bereltge
steHt,e Wohn'ung, Iden\ iFonderungen ,der GC6,u·nid-
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heit und Sittlichkeit 'un:ct ~den baupolizeilichen 
Y,or"ch-ri!ften ent&pr.ech,en. In Kellerräumen oder 
Stallendü,tfm keine Wohntrn!gen erricht.et wer
den. Für ,angemessene 6,anit,äre Anlagen ist vor-

. zusor'g,en. Diemtnehmer verschiedenen Gesch~ech
N~s müssen ,get~'ennit' 'uDlt'ellgJGbracht wenden. 

(2) Die Wohnungen d~r ledi.gen und jener' 
DienstlDiehrrier, die keinen e,ig,enen Haushalt 
führen, müSlSeli. die n.otwend'igen Binrichtung6-
gegenstände enthalten und V'e,rnch\ließba,r ooi:n. 
Fürdüe orltsübliche BdeuchtulDg und Beheizung 
hat der Di't:lDstg.eber ,au.f errgene Rechnung Sor.g~ 
zu tna,gen.. . 

(3) Für die verheiflateten Dienstnehmer sind 
.'geeligd~ete .. F'am,p1ien wohnIUng.en Iberej1tzustellen, 
dClflen Wohn'räume ·unter Berücksicht,igung der 
Kilinderzahl u'rud Geschlechter ,ausfleichend sind. 

(4) Die Lande6,ge;;,etz:gebung bestimmt, d:aß 
im 'EaHedes ,PehleI1lS geeigneter Landarbei
tJe·rwohnungen ldem niensngelber dile Herstd
lungneuer, beZtvehung.s~eise ,die Y,erbes'serung 
de,r vorhmdenen Lan:darheiterwo'hnung'en .a.uf
getmgen wird. 

I 

Räumung ,d'er Wohnung b.eli Been
cl li g 'u n g ,d e s iD ~ en 'St v oe r h ä 1 t n ti s se s. 

§ 20. (t) DienStnehmer, ,die keinen eigenen 
HaulSha1t führen, haben ,die Wohnu.ng mit Be
end1gu,ng ,des DienlStve,rhäJtnisse;; zu räumen. 

(2) Dienstnehmer mit ,ei'geneni Haushalt sind 
verpflichtet, länglStens hinnen zwei Monaten ihre 
bisher innegehabte Wohnung zu räumen. ·Stirbt. 
der Dienstnehmer, so haben ,die hinterbliebenen 
Familienangehörig,en, die mit ihm im gemein
samen Haushalt -lebt.en, die Wohnung -binnen 
zwei ,Monaten zu räumen. .' 

(3) -Das Exeikution6&erichtk,a~:n ,dem Verpflich
teten ,einen A:Uifs.chuib .der zw,an'ß.~weisel1lRäu.mung 
um höchsten;; Idl"ei. Mon'<lte he,wi'Lhgs:n, wenn 'er 
50n~t der Gefahr ,der ObdachLosigkeit lausgesetzt 
w~re u,nd wenlD CIS 6ich .um :die !Freimachung eiDier 
W·oihnung .für den fijachfolgenden iDienstnehmer, 
heziehungsweise' oo5en IFamiLie handelt. Den 
Hinterhliebenm von IGef,aHenen .oder Vermißten, 
von Opfern politischer Venfolgung ode[" tödlich 
verunglückten Angehörigen delS Betf'iebes kann 
unter den gldcj:len Vor,aUo6'etzungen ·ein weiterer 
Au:fschuib bewiNi'gt wel'den. 

(4) Kranke und Wöcl:meninnen dÜrferu bei Be
e~diglUn,g ·des Dienstverhältnisses' er:st .da.~;~ 
dUlrch Zw,anglSvoHsltrleckung' zur Räumung der 

, Wohnung verha,Lten w.erden, wenn sie? dies,e hut 
ärz,tI,ichem Zeugnisse ohne Gefährdung' ihrer 
Gesundhetit verla:ssen können. ' 

L an dn u tz TI n gun id Y Ii e h h ,a 1, tun g. 

§ 21. (1) Werden lalS T>eiil des Natuml:lohne,s 
Landnutrung und Yiehha:It'llng gewährt, so rich

. ten sich Art, B.es.chaffenheit und Auomaß' die-

6er Natur:a1bezüge nach .der y.ere,inba.r1.ling oder 
ma,ngeffi einer :solchen nach ,dem Ortsgebtauch. 

(2) Wurden dem Di'e11JStnehmer Depu.t<ft
grund.>tücke zugewje:sen und endet :das Dienst
v,erhältnis v.or der '~mte, ,so gebührt ihm- jene[' 
Teil .des Ern.teertl"ages,. der .dem Verhältnis .der 
zu[',ückgdegten Dienstzeit Z'ur Di,enstda.uer, für 
welche ,die Landnutzung glewährt wird; ent-. 
6pricht. Wenn das !Deputatgnindstück ,aUiS.s.chließ
lieh ~om lDienstnemmer !bestellt wurde, so .gebührt 
diesem ,der vol'le Ernte·ertmg. . 

(3) Üe-r Anspruch delS DienlStnlehniers auf ,den 
verhälmismäßigen Ante11 des Emteertrlages wind 
im Falle einer früheren Auflösung .cle6 Dienstver
hältnis6·es ,zwei Wochen nach Einbringung .der 
Ernte ,fä,rlig. An\ Stelle des gebührenden Ernte
ertr~:ges kann eine entsprechendeYergütung ln 
Ge:d ve,reinbart werden. 

F 0 r t.Z ,a h 1 UD! g .cl eISE n t gel tel) bei 
. 0 i cn s t v 'e ,r hin de ~ u n g. 

. § '22. (1) Wird ein ;Dienstnehmer Inach .min
destens' zwei wöchiger Dienstdauer durch iKrank
heit oder nach Beginn .des Dienstverhältnisses 
durch Unglücbfa;l \an der nienstleistung ver
hindert, ohne daß er.die Verhinderung vorsätz-' 
lich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigdührt 
hat, so gelten hinsichtlich Fortzahlung des Ent~ 
geltes ,die folgenden Bestimmungen: 

1. Im Eflkränkungsfal:eerhalten 

a) Dienstnehmer, die mit dem Dienstgeber in 
Hausgemeinschaft leben und denen' neben 
Barlohn fr·eie iStation (Kost und Wohnung) 

h) 

zusteht, . . 

D1cn einc'r Dauer den Barlohn des Dierst- durch verhältnisses von 

2 Wochen 1 Woche 
1 Jahr 2 Wochen 
5 'Jahren. 3 Wochen 

10 Jahren 4 Wochen 

alle übrigen Dienstnehmer 
nach eiGer Dauer 

deo; Dienst
verhältnisses von 

2 Wochen 
1 Jahr 
5 Jahren 

10 Jahren 

den Barlohn 
durch 

1 Woche 
2 Wochen" 
3 Wochen 
4 Wochen 

2. lm Unglücksfall erhalten 

die freie Station 
durch 

5 Wochen 
6 Wochen 

11 Wochen 
16 Wochen; 

• allfällige 
Naturalbezüge 
. durch 

5 Wochen 
6 Wochen 

11 Wochen 
16 Wochen. 

a) Dienstnehmer der in Z. 1, Et. a, bezeich
neten An ,den Barlohn durch vier Wochen 
und freie Station durch sechzehn Wochen; 

'b) Dienstnehmer der in Z. 1, ·lii:. h, bezeich
neten Art den Barlohn durch' vier 
Wochen und allfällige Naturalbt;:züge durm 
se.chzehri ;:WoChen. 
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. (2) . Der Anspruch auf freie Station gemäß 
Abs. (1), Z. 1, lit. a, und' Z. 2, lit. a, erlischt, 
wenn ,die HausgemeinOlchaft auf . Verlangen des 

. Dienstnehmers ohne· wichtig,en Grund aufgelöst 
wird; als wichtig,er Grund gilt, wenn der Di,enst
geber ,dem erkranhen Dienstnehmer eine ange
messene Pflege .oder' eine der ärztlichen Ver
ordnung ,entsprechende Kost oder eine plit Rück
Olicht auf die Erkrankung entsprechende Woh
nung nicht gewährt. Erfolgt ,die AuHörung auf 
Verlange:n des' Dienstnehnters aus einem wich
tigen G~und oder· auf V~rlangen des Dienst
gebers aU5 was immer für einem Grund, so ist 
der Anspruch des Dienstnehmers auf freie Station 
nach den für die Sozialversicherung geltenden 
Bewertungssätz,en in Geld abzul,ö5en. Zeit,en des 

, Aufenth,tltes des Dienstn,ehmersin einer Kran
ken- 'oder P,flegeanstalt werden in die Zeit, 
während' der freie ,Station gebührt, eingerechnet, 
jedoch :bleibt dem, Dienstnehmer der Anspruch bei 
Fortdauer der IDienstverhinderung nach Ent
las5ung aus ,der Kranken- oder Pflegeanstalt 
durch mindestens drei Wochen auch dann ge
wahrt, wenn durch .die Einrechnung der An
spruch auf fr,eie Station verbraucht ist. 

(3) Der Anspl"iUch auf Landnutzung und Vieh
haltung gemäß § 21 dieses. Bundesgesetzes w.ird 
durch :eine Di-cnstverhinderung im ,Sinne des 
Abs. (1) nicht berührt. 

(4) Der Anspruch auf Naturalbezüge gemäß 
Abs. (1), Z. 1, lit.b, und Z. 2, Et. b, gebührt 
leegen Dienstnehmern insoweit nicht, als sie 
.durch die Unterbringung in einer Kra!).ken- ode~ 
Pflegeanstah ,Ersatz für die I~hturalbezüge fin
den; ,doch lebt der Anspruch bei ,Fortdauer der 
Dienstv,erhinderung nach EntlMsung. aus der 
Kranken- oder Pflege anstalt wieder auf; der 
Fortbezug der Naturalbezüge wird in diesem 
Falle ,durch mindestens drei Wochen gewährt, 
auch. wenn durch Einrechnung der Zeit des Auf-' 

. enthalt,es des Dienstnehm~rs in einer Kranken-
oder Pfleg,eanstalt der Anspruch auf Fortbezug 
schon verbuucht wäre. Ledig,en Dienstnehmern, 
die für ,den Unterhalt Dritter auf Gl"iUnd gesetz
licher Verpflichtung oder für schulpflichtige oder 

. erwerbsunfähig,e Geschwister zu sorgen ~nd die
Sen Pers,onen regelmäßige Zuwendungen aus den 
Naturalbc:;zügen gemacht haben, gebühren die 
Naturalbezüge im gleichen Au:smaß wie verhei
ra !elen iDienstnehl}1ern. 

(5) Wenn innerhalb eines halben Jahres nach 
Wiederaufnahme ,der Arbeit neuerlich eine 
Dienstverhinder:ung wegen Krankheit eintritt, 
sogebühr,en d,ie Ansprüche 'gemäß Abs.(l), so
weit die Ge6amtdauer der Verhinderungen die 
im Abs. (1) bezeichnetep' Zeiträume übersteigt, 
nur mehr für die Hälft·e dieser Zeiträume. 

11 

gebers, . das nach' angemessener' Zeit wie,derholt . 
werden kann, .eine . .B::stäiigung ,des behandelnden 
Arztes über Art :und voraussichtliche iDauer der 
Arheitsimfähigkeit vorzulegen. iKDmmt;· der 
Dienstnehmer di~ser V,erpflich,uing nicht nach, 
so verliert er auf die Uauer dj:!r Säumnis ,die 
AnsprUche gCll11äß Abs. (1). 

(7) Wegen einer durch Krankheit oder Un
gl'ücksfall verursachten D~enstv,erhinderung ,darf 
der Dienstnehmer nichtentlas6en' werden, es sei 
denn, ,daß .die Verhinderurig die Zeit, für die 
Ansprüche gemäß Abs. (1) bestehen, um· zwei 
W oehen übersteigt .. , 

(8) Wird der' Dienstnehmer während ·der 
Dienstverhinderung gekündigt, so bleiben seine 
Ansprüche gemäß Abs. (l)während der ,dort 
bestimlnten' Zeiträume hestehen, wenngleich das 
Dienstverhältnis früher endet. . 

(9) Die Ansprüche ,des Di,enstnehmers gemäß 
I" 

Abs. (1) erlöschen mit der Be,endigung des 
Dienstverhältnisses, wenn ,dieses infolge Ab
laufes der Zeit, für ,die es,ei~gegang,en wurde; 
oder infolge eiri.cr früheren, Kündigung aufgelöst 
wird. . 

(10) iOurch Kol1ektivv~rtrag können von den 
Bestimmungen der Ab;;. (1) bis 1(5) abweichende 
Vereinbarungen getroffen wel'den. , 

§ 23. (1) Der Dienstnehmer iheh:ik ,ferner den 
Anspruch aUlf ,das Ent:gelt Ifür ,drirc tausächliche 
Dauer ,der Dien~ltverhinlderulllg, jedoch höchstens 
aJUf ,die Dauer von ,eine'r Woche, wenn 'er ,durch 
andere wichtige, seine Person betreff,ende Gründe 
ohne sein Ve:rschulde:nan ,der Dienstleistung ver
hin,dert islt. . . 

(2) Wichtige \Gründeder ,ni;en~'tvel'hi.rl'drerung 
s,jnd 1nsbesondere: 

a) schwere El1krankhng oder ,Todesfall von 
milien F a:milienangehörigen; 

b) Bergräbnis des Gatten, :delriIG!1der, Eltern 
. oder Schwnegerdne1'll; 

c) ei,gene Hochzeit oder Hochze:rt'&r K,:in.der; 
d) Aufsluchen ,d~s Arztes; . 
e) VorladUing vor Behöl1den oder .Gerich,te; 
. f) W ohrnmgs.wechsel; . 
g) ,T,eiln,ahme a'n SiltzU'nge~ und' Tagungen als 

Mitglied 'öffent1i~h-rechtL-icher J<,örper-
schaften. " 

Be ,e n ,d i g ,u n g des D ci 'e n s 1: v 'e r h ä I t
ni s ses. 

§ 24. (1) Di.enstv,erhä1tnis;s,e; :di:e auf bestimmte 
Zeit a:b~esch~o$sen wurden, enden mit Ablawf der' 
Zeit. 

(2) DitenJsrtverhältni'sse auf unbestimmte Zeit 
ende:n. Wurch KÜlrldigung. 

(6) Der 'Dienstnehmer ist verpflichtet, ohne I (3) S,ei Jahr,e~dienstverträ.g,en gült daJS Dienst:' 
Verzug die Di,enstverhin,derung ,dem Dienst~geber verhält~.;, als "auf ,~in weiteres. Jah.r ,ver!.ängert, 
bekanntzugebenund auf Verlangendes Dlenst-, .faNs kemer ,dier beIJ.'den Vertragstelle spat~stens. 
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zwei MOUiatevor Ablauf ,des Vertragsryahres er
klärt,das ni,ens1Jv.er!hältU'~s nicht fort5letun zu 
wollen. ' 

(4) DJiIe ei'nlVermihmliehe LÖSiUng des Dienst
vetfuältn:isOOs wwd dowrch vorstehen,deßes,tim
munigen nicht iherührt. 

'K ü nldti gungiSf Ttisten. 

§ 25. (1) Dienstverhä:lttl1Ji:sse, ,die auf ThIlbe
soitmmte Zeit eing-elglangen "sind, !können .beider
tSleits viterze!l1l1ltäg,i'g zum MonatlSende glekünrugt 
W1erden. 

(2) Hat .ein <WIf \mbesotimm~ Zeit eingeganlg~es 
DietnS'tVerthältnJi!s berei'ts .eWn Jahr gedauert, so 
erhöht s'ich die Kündigungölfr~t auf ,einen Monat. 
Nach AJblauf von fünf Jahren erhÖht si,eh dl:e 
Kündigungsfrist auf zwei Monate, pach fünfzehn 
Jahren auf drei Monate. 

KoÜn,dägungsheschränkun,g für den 
Dio,ens tgeb eil". 

§ 26. Hat ein <Dienstrv,erhä:ltruis; ,das~u~ un
bestimmte Zeit ciDrgegmg,en wUli'de, un'llIlter
b1"Ochen vom :Beginne der Anhauz.eit (im Forst,: 
betrtieh der Sehlägeru111gsarlbeitenl) bis ,zum.Absehluß 
der Erntearbeii: {im ;For,sthetrieb: der Bringungs
a'I1beiten) geda.ruert, ISO .d:lJ1:1f es, au~genommen 
aus wi.chtigen· Grüruderu, . ,die eine vmzei
üg,e AulE1ösung des Dienstverhä1tni~s~ von 
Seite des Dienstgebers r.echtfertig,en {§ 33), vom 
DielIllSltige'ber erst ZUl1l1 End~ des Kalen;derjathres 
(im >Forstbetrieb: zum Beginn der neuen iSchläge
,rungsperiode)umer iEinhaltung der gesetzlichen 

.1 KÜlmd~gunglS,frist gekündigt werden. 

K ü n. cl i Ig u'n; g s be sc h r ä n k un g ~ ü r ,d e n 
'D i e n s t n 'e h 'ffi e x. 

§ 27. Ha>t dn DilenslvelihältruiS, das auf unbe
stimmte Zert eli!nigegaI1ig~n wur:de, 'während der 
aTbeit~chwachen Zeit gedauert, 'so darf es ' vom 
Dik:nstn,ehmer außer aUs wichti.g;en Gründen, dj,e 
seinen vOl1z,erucig,en Austrilltlt iechtlfoertti,gen (§ 32), 
erl'it zum Ahsch.Iuß ,dler Ernteal1beiten {~ FOrl'it
betrieb: der S'chlägerungs- ood.Bringungsal'beitoen) 
unter, lEienha:ltUl1ig ,der ,g:eSletzlichen Küntdilgu,ngs
iris,t gekün1digt werden. 

K :ün d ~ Ig un Ig l5l S c hut z. 

§ 28. WWrielle '~n Betr.i.eben, in ,dlenlen Betrie!bs~ 
l'ä:te (V ertl'a'uenk'?lffiänlI}er) .ruiicht. 0U hesi!eUen s:lndJ, 
ein Di;e:rusltlndlllnergekÜllldtigt un,d ~'S[ ,die. KiÜlnld~ 
gung offensi,ch,tllitch. we!gen AllJ'slÜhUll1lg des KoaE~ 
rrori:J;rechtes oder lWe:gen~e~n,er Tät:lgtkeilt ,allts Mit
. glied ,der IgesetlzJiiJchen lniteOOSISellNertretninlg er
f.ollg;t, ~o ikJa:run er· lbi~n!lie:n. vier Wochent I&e Kün
digung !bei Gericht ,a,nlfechten; Gibt das Gericht 

'd!er ArufechtlUtnlg Fol'ge,&o ist ,diie KIürudiilg'llJUlg 
rechts'UJlIwiriks'<lJffi. . 

§ 29. ,(1) ,In Bet,r.ielb-enl, ~n tderuen B.etrioelb&räte 
(Ver~r~U'erusmä:run~r) hestehLt s.itl1d, iha:t ,dler Be-

troobsilnthalber vOir jeder Künd!ilgunlg eines :O~enst
nle:hme,1"I.s. ,den B~tri<ibsr:at zu verst~ndilgeru; bei' 
EntlassiUtnlgen kann ,die V,ers,tändElglUtl1ig auch ,nach
tl'äJgr,ch Ih~n'ruen Idtre:i T ;!!gen,.erfootgen, 

'(2) De.r Betri,ebs'r:a't muß i,runie&mClb ei,ner Fr:st 
von '<llcht Tagen ru<lJch er1foligt.er Ver~ltänldüg'U'llIg 
-dazu StdliUJnlg ruelhmen. Er,fo~gt ikeilne Slle:,l,U'ntg- , 
llIaihrne, 'g:~t dies a'b ZU'SIt.itmmutnlg. 

(3) Der Be:tr'ioelbs::mihaiboer lellarrf 'dEle Kürud:lgulng vor 
,Albll<lJUlf leller ,iJn Albs,. {2) .fets,~gese'tzten Frist bei 
5'on~t,;ger Recht'suruwi,t1k:s'almke~t nrucht ,<lJusslPrechen. 
WeI1lnl ,dier Betr:oelbsti;nlhalhe,r - Itll1Ü!t,z dies: Wiidier
spruches 'ldoelSl Betiieihs'f.a,tes llia'ch Albhulf d:er .'~n 
Albs. r(2) If:esiuge1egten F ri:slt ikÜlnid:jgt, k:a:nn odIer Be
triebsl1a:t ,a>OO Ver.1laTllgetn des ·lgelktünldlilgtenDi:enst.
neJhmel1s Idlie MtnldJi!glUrug :itriJnlel1hallib eJUle'r f'r:is't V10tl1 , ' 
zwei Wüchlen :Ili<lJch el1fo1lgter· Vers:uällfCl':tgmnlg des 
Betr:eblS,r,alt,es rliIber Idie Ul10tz ,d!elSlsen Wilde-r
spruches OlIu~g,e&proehem: KÜl1Idligunlg heri Gericht 
,anlfecht-en, Wetl1lll er ,der AniS,i\cht ~IS:t, 'dalß dle'r 
Grund Zu.r Kü'n,dligung ,dies Dierustruöllmers 

'a) ins,eiII1Ier Tätilßlke:it ~n der B,e-rulfsv-e,rtretun'g" 
.lb) ,in s"emer [I1üh.eretn Täitigike::t rah Miit)gEe'd 

ICUeS Betr:i'elbs,rlat,es" 
c) ,i'n ,s,einler Sew"erthull1lg um :die Bes,tdlull1lg 

IZcU!ffi ,BötrieblSrat' oder 
.cl) in seiner Tätigikeit ruh Mitgl1ierd' ,des Wahl
. vOI1standes 

getlegen ist. 
(4) Der Betridb~~at kann innerrh,al1b der ,in 

AibiS. (3) festlgesetzten Fr~st von ~wei Wochen ,di,e 
KJiindi"glllngeines Dienstnehmers, deT hereits sGths 
Monate im. :Betrieb hesch~ftigt ist, auf dessen 
Verlangen AA1ch .d1nn anfechten, wenn er der An
s:cht ~st, daß die KJiinld~gun'g für den Dien~t
nehmer ,eine sozialle Härte bedeutet und in den 
Betrietbsverthältni'ssen n~cht begründet ~t. 

(5) Der betroffene Di,ell'stnehmer ka.nu aus den 
inden Albs. (3) und (4)" angeführten Grüruden . 
innerh.a~b zw,e:er WoChep nach Atblamf ,der in 
Albs. (3) festgesetzten F,rist 'von z,wei Woch,en 
6e:Jbst ,die K!üI1ld~gunß1 bei Gericht anfechten, wenn; 
der Betrielbsrat seinem Verlangen aUlf Anfechtung 
nicht entspricht. 

(6) In Betrieben, in' denen Betriebsrät,e (Ver
ti-auensmänner) zu errichten sind, di,ese ß.etridbs
vertr,ecutiJgeI,l alber nicht hestehen, 'steht· da~. Recht 
der Anlfecbtrung ,der KrÜlldigung' hei Gericht aus 
den inden Albs. (3) und (4) an,g,elHiJlmen Gr:iihiden 
dem lbetroff,enen Dienstnelhmer ,in'nelrha1beiner 
Frist von zwei Wochen nach' erforlgter ~ünldi
gung rz.u . 

(7) Gibt ,dla6 Ge~i,cht .d!er;Arufechtlung (Abs. (3) 
bi~ (6)] soatt, so :iSt die Kürud!iglung .rechtlsu,ruwirk-
sam.' 

(8) I~ ,Fa1:1e der Entirusssungkann der hetr,of
,feUie Dienstnehmer Ibinnen 7Jwei Wochen vom 
Zeiüpurukt ,de,r :Endas~'ll'il'g 'an gel'echnet, la~if Un-' 
wir1ksamerklläruTiig d~r Entla.sS!U'ng k1agen,. wenn 

... 

613 der Beilagen V. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)12 von 35

www.parlament.gv.at



de.r BetrieibSir,at lbescheinigt, daß mit' dem Dienst
gebe~ ,die Frage erfollglo.s he raten W'Oflden ist,ob 
die En't:,assung eiillies ,Di·erustndJ.llner6 nur fZur Um
gehUillgi ,der Vorschriften IÜiber die Anfechtung 
der Kündiigu,ng [Albs. {3), (4) und (5)] ausg,e
sprochen wurde. Die Bes,cheinigung des Bet'~i,elbs
r:ates,g~äß SatlZ 1 muß dem Gerichte schon in 
der Klage ut1kun;dllich nachlgewiesen Wienden. Der 
Klage ist 'stattlZugeiben, wenn das Gericht f,est
steillt, daß ein Tat:besvand der Albs .. {3)un,d (4) 
vorNeIo<>t. 

A h f e r t j 'gi ill ~ g. 

§ 30. (1) D~enst.n,ehmer, 'Wielche illnUIfite1'brochen 
durch eine bestl~mmte Zei'bdauer :00i ein und 
demSle1be11iID~,en~q~e!ber oder ,itn cLems'elben ße
trreb in Ve:J."WJeJ1!dwmg stehen; erhalten bei Kündu.", 
gung dwrch ,dien Drenstg,eber:, 'bei WlIVer&chuldeter 
Enp~a'ssu11ig unld bei 1be"1"echt!ilgtem 'Voneitigem tAus
tcitt eine AJbifert~guJrrg mind/estientS j;n folg'eil'per 
Hlöhe: 
, nach 5,yä:hriger Dien'stlzeit 10 v. H. des 

Jaihresentgdtes, 

nach 10jähriger nienstzeit 15 \v. H. ,des 
J aihresentgeltes, 

nach' 15jähri,ger Di,enstz,eit 20 v. H. des 
J alhresent~ltes, 

nach 20~ä.hriger Dienstzeit 30 v. H. ,des 
J ahresentglelres, 

nadJ. 30jähriger rDien'stz.ei t '40 v. H. des 
J a!hresentgeltes, 

nach 40jä.hriger Dien\Stzeit 50 v .. H. ,des 
]aJhresenbgdtes. 

.. (2) Da's Ja!h1"eserrtgdltillmlfaßt den Barlohn 'und 
die~Naturabbez.iige [§ 8, Albs. (2)]. Im FaL1e einer 
AlbLösung deir Natmalibezüge i~ Gdd' gelten fü'r 
·deren Bewertung die für die Zwecke der Soz,ial
vero,i,cherun'gl festgesetzten Bewertoogssät:ze. 

'Z,eit .zum Au.fsuc!lien e1nes neuen 
. Dien~tplatze~ 

§ 31.' (1) Dem Dti-enstnelhmer ist im Falle der 
KÜIllidil'gimg oder v,ier Wochen vor Abl~Ulf' ,des 
:wIf bestiliIllmtle Zeit abges,chlos~enen Dile:nsltJVer
wa,geslIliach mindes.tens -dreimortatiger ß,eschälfti
gutlgsdawer zu:mAulf~uchen eines neUlein D1enstt
platzes auf Verff,a;ngen eine ßre-ie Zeit ohne 
Schmäilerung .des Entgdtes zu gewäihren. 

(2) Die f.reie Zeit Ibeträigt hei einem auf be
stimmte Zeit albg-eschJossenen Dienstv,ertrag Unid' 
bei viertZelhntägiger Künd~g:ung&fri\St zwei Welrk-

, tage, bei einer Kiindigungsrrrist von einem Monat 
drei Werktage, bei e;ne.r solchen VOn Zlwei Mo
naten vier Werlktage und bei einer 'Zlwei Monate 
ülbersteigen,den K!ünd]glurugsfrist Hinlf, W.erktage; 
Die fre;en Tage ~önnen aJuch a:ufeinandellfolge11id 
genommen WieI1cLen. ' 
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Vo r z eiliti\g e'Beend i gun'gdes D i ens t
ver h ä I t lIl! >i s ® e s von Sei t e cl e s Die [l s t

nehme 1's.' ' 

§ 32. IDaS Dilen~,tv'erhältruis kann vom Di:enst- . 
nehmer, wenn es ,auf besttimmt,e Zeit cilnig~gangen 
war, vor AiblaJUif dliJeSler ,Zeit, SOru5lt. ohne Ein~ 
haltUing eiJruer Kürudll;gUl1igsfristC3!us, wichti-gen 
Gründen, in~beson,der,e ,dann laufgelä.st werden 
(vorzeitiger Austritt), wenn 

a) ,der DienStneihmerzur FortsetZilllllg seiner 
Diemtleisrung I\lnlfähig 'wir,d oder di,ese 
ohne Schruden f:ü.r seine Gesumdlheit oder 
Sittlichkeit nicht fortsetzen ka11l11;' 

b) der Dienstlgdber das dem D;en,st'nehmer ge
Ibührerude Ent>gelt schmälert <lider vorent
hält; Wienn dieveraJbreichte Kcost oder ,die 
zug,~iesene Unterlkunlft· unge.sund oder un
zureichend ist oder 'son:stige we,serltJ,i.chJe 
Vertvagsibesoimmungen vom .Di,enstlgelbt;r 
nicht ein>geh:a.hen wenden; 

c) der Bieru;ugeher sich Tätlichkeiten, eine 
Verletzung ,der SittEchkeit, oder ,erh~bJJiche 
Ehrverle~ullt'g'eIll. ,gegen den Dienstnehmer 
ndJer idessen IIiamiKeruangehiörig.ezu s,chullden 
kommen 1äßt odler sich weigert, ·ihn od:er 
deS6en ,Iiami'1ierua.\'lge!hörig,e; ge'genso]che 
Ha:nd~ulltgenein'es iF,amiiienarugehörigeru ,dIeS 
Dien~tgebers oder eines Mirbeschä,fügten 
zu schützen; 

cl) ,dJem Dieru;tneh.mer univorihergeseheJ1Je Ver
änderungen in seinen iF,amiEenve,rhäLtniS6en 
,dlie FortsetZiumg ,deS iDi,enstverhäh:rui6scs 
ohne . emebEchen' Schaden urnttnögJiich 
machen; , 

e) der lDieustJ'g'e!belr dem ihm zum Schuttz,e des 
Lebms, ,eller. Ge6illm:\!heit oder rder Sittlich
keit de6 [)iensttIlduners Ige,:,s,etzli,ch dbliegen
.deJ1J :p,flich,ten . nicht rua,chkommt. ' 

V tO r z ei t:ili rg e ß e e n cl' i gun g rd e s D ~ e n s t
verhäh.nlsses von Ser1te des Dienst

gelb iers. 

. §33. Das lDierust.verhältnis kanrn vom Dierust.
geber, W1enn es .auf ibeSitimmte Zeit cin'g'egangen 
war, vor AIbt1'aruf ;d1eser Zeit, sorust ohne e~nh'al
tung einer KÜntOOgurig.sfrrSit ,~u,s WJicho1g,en Gl'ün
den, ansbesonder,edaniI1 gelöst wer.d\en (Ent-
11<lSs,un,g), w,e11l11d1er [)ienstnehmer . 

,a) ,sich ',eiJ1Je", V,eJ.:brechel1'S oder einer landeten 
strarfbaren ~dlh1lllg ,aus Gewinnsucht ,oder 
gegen die öfferutliche 5itt:lichkit 6chuldig 
macht; 

'b) sich trotz mehrma1i,gerEr~afu.nü11ig wäh- . 
reJ1Jd der IAribeitlSZieit dem Trunke ,er,gilbt; 

c) ohne 'rechtmäßi'gen Himderun>g&grun!dl wäih:.. 
rend eiJ1Jer dieru Ums.t'älliden nach erheb
lichen Ze~t di,eDieln!Stleiswllig unberläßt; 

cl) brotz V,e1'!W,arn.utIllg mit ,'Feuer . und ,Licht 
un:vor&idrtig umgeht; , 
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e) 6ich Tät'tlichJkeiteri,'eineVerletzung· der 
. Sitdiichik.eit . oder eJ:1hebliche. Ehrverktzun ... 

gen gegen den. Dien6tgeher, dessen Beauf
tragte, ,F,ami1ienmgehö6ge ;oder Igegen Mit
heschä:ftigte zU6chulq,en: kommen läßt; 

f) Eigentum ,des· Di,em;tg!Gber~ ad,er dessen 
F,~mili.en'<l!ngehör1ger oder in ,dereruGew,ahi
sam befi,ndli,che Sachen! vorsätzlich oder 

.. wiedJerlhdit g,rülb if,alh&ä:ss,üg bes'chädGgt oldie!r 
wennau;; ,groberF,a:hrlä6sigkeit des :Dienst., 
,nehmer;; !beträchtlicher Schaden entstanden 
ist; 

g) ,die Arlbeitbehardich veJ:1Wei'gert. 

Re eh es fo llg e n ' d,e r v 0. r z e i;t i ,g e 11 B e
end] Ig u:n g rd' e ~ [) ,i e n s t ver h ä 1 t 11, iss e s. 

§ 34. (1) W.enn &r D.ienstg,eber dien Dielnst
nlehmer olhne wichti,gen Grund vor:ze~nig ,entläßt 
oder °wenn tilhn ein Verslch'uI,den m ,dem vorzeiti
gen . Austrlot ,des DienstnehmerS! trifft, Ihehä:lt 
dlieser, unibeschardet we~teJ:1gehenden' Schaden
erearz.es, seine vertJ:1:l1g~tffiäßigen ,AnSlpDÜche auf da6 
Entgelt für ,den Zei'tra~m, der ibis zur 'Beendi
gruIIlIg des, lDiOOJS1tver'hähnisrses dul'ch Ablauf der 
hes:tirrimten Vertr.ags,zei:t ö'der durch OJ:1dnu!1igS
mäß,iog,e Kün.cl!iJgunlg durch ,dien Di;enstgeber hätJte 

. verstreichen müssen. Sow.e~t das Entlgielt N a'tura'l
bezüge umfaßt, list deren We.rt in Gdd "Zu 'ver
güten, wenn und insowe'i.t ,die Naturallei'stung 
nicht möglich ist. Der Dieru~unehmer muß sich 
auf das 'Entgdt aln,r,echnen ,tassen, wa's ·er infoIge 
;des U nue'rlbl:eiihensdler Dienlstleistungers.pal't 
oderdu.l'chan,dlerweioilge Vel'Wellid~JJjg erworiben 
older zu erwerben absichtlich vers;1,umt halt. 

(2) Soweit der im Ahs. (l) genal!lnte ZeiJml,um 
drei Monra:te n-ich,t übersltei,gt, kann' der Di.enSlt
nehmer das ,ganze ·für ,dii,eSle Zeilt gebührende 
ElJJtgelt ohrie ~bzug sofort, für Iden· restli'chen, 

'Ü1ber drei Monate hinausge'hendien Zeitraum zur 
vereinbarten o;d1er g,esetzli:chen Zeit fordern. 

§ 35~ '(1) Wenn der Diien6lt'hehmer ohh·e wich. 
t:igen Grund- vorZie:i'!JiJg lau6't:J:11trt'öderwenn ihn ,ein 
Ver~d1UIdien lan der Ent,Ia6lSung t:~ifft, 'steht dem 
D:iensltigeber der Ansp'ruch aU!f Er6a:t:z ,de.s· ihm da
durch veJ:1ti:r~·a,chten SchadenlS .'DU. 

:(2) ~ü'r die Ischon bewürkten ~i~tl!ng,en, deren 
Entgelt ,noch nichtfäliliig :ist, ('i·teht d,em Dienst
nehmer em AThspruchauf d·en -'e'l1Jt.sprechenden 
T ea des EThtgdt.es zu. 

§ 36. Trifft !bei<de Teile .e:n Verschulden an 
dtfIp. Rücktritt oIder an der :vorzeiti!g~n Löslung 
des Dienstverhältnisses, so hat der Ri,chter 'nach 
freiem Ermessen zu ents'chei<den, db und in 
'W'ekh~r Hölhe~iill. Ersatz gebührt. 

§ 37. Schadmer~atZiansprüche wegen vorzeit,j,ger 
Auflösulng ein,es ;Dienstverhä1tni!s~.es tim Sinne der 
§§ 34 und 35müsMm bei sonstigem A'U!S!Schluß 
bintrtensechs Monaoon nach Ab1al\l!f ,des Tages, an 
_dem, ·sie ,erhoben werden ,konnten, ger~cht1ich 
geltend 'gema'cht wer.dien; .. 

-~ -- ------------------------------

D lie n ,s t z !Cu g n Li s. 

§ 38. (1) Der Di:enstgeber ~st verpflichtet, bei 
BeenrugulJJg des DienSltverhältni,sses dem Dien 9t- .. 
nehmer auf Verlangen ein, ~IChl1i,ftliches ZeUlgnis 
übe,r di,e 'Dauer und ,die A,rt ide,r Dienstleistung 
au~zU'stdlen. Eil1itra:gungen und' Anmerkungen 
im Ze'Ulgncisse, durch die ,dem Di,ensrtn.mmer die 
E.rI,~ngung ,einer neuen Stelle erschwert wird, 
s.U1Jd unzulä:ssUig;. ~,e Kosten ,des Zeugnüss'es trägt 
der Diens.tgelber. 

(2) Ver1a:ng,t der .'Di,en~tnehmer während ,der 
Dauer des Die:nsnv-erhältnisses· et1ill ZeUlgruS, 50 i'sr 
ihm em solches ·a,uf .seine KOMenauszustdlen 
(Il1iterimszeugn~s). 

(3) Z,eugnriisse des Direns:tn.ehmen" d!i'e sich j,n der 
Vel'Wahru,ng desDie~,tgebers hefinden, 'sind ihm 
uf Ver,langen j,eder:z.elit aUISZiufolg;en. 

A r b e it s h u c h. 

§ 39. (1) Jeder Dien6tilloome:r muß mIt emem 
Arbeilbsbuch vICIJ:1S,ehen .se:in. 

(2) [[),as IArhcitshuch hat Iltaum für ,eine' genaue 
'Per,somheschreihung,für Eintnag~ungeu'l' über 
Name 'und Wohnort d~ n~elJJstgehe.J:1S, Da.t.um 
des iBintl'~tlt;es, Art der Besch,ä'f:tigu:ng, Datum .d.es 
Aus'tr~ote's 60wie Unt,eJ:1Slch,rift de., Dienstgelbers 
und lBegJatrbigung ·durch di'e Gemeinde zuent-
ha'h,en. . 

(3) Das Ar'be~bshuch lia:t SO ge:staltet zu oein, 
daß ,es lauch fü.r die Zwecke der Aribejtsämtcr 
v,e.rwendet werden k;li11n. . i 

3. Kollektivverträge. 

All g e m e.i ill e s. 

§ 40. (1) Kollektivv.erträg,e ,im Sinnie dieses 
Gesetz,es sind Vereinibllr'Ul1igen, ,dietfwüChm kol
lektivvertngsfähigen :K'öJ:1pers,chaiften der· iDien6t
ge.be'r einer.scitlS 'und delr Diemtnehme.r anderer
s'eits (~.§ 41 und 44) s:ch'rllftlilch abges,chl1ossen 
werden und die gegens,eiti<gen la'u .. ,dem Dienst-· 
ve;häJ.unlis entspringenden Rechte und! pflichten 
oder RechtsbeheihluhigenZJwiilchenden KoH:eküv
vertlmgsp;trteien regeln. 

(2) Ver.ein!barungen, ,die .zw.ischen einzelnen 
Di,enstgeiber,n und g,es,etzEchen 'B,etriehsvertretun~ 
gen in Angelegenrheiten ,abgeschlos6eru werden, 
deren Regelung in dem \ KoHektivvertr:ag der 
B·etrieibw,ereiJ1lbamng, vOlibehalten ist, gelten als 
Teil de6 KoHekuvvertrra:&es. 

(3) Die Bestimmurugel1l :in .K:o~lekt~vverträgen 
können, soweit sie die iRechtsv,elr'häknis6·e .Ziwi-

. schen Dienst~ehern: ,und UienlStn,ehmer'n' reg~ln, 
·,durch Arbeitsol'dnung oder Diens:wertra'g weder. 
,auJgeh-oben noch Jbeschränlkt ·wer.den. 'Sonder- "-; 
yelr,e~nharungen ;;'iud, s'Ürferh, .. ie ,der KoHektiv
vertrag nicht ,ausschheßt, nur :gültig,' wenrn sie 
,für den Di,en;;tnehmer günstiger .sind oder An· 
,gdeg'enrheit.en !betreffen, di,e ,im Kollektivvertmg 
nicht geregelt sind. 
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K ~:>11 e k ti v ver t rag sr ä h i g ke i t. 

§ 41. (~) KoUektivv<ertragsfählg ,sla1!d: 
1. .d~e zustän,d~gen gesetzlichen 1I1Jtere5-sen

v,ertretungen. der IDi,ensrg,eher ul1Jd. der 
Dien6tnehmer, .die voneinaruder ' unabhängig 

~~; -'. ' 

;Z • .die ,a'U'f frei,wilLig-er Mitgliedschaft beruhen" . 
.den Beru.fSIVerein1igu'llig'en der Dienstgeher 
und der ni,enstnehmer, 
,a) die .sich nach ~hren, St,atuten Z'UT Auf

gabe s,bdlen,' die Arbeit6lbedil1Jg'ul1Jgen 
~nln~rh,a1b ihre\') Geltul1JghSbereiches Z'U 

regeln, ' 
b) deren Wirkungskrei6 sich über einen 

gt"iößeren If,achlichen und r;iurnlichen 
Bere~ch -erst'J:1eckt, 

c) ,denen ve~mlög.e der Zaihl ihrer Mit
glieder 'u)1d des ,Umfanges ihre,r Tätig
keit wirtschaftlich eine maßg:e'bliche 
Bedeutung zukommt u,nd 

,d) ,die voneinan.d,e:r IUn'albhäng'ig sind. 

(2) üie Kollekt,ivvertnagsf.ähigk,eiu nach Albs. (I), 
Z. 2, wir,d nach Anhörung der li,n Betracht 
Nommenden gesetzlichen Int,enessen:vertretungen 
,durch die Ober.einigungskommi.gs,ioh zuer,Nannt. 
Die Entscheidung der Ober,eil1Ji:gungsrkommi6sion 
ist '~n der ,amtlichen Landeszeitung zu v,erlaut
baren unld den Ein~gunlg$lkOimmis5:'OInen (§ 52) 
zur Kel1Jntnis zu hrlingen. Die K.osten der V.er
laut'barung hat 'die Be;'uf.s,vereil1JiglUhlg, . .de.r die 
KöHekt.ivvertmgsfähigkeit zuer:k,anm wur,de ZU 

tl1:lig'en und imvonau6 zuer1egen. ' , . 

(3) Die KoUiektrvvertr,ag6.fähigkeit 'ist .durch di,e 
Obereinigungskommission von Amts wegen oder 
,auf Antra:geinel" kol'le\ktiv,vertragsrfähigen B,eruf6-
vereinigung ,a'bzued~ennen, wenn Ifestg,esteHt 
wi;rd, ,q,aß die Voraussetzungen des, Albs. (1), 
Z. 2, nicht meJtr gegeben :sind; die B~'stim
ffi'ungen des Abs. (2).gdteru 6innlgemäß. 

§ 42. WirCleine,r ,au( Ifr,e~wiHi:goer' Mitgliedschaft. 
beruhenden Berufsivereini,g!lling ,die KoUe;ktilvve,r
tra'gt'ifäh~gkeit zuerka;nlnt '0§ 4'1) un!d echEeßt d:ese 
einen ,K,6Uektivv,ertra,g ,ab, lSO 'v,erliert dlie .in 
. ß.etl!1acht kommen1de gesetzTich,e Interessenver
tretunrg hin6icht1ich der Mitglieder der Berufs
v,ereinigung die Kollie!ktrvv,ertmgsifähigkeit für 
die nauer' ,der' Geltung ,des von der Beru,f;wer

'einigu. nO',a,b"eschloss,enen' 'Kor1ektivvertm"cs b p , . b • 

§ 43. Für Di,ens,tve:rihä':I:,n.i!s,s~e z.u ö,ff,el1Jt:ililch
rechtlichen Ktörpenschaften oder zu v.on diesen 

,,~eführtenBebrieben, Unterneihmurugen, An
btaJ6en,. Stiftun.gen oder F.onds, die den Vor-
6,chrrften ,des Alhs,chn·ittes 3 ~mter1iegen, sind, 
soweit diese NÖl1perschalften, B,etrielbe, Ulfber
n.ehmungen, An6toalten, Sti:ftungen od'elr Fond6 
keiner kollektivv,ertr!a!g'slfähig,en! Beru,fs\yereini~ 
gun'g oder ge~·et.:i,1ichen Inr,eresseruvertretuntg 
('§ 41)alnlg,ehören, die ·öffel1Jtlich-r,echtlichen 
Körperschalften sdb6t' ikolleküvvertmgs.fähig. 

K <0 11 e k ti v v ,e rtr ,a gs ,a n ,g e h ö t i g
kelt. 

15 

§ 44. K()Il,1ekt~'vverlt,r3igsangdlörntg!e sinldl" sorwe;t 
der iK.oUektiV"vertmg. nicht etlwa,s 'ander·es he
stimmt, innerhalh &einet. räumlichen, :fachli.chen 
und persönJlichen Gelturug~bereiches . 

1. ,die 'tDienstlgeber u.nd die Di,enstnehmer,die 
zur Zeit des Ab.schlmses des KoHektivver
tr.a:gesMitg.liedrercl:er ,am 'KcoUe,ktivverbmg 
beteiligten K.örper"ch3iften waren oder 
später werden, 

2. die Dienst'gdber, auf die der Betr:eb. eines 
der tin Z; 1 bezeichnetten DienlSttgeber über
'~eht. 

'H~nterle·gun.g und KundmachiUng. 

§ 45. (1) }edler K.üllJekrt~vve'rt,r!alg J:slt bi,llintln 
zwei Wochen nach sein:em Abschltuß VOn den he
teiligten VCiftmgtsparteiel1J der nienlstnlClh.mer, :im 
F'aUe . des § 40,' Albs. (,1), diurch die gesetzliche 
Betriebsvertretung .. ' in drei gleichlautenden Aus
fertigu11!gen, di,e VOn ,;den 'vertmgschließenden 
Pa'rteien oranunigtSgelffi'äß 'gefert:,gt 'sein müss'en, 
hei IderOberein~gungskommis~ion am Sitze .des 
Amtes der Lanidesregi,eI1untg z,u hinterlegen. 

(2) Die Ohereinigul1JgtslkommiS6ion hat .deru Alb
schluß des KoUeiktivvertrages binne,n zwei Wü
chen nach der Hinterlegung oorch Einschaltlung 
in die amtliche Landes'zeitung kurudzumachen.· 
D;e Kun'dmachunghat den T3.ig des Abschlusses 
d,eo KO]!.e!ktl~vvertI'a:g'es 'zuenthahen. 

(3) Die Kosten der Kundmachung sind vo; den 
. KoLlektivv,ertrlig'sparteienziU gleichen Teilen zu 
'tragen' und im vora:us ·im erleg.e~. 

(4) Die Oberein.;ig.ungskommi,ssion hat eine Aus
fertigung des hintierlegt'en Koillekti'V1vertratges 
dem Hinterleger mit einer Bestätigung der durdl
gJedührten Hinterl~gunlg zU1iückzusteEen;. eine 
AU6.fer!igung i'st, dem SU:ntdesministerium für 
Land- C und Forstlwi.rtsmalt unter Bekanntgabe 
der Kündmachufl,g vor;zulegen. Die dritte Aus
ferr:.gung· istdel111" Kat,~ster der Kollektivverträge \ 
eim:uver1.eiben. 

(5) Der Hinterleg.er· hat' weit,ers Je eme Ab
schrift .cl,es KOilleikti:v'vertra-ges zu übermittdn 

a) dem Bunldesmin:tSberium für 'sO!ziale Ver
w:altung in Wien, 

b) ,dem Ol.>{'err,ellchitschen Stoa;t.i.s.vi.schen Zent:al~ 
amt ~nt Wien, 

c) den Einigungsikommission·en des Bundes
. landf6, 

d) den nach dem GeltUITgs!ber,e,ich 'des KOinek
tivvertta:ges tn Betracht kommenden gesetz
lichen Interessertlvenretungen der Dienst
gebel" und der Dienstnehmer, sofern diese 
ni,cht selbst :KoUektivver;tflag'spantei·cn sind. 
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(6) Die be.i der Obereinigungsikommission hin-ahgeschhsenen KoUektirvvendi,g.e·mit dJerp. 'rage, 
terlegt·el1! ullId den EimLgu>l1:g~kommJisSlio!1len über- an .demdie gemäß §' H, Abs. (3), el'g~ngene Ent
mittdt~n Kolle!ktirvverträge können von jetder-,' scheidung dier Obereini.~ungslwmmission in dIer 
mann eilllgeseJhen werden. ,amtlichen LancLeszeiturug v,edautlbart wird. Im 

§ 46. J!eldler koWdkci:vV'er.tmlgs'arrl\~r]ge 
Dienstgeber hat den KoUdktirvrvertrag hinnen drei 
Talgen nlaoch ·dielIll Talge ,dier ,Kl\lIllldlmaochuU11g (§ 45) 
im iEktrieib in einem flür all1e Dienstnehmer ZIU

gäng:lich~n Raume ,aufrLqlegen und .darauJ In 
emer Betrielb~undmachung hinzuweisen. 

R ~ c th t s.w i r k ru n.g e n. 

§ 47. (1) LDer Ko:ll:~ktilvveIitllla!g wi.r:dI, sofern /er 

nicht sellbst LBestimmurugen Ülber seinen Wir-' 
kung®e!g,inn enthält, mit ,der ürdnun~gemäßen 
Kund:machltmg wiriksam. Di.e WiIlksamkeit be
ginnt im ~etzteren IFalle mit d()m der K'UI1Id-
ma,chung folgenden' Tage: . 

(2) . Die Beotimm'ILll'gen des KolllektivrvertraJges 
gehen, soweit sie die Rechtsverhä:ltnu'sse zwischen 
Dienst~ehern ,und Dien~tnehmern regeln, als Be
stallldte]e der Dien.Si1JVerträge, die zwischen den 
koHektilVvertr,algsang:eJhörigen iDien:stgeJbern und 
Dienstnehmern ahge~chlossen werlden, und b,lei-o 

ben auch nach Aibl3Juf -des Koillektivvertrages so 
lange in GdtUlllg, als fur diese DienstNemähnlsse 
nicht ein neuer' Kollekti'VvertraJg wirksam oder 
mit den. /betroffenen Dienstnehmern nidlt eIn 
neuer Dienstvertmg ,albgeschlossen wird. 

(3) Die RechtSlWirkIUngen des Koillekti:vvertra:ges 
treten auch für nicht kolileiktiiVvertragsanlgehörige 
Dienstnehmer eines ikollelk:oi vvertraglSanig.ehö'rigen 
Dienstgebers ein.' . 

(4) Die gemäß Aibs. (3)e:ngetretenen Rechts
wir1kungen -werden durch einen Slpäteren iKollek-' 
tivvertrag !für desSfen Geiltunog61bereich auJigehoJJen. 

§. 48. D::e B1est:mmUlngen ,dIer §,§ 45 ibis' 47 
. gelten s1nng,=äß für&,e Vedänger-ung 'ILllld Ah
änderung von Kolle!kcivv.erträgJen. 

Ge ,I tun g s da IU er. 

§49. (1) Bllitlhäf!le eiin( KJomeik:tirv'Vlerltll'.ag keilnle 
Bes~mmull,gen ülber die Geltun;g&da:uer, 60 kann 
er' na.ch Aibilatutf eines Jahres jederzelit auf drei 
Monafe· zum Letlzteno eines KaLendermonate", ge
kündigt we1'den. Die KünrcLhgung muß zu ihrer 
RechtSIWiriksamkcit gegenüber der an1deren ver
tmgschließenden Partei mittels eingeschriebenen 

o Briefes au~gesprochen 'wehden. 

(2) Bei recht5rwirlksa:m etiöllgter Künldilg;u.rug hat 
die Partei, ,die ,dlie Kü'llidi,guollig laJusge.sprochm hia.t, 
der Obereini.!;1urug~kommiss.ion hinneru ei'ner 
Woche nach 'Ahliauf .der Kündli'gungsfrist das IEr
Mschen de~ Kon.ektivvertraiges,an2'JUiZe~gen'. 'Auch 
die .arudere Kol:lodktirvvoertl11a-gslPa'rtei ist lberechtig~, 
,di.e Anzetge IZU ,enstatten. 

F,aUe des § 42 erli6Chtein von der gesetzlichen 
Interesselllvertl'eturug 'a'bg:eschlios~ener, KdlilekU'V-· 
vertr,a,g f{i~ ,die Mitlglieder der \Beruhve.t1einigurug 
mit dem T,ag'e, an dem der VOn '&r BeruJfsrver
elmg,ung 'a!b~schlo~enle KO~llekti'V'vertllag in 
Wirksamkeit tritt. 

(4) Das ErJöschen ·des KoJIlidkt:irvVertrng~ hat 
die Obereinligungekommrss5.oru '11-11 Katastiel" 
der KoHektivrverträge vOll'zumerken. D]e Ober
etini,gurugt<:kommisSlion,die denAibschluß ,des Kol
iektivvertnl:~e6 kundgemacht hat, hat aUlf KQsten 
der KollektivvertnaJgoparteien ,da,s Brlös,ch,en des 
KoUe'ktlivvertr:a'ges birunen rzlwei Wocheru. crJ.lach 
Einlangen der IAruzeige I[Albs. (2), be.ziehuTI,gt<:
weise nach dem im Abs. (3) ''beZJeidmeten Tage] 
in der amd:ichen Landeszeiturrlig kundzumachen. 
D:\e Besltl:mm:Ulngen ,dIeS §45, Alhs. (4) urud: (5) 
fi'n,dlen ,emsp,rIe'chend An/Wiellidiu'lllg. ' 

S.a t,z U,llig. 

§ 50. (1) Auf iArutl1alg druet ko[lliekti'vveTinr.3Jgs~ 
fähigen KÖl1perS1chaift i(§ 41, Albs. f~1)] k,a11ln ,dur:Ch 
Beschluß ,der Ober,eill'~gu!lJgskommils;;ion aU51ge~ 
opDochen we1'den, daß ein gehö1iig ktJ.llId~emach.., 
t,er 'gült:ilger KdUektivver.tr.a:g" dem rüJberwiegenide 
Be.dlCutungzhloommt, ~lll allen odlerlin. eiri!zelnen 
seiner iBestimffilun,gen, die die Rechwverihältnisse 
zwischen den Die~tge!bern 'Und den Dienstneh.,. 
-mernl'egdn, ,auch oaußerha'~b ~,eirues Gdtung~e
reiches für- solche Dienstv.e~häJ:tinisis,e maßgebend 
Zu 6ein hat,' die mit .dedi durch Iden Komektiv
v-ertrag erfaßteni im weomclichefli gJleicharti.g ulfild 
nich,t schon odur.m einen KoHektirvveromg ~aßt 
sind. Di'e. in dem ßeschl:uß aufgelliommenen Be
st,irnmungen weIlden als Satzung lbezeichruet: ., 

(2) Das Verf,ahren ii!be;r die P,estsetlzung, Ab
änderung oder 'Aufhebun,g etner Si<l!t:zUllig ist ein
zuleiten, wenn ein Ant.r:ag von eiruer k:O'~Iektirv· 
v,ertfralg~fälhlgen Körple,rschaift (§I§ 41 unld 43) 
gestelle wil.'d.· . 0 

(3) In ,dem LBeo.chlußsillid d~ 'Inh~lt, ,dJer Gel
tungsumtan:g, dier ~eginn der Wirks<l!mkeit und 
die Gdtungsdauer der Satzullig ~,estzu,setzen. 

(4) Der ~es·chliUß d:er. Oberei,mgiulligskOlffi
mioSs~on i;;t endgül'~ig. Der iB'1schlu~ tlst in .der 
.amtJIlchen Lainlde5ZeJ.turug Imrudzuma;chen. , 

(5) Die SatZJuillg ist einem LK,atast·e;r elnzuv,er-
leiJben. . 

(6) Die Vorschriften ,der Ahs. le1) bis 1('5~ find:en 
auch rauf das Vel1f,ahren wegen A:nd<tmng oder 
Au:fhe:bung ,ei'Mr Satzung J\nrwendung. 

R'ec h t S!W i.r'~ 'U on. g .cL e ~ Sa tI z. u n g. 

(3) Wird ,einer Beruf.sv.erein~gunlg gemäß o§ 41, § 51. (1) Die B~sitiilIn1TIlUU1lgen ,dlerin RJechts-
Abs. (3),odie Kol~ekt'iVlvertra.g&fähiglkeit :a:berlkannt, kmft erwach6.enen und gehö1'lj,g kundgemachten 
610 erIö;;chen die von dieser !B,e.r.ufsiVerein.i'gu,n,g Satzung gelten inn,enhalb mres öl'tl'ichen, f,ach-. () 
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liGhen urud perlSönJi'ichen ;Gelbullgs:bereiches von 
dem in ,der Sat:zung fest'g,es·etzten Witlksamkeits
beginn an ,aIs (Bestandteill Jedes Dienst:vertr,aß'es, 
d<er LJwischen einem Dienstgeber und e>imlem 
Dienötnehme'r albgelSch10slSen i1St oder während 
der GeltJu.ngsdauer 'der Satzung ahgescklossen 
wird. 

1 

(2) • Ist in: ·cLer Satzung xhr Wiliks,amlkeiU51hegJinn 
. nicht festgesetzt, so hegirurit ihre Wirkung V'on 
dem T,a:g,e, ,an dem die· Rechtskmh Je~ Be
sch,lus6e6 ·auf . FestsetlZung Ider Satzmng ku,ooge-
gemacht [§ 50, Abs. (4)] wurde. . 

(3) DieB'estJimmung'enJ· ,de1l" Sat,z,ung können 
.cLurch ArheitlSondnung oder nieDIStvertr.ag wedter 
auf.geholbeh nlQch :beschränkt weDden. SondcrlVer~ 

. einbarungenlS1inld, sofern sie di,e SaoZ'UJng mcht 
ausschließt, nUir güIt;~, .soweit 6ie :für den Dien~t
n:ehmer gÜnstiger sina oder Angdege:nJheiten be
treffen, die in der Sat:ZUlng nicht geregdt s~nd. 

(4) Jeder KollekuV'vertrag s.etJzt fiir $leinen 
Gel tung~bereicl1 ein,e besteh~rude· Sat,zu11lg ,außer 
K,mft. 

Ein i gun g s k 0 ~ m i s~ i ö n e n. 

§ 52. (1) I,n j.edlem,BundelS!lalnldl ~~It mi,nldlesltens 
eine Einiguimgslwmmi,StSion lrum Sitze einer' Be-
zirksverwalrungsbehörde, zu -errichten. Die Stand": 
Orte un.d Sprengd der· EinJg,üngsikommiSlSionen 
bestimm.en .cLie LancLar,beitlSo.l'dl1JU:l1!gen. 

(2)' lDie EinigungSkornmiss!ionllbelSteht a.U:s einem 
Vors.i.tzenden,~ein.em Ster.Lvertrete,r und v~er 
Mitg,lied:ern und' ebel1J6oviden iEröatzmännern. 
De:t Vorsitzerude und sein Sue11vertret'er we.l'den 
vonde·r L:lindesreß1ierti11lg, ,aUlS dem St,a,l1idle der 
I'echtSikundiigm BeamtendJe.r·]n lB·ebr,adlt kom
menden BeizirtksverwaItung1sbehöl"de lbe&tJeHt. Dl,e 
Mit,gliflder,'und z;w,ar je l)Wei Vertreter der rand ... 
und forlSowirt'S.chaJtllichen :DienistJg:eber runidl Dien6t_ 
nehmer, wend!enJ .ilbeJ:"l VOl'lS,chLa,g iihrer .g~~etz_ 
lich~n IJl\tenels,s,envertrl€lwnlg adler, maJl1Ig!e11s' eiinel" 
solChen, ,dler 'zoot'äInidJ;igen Berulfsv.erteiJnl:jgu111lg von 
der LaI)Jdesreg~e.runlg: ,au~ Id!ie Dauer V'l()n, dJ:"led. 
] ahren belrulfen. In ,gLeicher W -eke lW1I'd! für 
jedles. MitJgJiie,d ein Enllat,zmann b:esotdlt. 

§ 53. D~e Einigunlgskomm~ssüonm hahen 
eineru AUSlglcich lanllJUba!hneni und Iwmn enforder-
lich eine IEnnschei.dung ;zu fäHen,. . 

,a) wenn /lieh LJw.isch,en Idem . Betriehsinih::lber 
. ,und der ges,etzlichen Betrl,eb6vertretung 

Streitigkeiten ü'~r die Er!.as6ung oder Ab
änderung der A'l1beitsonooung ergeben und 

b) in ,den Fällen, in denen den Eini,gru~gs
kommi6sion.eni auf Grund' der B,escimmun
gen über die ß.etri,ebsvertretung (§ 129) 
die EntlScheiclitmg von Streitigkeiten über
tI1agen' ·ist. 
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Olb e rej,.n:i!ß·u ngs,kommis.sio n.el11l. 

§, 54. (1) He,] 1P.1em Amt e~te.r jiedc;n bnJdes,ne~ 
g,ier.Ulnlgwi,nd ,e~neobereinligiul1ig'Skoinmission er
richtet. Sie :besteht aU6d:em Vorsitzehtd:en und! nach 
:ß.edail1f ~aJUs e,inem oder methreren Stdliventretem 
und 3Jch,t Mi~g1i'edet.l1i· ,und ,6hensovi.eloen . Ersatz
mänln!er~. Der Vorsütz,ellld!e1UlI1ldl .seil11,e Stdilrver-' 
treterwel1dlen, VlOlni ,cLer [;amdleSrelgie,f1ul11g ws' iClie<m 
St'aJl1idle ,dler nechtlSlkuil1!d1ilgen:' ,Beamten dies Amtes 
dt;'r LaJndlesirelgVerung bes,teillh. Für Idlie Be!5teHiul1!g 
der 'Miitlg'lEl(')dler (lEl'SI;ttlZlIItänn1er) ,gelten ,d!i,e Be-
51t~mmUlnlg,en ,dIesi I§ 52" Abs. (2), ~':nJl1jgIeIlläß. 

(2) Die MiltJgl:ielc.Ver 'eVer Obet:eiln.ig.U1n.gsikolmmi:s': 
s'ron sÜ,nd :j1n AiUlsülbUlnlg lIhres Amres 'U11!albihäil1!g.~g 
und ·an keine WellSunlg !gelbundlen. 

. § 55. (1) Den ObeooiiilligUllligsikommiJssi,on'en olb
!:iegt: 

,a) hei VenhaJl1ld1l11lll1lgen ülber ,CknJ A'bschluß 
adler .dIie Ahä.riJc\.erut1Jg von KoM;eik·ti,vver
trä.g;en miIIJZluJW1~riken, wenlnJ eitn Antralg 
die<;'er Art V'on e1tner dler ibeteiililgtemJ Ver
tna.gsparueien: ,oIdler von eiruer Behiöl1d:e 'ß1e~ . 
Meilt wind!; 

h) 'bci GelSl;illTI'Cs1tI"citilg'kciten über idien Alb
s,chluß, d;:e AJbänldlemIllg . .oder lÜiber ,dlieAus
,l~gUlng e·j;ne:sl K0i11~ktilvvertl'agesa,uJ A:l1!t'I'alg 
einh ,d!er alm Streite hetdlUigten l?a!'ltelen. 
'Oder eilIl!er Belhö.nd.e EnliJg:U'll,gssvenhanid.illutm
gen e~nJzulle:it,en 1l1n1d! Ulnter ,dien Vor3.iUlS
lS,et!ZUlnJgen ,dies § 13.2 ,dies Ges!eltrves einen-
Schiled!S1sipr'lllch ZIU Ifä1llle:n; . 

c) ,die Kegisbrie'rlUnlgUlllld KUIll1dma,clwng der 
UJ,mterl<eg,teI11lKo,:ileik t,livvertrfäige slÜ~je ·dleren 
Vedängerunlgen Ulpid Alb1ällld!eCiungen; 

,d) .dEle RofIgi's,t6eru:rilg 'Ulnd KUilldlmaichull1lg dies 
ErliösdlelliS Vlon ,KoU.ektl~vvertrläigell'; 

e) .die Bes,chllu:ßfaslslUlIllg . aulf 'Festset:zung, Alb
ärudlenmg oder Au~hebuIlig von Satzungen 
sOlW'ie ·&e R,ejgi:strie11UlIllg1lll1ld! KU'l1!dlm3Jchung 
slö;lcher 'Besd1l!.'Üs,se; . 

f) ,me Zu- und AlberkenllUlIlig ,der Kollektiv
_ yertl1a~s.fä:h:igkel~t [§ 41, Albs .. (a) und (3)]; 

g),diie Abg,aibe e1lries Gutachtens. über ,dIie AUis-' 
le!gtU111g cin~ Kloll1ekuvvertr:ligelS a,uJf, Er
sUlch.e1l1l e1nleS Gedchtes .oder einer Vel"Wail
tlUlnlg~lbeihö l'die; 

~) ,dEe Ani:'alge unid' lFiÜ~f1UII1Ig eiltres K:a't!aiSlters 
,der voni ,;!hnen ihes·chillOs'Sle:nen SatlZU11lgen:; 

'i) ,dlli.e Am.fsidllt IÜber die Ei'nÜigRlinlglSkommis\SIilO
nen . und d!:e, Ülberw:lichUll1Jg ,ilnsfueS1ond:ene , 
,dler Gl;e;,ch,;trtrlgk e~t ,ilhrer GeschäJftlSitiiih'r1l1nig. 

(2) Die Ohercinlig'Ull1lg'Sk,onntmnsrsWoflle~ \halben~n 
Angdeg'enJheit,de.s lAibs; (1), llit. a und! ib, 
zwischen ,dlem Streim.e~len 'zu venmittek unJd r.ilulf 
eÜI11.e Ve.l'ei.nba:ru ng der StrcirteUle :zwecks Bci-' 
~egung ,der Stre,iiigkeit hi11lZUwil'iKcenl. Sie ,kJönTIien· 
e,Lnel1 Schiedlsspruch lIWr IdlallJIl Ifä'llen" wenn ,die 

.' 
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. heilden Stre1ttJtd!e voriher Idie s·c..~ruftJliche Erk1ä-. 
l"iUIlllg ,a\bjgebm, daß ~~e s1ch Id!e~ iSchielchs's'pr;uch 
tiutterlWeriren, ' . 

(3) Schri,fttl:i,~he Verei.n1ba,runlgeml und Sch:;le'ds
spruche gemäß .Nb<;. 102) geLten rus Kol:lektiiv
verträi~eI ~§ 40).· 

4. Arbeitsschutz. 

Arbi!itszeit. • 
§ 56. (1) n:e W'öchend:~che A'flhelltlSlzeilt dln dler 

LalnldtW'Lr;~ch,ajflt Idlatrif,abtg'e5,~hen von den iim§ 58 
enthaltenen Ausnahmen, ,im Jahresdurchschnitt 
für die mit ·dem Dien;;tgeber in Hausg.emeinschaft 
J,ebenden IDienlSltnehmer m~t freier Sta:üon 
54 StJunden LTliicht üheIJchpeilten. . 

.(2) Für ,alle ,a:n,deroeih Dien!snnehmer dJ.r: d~e 
Normallia:rbeitsreit während der Anbau- und 
Brntoeze:it 54 Stunden wöchentt,E,ch ,nl~cht über
~chrtelitten,; ~n der ,a:ribeitsschwlach·enZeit ist die 
A.rbe~bs.zeit lSoo zu v·e:r;kü11Zen .daß l'.:i,e ~m Gesamt
j,ahresdurch,schniltt 48 Stund:en wöchentLich nidJ,t' 
über.sehrci tet. 

(3) Dli'e 'Einteilung der wöchentlichen Ar'be:tsze~t 
tinoor Landwirt~ch'aft während der e:inzelnen 
J a.hre!~zeilten :regelt im ütbri'gen die AUl5fübr.u ngs
g'~Ie:tz.@ebung. 

§ 57: (1) Di,e milu ldier Vi,ehpfllelge, Melrkunlg odier 
mit ,pegle<lm.äßiglen Ve!'ll1ichuungen _ tim. Haushal,t 
besch;if,t:ii,~ten DieJlJstnehmer harben d:i.es,e Arb~it,en 
auch über die norma:le Ar'beitszeitt thi,niaus ohne 

. überMun:cIJenentlohnung :Z·U verrichten. D.i'e'se Aif
beiten werden ·regdmäßigduirch den Lohnabge. 
gülten. IDen I[)ÜielliStnd~mern :gebührt jedoch. ,ein·e 
ellJnspr.eche:nde Freizeit' na;ch Vet1cinbiamng, min
delSltiens ,aber zweifr.eie w.erktage ~m :Monat. 

:(2) Die ühlichen Firüh-. ,und Ahendartbetiten, di,e 
zu den vel'tllagsmäß-ig= Vetr'r:ich:tung,el1, e~ne'S, 
DQ.en~tnehmere gehör,en, gdtenniicht ,aLs über
.stundlen. 

§ 58. D:e Wlöchentn:::.che Arlbei,t'slzeir d'a'rtt 
48 Stunden nicht übell.>ch'reiten 

a) :in de.r Forstwipt.'scha;{t und ~n dem .f.orot
wipt:scha,fithchen Neben!betnieben, 

'b) .an den l.a:n,d- un:d ,forotwj'l1r'6cha:f.tllichcn Ge
nosls·enlscha:ftsbetif~eben und 

c) in den ,ltandwirtsch,a.fdi·chen Nebenbet.ri-eben, 
!in denen ,dauernd mehr ·aIs Ifünf Di.enst
JH~hmer bel5chäf,tli:gt ISIind. 

übe r s tu n den a r bei t. 

§ 59. '(1) AI~ Jö:lnlem W OIchentalg dürfen von e~n'em 
Dielnlst11!eihmer thöclhst·e:ms zwel~ Ütbe·rst.ulllldle,n ver
:l.aJl1Jgt werlde:n.. . 

(2) Dile 'Leist'U!nlg VOn Olb,erstulnd:en iilher 
,&e nlOrtmal!e Allbeilcs.zeilt dlarlf n:'c.ht ve.rwe;tg.ert 
we:pd=, wenal .autß,eI'geWlÖIhn,lliohe Umstiillldie wie 
drohende Wettersch}äge und sonstitge mement~r
er'eligrusse, ferner Gefahreal für da:s Vieh oder 
drdhendes VeIiderben' ,der Brodukte slOwi:e Ge
fährehing Idles Waldbestandes eine, Verlängerung 
der A1"beitszelt drin.gend notwenldig m;tchen. 

I 

M i n des t ~ u h e. z e. 1 t . 

§ 60. (1)' Deun Di.elllsltinelhmer gelbühr't aud]' in 
der arbeits'reidren Zeit eine _ ununterbrochene 
Naic1htrulhe von mimJdelSlt'eniS zehn SWlI1JdJen ilI1ner
halb 24 Stuinden. 

(2) AIs N aichtruhezeit Igat -in der Regel die 
Zerrt zw:i~chen 19 Uhr und 5 Uhr. 

(3) Die Nachtruhe k.nn a~s,mlhm~weise alus den 
,im .§ 59 langdührten. Gründen verkü'l"Zt WJerden. 
Die Vel1kÜrzUTIg ha,t jedoch ·durch eine ent
sprechend längere Ruhezeit wäJ11"enid der nächst
folgenden Ta>ge :i1:lren AuStgLeich zu tin,den. 

A r Ib e 'i t 5 i; aus e n. 

§ 61.. Detni. DGelliSltn!elhmer sj'nld! wälhrendl dler 
Aribeltts.zeit Ifürdii Ei'nllliaihmeder Mah1z.eitel1 
angemessene Arbeitspausen, im Gesamtausmaß 
von milnlde:s:tens zwer StUinden t~glich zu gewäih~ 
ren. Diie AribeiltospalUlS,en W1ei11den din ,die A,rlbleits:ze:itt 
nticht eiinlgtereclmet. 

. Soolln- ,uind Felie.rtt,ags,ruhe·. 

§ 62. CJ) Dne 'Sonlnltllge. sowdedlite IFerer;ta,g,e g,e
mäß ,dem .Feiiert:agsruhegese,tz vom 7. AUtgust 
1945, St. G. Sol. Nr. 116, 6~nd 'ge's,etztich:e Ruhe
t~g:e. W.e1chesoOn:~.j@en Feiertage (gebot,ene Ulnd 

. lässi,ge) noch :cis iRuherfJage Ia:nzu~ehen slind, be
'S,timmen .d~ l.;~ndarbe1tsolldnungen,. 

(2) tBeg:iJIl1n 'und Da:UIer dler S~'nfiltraigsnUihe sind 
fest zu lbelg,renzen,. 

'(3) Vielhplfliege, Mehlmng rulllId 'UinalU:fs,chi~blbare. 
Arlbe1ten :iIrn HiatUlSlha~t sanJc\I vond!en hielZU be
s,tilmmten Dienstine.hmernaruclh 'an $onlIlJ., und 
Feiertagen lO!hnle Ibesondere Vel'gütlUlnlg ZU! Jeis:ten, 
doch gebooI1t di,es~ D~e:nJS·tlneihmeffil in je:dem 
Müal:aJt m.ilnldlestens ein ,freier S;oJ1ntag oder :g·es'etz-
lrcher Feientalg. . . 

(4) Sonn ... 'llollidl iFe:ie.rt:llgsar!beiit [SO! zu ve'ffltich
t en~ wenn di,e rascheiEinhrtingung der Eomrte mit' 
Rücksicht lauf .di.e Wlitt,e:mng dr.ing>end g,etbot,en 

"ist ebenlslO h,ffi Eleme:ntapepe·jlgmus5enl; ';woh s:o~.ti
gte'für .&e A'uI~recht-e'flhaihUlnlg ,dies Belt!r;ielbes' e:11foIL 
der;l~dhe Ulll3!u!f'SClh~e:blbatre -Arlbeit.en $i!l1JdJ mt 
leisten. 

(5) Den J)i~ns'tndhmerlnl .istan SOJ1Illi- und 
Feierta;gen die zur ErfüHung re1i:g,iös:er Pf1;icht,en 
e:r{ol1die'f,Liche Zelitt ,keizugelb>en. 

EIllt'lohnun::g "ller üfberst'ulll,citelr] und 
oder Son:n- 'U1lId Fe'ier,t~,gs anbeh. 

§ 63. (1) Die ILe~:tulnlg Üblepsltulrud!en :über 
die nürmale Arlbei,t9zeitwci1"d besonders vergütet 
(überstundenent1ahnung), sofern' die Mehr
ditensdeistung nicht ,dul'ch Fl'eizeit au'sgeglich.en 
werclJen kann. 

- (2) LFlür jetde Ülbel1s,t'll1llde ,geihüJhrt e;ruebeson
dere Entlohnung, ,die minodesteln~ 50 v. H; .1.öher 
;jslt. a!1s dler St~n'dlenl;loIhn,wolbei nicht IllUr d:e 
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Gdd- s,Qil1JcI!er,n ,aIUJdh,dJie Natuu~ooZJÜge ZJU be
.wcbrieihririm sliniCl!. Für die Be~erttJl1llgder Na
tUlra'~ibe:ZJÜige Igelten ,di,e ifür IdJie Zwecke der 50-
z:iai~ve,r5Iidherrunlg feSlt'geseozten Bewefitungslsitze. 
Frür Arlbeiten bei Na,cht.ze'i,c u,nd a,n, Sonlnta:g·e.n 
wind ein 100% ;lger AuflSlchliag ZJum Stundellll'o1hn 
g,ewä'hrt: . 

(3) Für Fei,er.talge, dlie Igemäß §. 62, Aib~,. (1) 'lils 
RUlhetage Ige!!ten, ist ,dals l1e!gdmäßi:ge Eruoge1t 
[§ 8,: Abs,. 1(2)] zu ~'e~slten. Wi'fidaln .diiesen TaJgeln' 
g'e.lirbei:tet., Ig,e1bülhI't, slolfenn dlie Arlbe:;,t,en niciht zu 
den inl § 62, Abs. (3) verfw:'chnelt'efi zäih!len, aruß,e,r 
dem regelmäßigen Entgdt das auf die geleistete 
Aribe'it ,e[lJtlf.allle<n!dJe Enitg.elt. 

(4) Durcih KollieikulvveI't'rag kamlllJ eUln!e abwei
dbemlie Reg.e'Lun:g erfolgen. 

Freizeit für. Dienstnehmer mit 
~ e i g ~ n e r Wir t s c h a f t. 

§ 64. Dien~ltm,ehrruem mit ,eigenerWi,rt!slchalft 
i'st die zur V.errichtung von unaufschi,ebbaren· 
Arbeit,enn'Otwendige Zeit in gegenseitigem Ein
vernehmen 'Ohne Entlohnung freizugeben. Diese 
Freizeit bedeutet keine Unterbrechung des 
Dieru;tverhältnisses; 

Ur 1 ,a,u b. 

§ 65: (1) Denn DienJslt:melh~er gebülhl1t in, j,ed1em 
Dienstjaht .ein ununterbrochener Urlaub von 
zwöl,f Werktagen. Das Urla,uboausmaß erhöht 
sich auf 18 Wel1ktage, wenn das Dienstverhält
nis ohne iVnterbrechung fünf Jahr,e,' rund auf 
24 Werktage, wenn es 15 Jahre gedauert hat. 

(2) Der Anspruch auf Urhu'b im er'sben Dienst
jahr ,entsteht nach Zurücklegung ,eine~ ununter
brochenen Dienstzeit v'On neun M'Onat,en. 

(3) Die in den einzelnen Bundesländern außer
hal:\b dies. Freile~t'aJg's'riUlh{lgteisetlzes i,n Belt:r:~elben :de'r 
Larud- rulnldJ For~twi,~tschaJfit 'C]nrg'elhailit,enen g,e_ 
borenen oder lä'ssig,enFeiertage wer,dlen j,eneri 
Di,enstnehmern, die an dies·en Feiertagen tatsäch
lich keine Arbeit leisten, bis zu einem ,Drittel 

. de" UrlaJUbsausmaßes :auf den Urlau'bsanspruch 
angerechnet. 

(4) Für die Bemessung der Urlaubs dauer sind 
Dienstz,eiten, die keine länger,en Unterbrechun
g:en als jeweils 60 Tage, aufweisen, zusammen-
zure.chnen. . 

(5) Zeiten, während ·deren IPersonen, die dem 
Opferfürsorgegesetz vom 4. Juli 1947,' B. G. BI. 
Nr. 183, uni:erlieg,en, nachweisbar aus politischen 
Gründen ,in Haft waren, ,sind für di,e Bemessung. 
der Urlaubsdäu.er anzurechnen. , 

(6) Die .Zeit, während der ein Di,enstnehmer 
durch Krankheit ~der Ungltcksfall an der ~i
sturtg ",einer Arbeit verhindert ist, wird i~ den 
Urlaub n,icht eingerechnet. 
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Udaubsan.trit,t. 

§ 66. (i) Der Zeiit[pu!l1lkt dies U dla'llibsaJllitrittlt,~~ 
·is,t ,ilm Ei'llIve'rrn'ehme:n zw,lsche'n .dem D:>enst:g.elber 
untdi dem Di>en~ltrueJhmer Uln't,er RüciksLchttlliaihme 
aJuf die Errfor,die,rnI:lS!se dies ß.ettrirelbes UJnd: d':~ Er
!ho'J,u!ll!golffiiögllrclhike:lt. dels D:elnsttneihmern zu he
stilmmen. 

(2) De'r Urtbvub karun ,arurnau1f eLnZ<l!ne T a'ge 
vene,m:t wer;de:n; wdb<li jreldfo:clh·,dem D~e!ns:tne'hmer . 
in jetd;~1ffi !D1elnlS't~ahr ~;ITh zuolamme.nlhängender 
UrlaJUlb VIOln miill'dle:sir.elllo e~llier Arlbeitsrwoc:he ge
walhrt rbl'e:lben muß. 

U ,r l,a iU b IS 'e n t ge 1 t. 

§ 67. (1) Wä:hwlIdi ,d1e's Urhulbrets Ibelhä1t ,dJer 
Dien!stnehmer s,e:inen A,nspruch law das Eritgdt 
[§ 8, Abs. (2)]. 

(2) I6t Kost vereinbart lind nimmt sie der 
Dienstnehmer währ,end des Urla:u:bes nicht in 
,Anspruch, so gebührt ihm an ih'r,er Stelle für 
,jeden Urlaubstag einschließlich dler inden Urlaub 
fallenden Sonn': Und ,Feiertage eine Vergütung 
in der Höhe des Eineinhalbfachender für Zwecke 
der Sozialversich,erung festges.etzten Bewertung/;
,sätze. 

A b f.i ri ·d u n g. 

§ 68. (1) 'W,ennl das D:·eno:tv.erlhältnl:'s· im ersten 
D:renlSltj,aihr vor Erwer:b Idies U rlQru\bsanspruche;, 
geLÖSt Wi'fld, Igeibüihr.t ,lf,(1ffi D:,elllstinehmer 0ine Ab
E,nidunlg ",der AlThwans,charft arulf Ud':Lulb. 

(2) Wemn',dias DiIeTI5Itverlh~:,tnti,s. vor Ve.rbrauch 
d<eiS eflworibernlcn UrIa.ulbsaJrus'Pf'Udl<es gelöst wird, 
'''ebührt ,d:em Di!emlstnreihmer ei.ne iAb'Endun,gde$ t> , 

• U v:la'Ulbs,a.ItSlpr,uches'. 

(3) Die Alblfilinldung .der An,wa'l"tschaft awf U r
l:alulb {Aibs. 1(1)] het'rälgt Jrür j,ecl!e W.oche seit B,e
ginn des Di,enstjahres ein Zweiundfünfzigste! des 

ü,atilf: zwei Woclhe,n .erutlf":;.].e:nldan Emtgelves. 
(,§ 8, Albs,. (2)]. 

J '(4) Die AibfitrudlUillig ,des Urlalubs,aJllSpruches 
{Ah,. (2)] beträigt ,für jetdle Woche seit ßell;'inln 
,dei> D:el1:stj'alhres" in d,e:m ,eller Ur:::au:bsarrspruch 
nicht verbraucht wur.de, ein Zweiundfünfzigste! 
des UrhrUibentJg'~J,t,es" dras ·diem n:ien:stln'elhmer ge
bülhrt Ih~tt:e, 'Wellln er in .dem betreHen,den 
Dien~'tjahrcl!en Urllarillb v,e:!1braruciht hätte. 

Verlust'del> Anspruches auf Urlaub 
u n.cl A b f i n d iU n g. 

§ 69. Wem Ider Di,enstntihr!Tler ohne wiichtigen 
Gr'U~d vorze,i!tilg aUlStr,irtlt; ,hart er keine,TI Anspruch 
auf Aibfj'nJdiung Jg1eunäß§ 68. 

Pfänd U:TI g tS; c h ru itz. 

§ 70. nars Url,alUia.senltlgert Ulnld die :Albfillidutllig 
sind .der Ex,ekution en:twgen, SO'feit di,etS,e :micht 
Unterhail,tsa,:msprüche \betrifft. 

\. 

~ .. 
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All 'g ,e rri eine ,p ü r S 0 r g e p H:i eh t des 
D n e n s t g e b e r IS. 

§ 71. Der Dienstgeber Wst verpfLichtet, 'hin
sichtlich der Wohn- und Arbeitsräume, Maschi
nen, \Betnidhseinri~tungen und Arlbeitslgelräte ,auf 
seme KosOOIl aJ1,~ slmlltären und SOl1Js,ügen not
wen~igen Vorkehmngen/ zu treffen, ldii.e mült 
Rückg;j.cht ><tuf die Am der Beschätfüigung 'll:tl,d 
Eiooi.chtung de,r Arbeiwstä,tt,e ZJum Sch~lt2Je des 
Lehens, der Si,ttJ:ichkeiit und de,r GesuIlJdihelit des 
Dienstnehme'rs erfol'derJüch '!Sind. W,enn es die, 
Besonderheit :der Arbeit lerfordem, ~,slt dem 
Dile:nstndrmer' eine entsprechel1!de SchutzUci
dung zur Verfügung zu st<eHen. 

S ~ c h ,e r h ~ ci :t S vor s c rh 11" li f t eng e gen 
A rh,eit.., u nf äUe. 

§ 72. (1) ~llle in Betrieben der Lan,d- und 
FOr6twirtschaft verwendeten Maschinen und 
Gerätschalft,en müssen mit den erfof1derlichlflIl 
Schultzvoil'richturug,en ve:rnehen' 'sein. Ebens.o 
mü~s'en di,e Alrbeiitsstä,üte, die haul,ich,en E:inrlich
(mngen : u~d' ,die Betriebsm'ittea entsprecherud 

'g,egen U nfaiHsgef,ahr 'gesüch~l1t ('i,cin. 

(2) D[e j,eweils g,eitenden Sich,erheitsvol"schrif
ten mü'slsen (IItil'.fing cil1i~haltlCn wel'dlen. 

(3) Die Alus,fÜlhf'Ulngslge~etze ,treifell d:e näheren 
Bes1timmumgen IÜher dien B~,e:tlstnteihmerschut:z. 

§ 73. (1) Il1J,den Biet'ridben ,dler Land- ulnld 
FOl"6tMl1"tschaf,t ,dürfen weib1ich'e Di,en~tnehmeI; 
ohne Ul1Jterschieddes A;1oters ,zur Nach,üar:beit 
nicht her1ang,e:wgen welrden. ' 

(2) Die NaJCrhtnurhe~eli,t Idarf nur ve'f'kürzt wer
den, wenn taüßeror,dentJjiche· Umstä,l1Jde, wiedro~ 
he1l1'Q.e Weütelt"s,ch'lä,g'e, Blementarerei,g'l1Jil'i'S'e', Er
kmnkul1Jg der Ha:~cierle sowi,e sonst:ilge erheb
liche Gef,a:hren f.ür ,den ~etrieb Nachtlarbelit not
wen,diig machen. , 

§ 74. IDen wdbKchen i[)i.ensltlnehmefin, ,df.,e 
ciillJe:tl ciJ&enen H<liush:i!l.t fülhreni, il'it für &e 
Verr,iciht.umg ilhrer hä1.1\5'l,idlen Ar'beite.ll unld 
Zur BRqge ilhrer Kinider .yine angemessene 
freie zeit .ohne . Scrhmäilerun;g 'des Ent:gdt<lIS' 
zu :g,ewährlf'n. Sie erhaUlt,en zu dEesem Zw-eck,e 
je,eten MOlnJat" in ',deltn S'!,e vo.1'l heschäftigt 
sind,elinen ,freien T'aJg. Die tä;gl,khe Anbei,t'spause 
wir,d für sie 'um 'eine Stunde v'e,r!lwg<eri. Sie 
sind v.on der PfLi.cht zur Lei6,tlung von Arbeiten 
an Sonn- und Fciert<ligen befre~:t. Der Vontag 
vor Weili,nJachten, 'Ostem· und! Rfing:Sluen. ist 
ihnen ·f,r,ei zu tgteben; ta.1lIellin die bei der Vi,eh
wa:l1tung Ullid iMdku;ng notwenldlig:en Arheüten 
mü~s,en von. nhnetn ,a.uch r.lIn· ,diesen T,agert v,er
richtet werden. 

Mutter/; ch.utz. 

§ 75. (1~ Schw.an'gerle Drenstnd:1merinlnlenlSlmd .. 
verpflichtet, den Eintn1tt der Schw:a,ng:ef1smaft 
dem D,ieootJg'eiber mit:2:luüeliJe,n. 

(2) V'Ollil v:er:t>fin/ Monat ,der ScJhwaniger5chah 
an etad dJi,e .Dü.enJstnehmel1in n~ch,tmit s.chw'ef\en 
körpel1L~chen A!rooiten bes,chäflt~gt wel1den. Vor 
d,ie6em Zeitpunkt ist ein,e B,eschäftl,guil1lg der 
Schwlang,eren vCll1Doten, Werrl,n na,ch ärz,t1ich,em 
Zeugnli.s Leben und Gel'iundheit von Mutte,r 
oder Kind gefähl1det s~nd. 

(3) Schwlarug,ereUll1d&tÜll'lerud~ Militter dürfen 
zu überstundenarbe:iten und zu· A'rbeiten r.lIn 
Sorun-u.l1Jd' Feiert,agen nicht' he'f1a,ngezogen wer
den. Die AUl'iinathms!b:e:sti'!l11IllUlnlgen' d'e!; § ;;:3, 
Ahs. 1(2), 'finden keine Anwendung.· }ed:e 
lBel'ichMltigung üher ,acht Stunden tä'g\ii,ch i~t vom 
v:erten MOl1!<lit der SahWlaJlg,erschattt ah unzu-
l~s!S~g. • 

(4) Schwlangere ..,1nd 1irJ. ,den Jetzten sle,chs Wo
chen vor der Niederkul!1rr'tlaufili~ Ve;rl.alTIlg,en 
von jeder Arbei,t ZJU hefr,elveru. 

(5) Wöchneri.nnen dürfen his zum AMauf von 
~echs Woch,en nach ,der Niederkunft nicht he
'schäfttigt wer.den.Für~tillendie Mütter ve·fil,än
gert sich dielS,e FtilSt tauf ,acht Woch,en, für solche 
nach F,rühgebul1ten· auf 'zwölf Wochen. Bei 
schw,e-ren Erutmrudul1Jg1en darf &e Arbeit ,erst mit 
Be~lJiigung des Arzue,s laufglflIl,omrryen werden. 

(6) Die,nstnehmerUnillJen" d1e ähre _ K~nder sdbst 
stiLLen, iSlt ;ooe zum Scil1eri· 'erfof1ded~che Zeit· 
freizug,eoon. . 

(7, Dien~tnehme.1irnen ,dürfen ,aus AnLaß 
i'hrer . Schwang'eI1"sch,aft nücht geg,en ihr,en Wil'len 
,el1Jda6sen we.r,den. Wähl1end der Schw,ang,el"6,chaft 
und blls zum Ab:la;uf von vner Monaten n,ach ,der 
Niederrounft Idüde,n "te nlicht gekündigt werden, 
wenn dem D:i.eil1Jstgeber zur Zeit der Kündigup,g 
die Schwangerschaft oder Niederkunft hekannt 
war oder mivelt"züglli:chmitlget:,eük' wltPd. Im 
gegens,eitÜg,en Ein v,eJ:111lehmen kann· jedoch. das 
Dienstverhältni,s gelöst· wel1den. 

,S c hut z ,d er J u g e 'n.cl 1.i c h e n. 

§ 76. (1) J3.ei !dler B~'chälf1twgum'g VOn }ulg:end
ILichen Ibis zum. vol11f1Ildeten 1,8. Lehens;'a.hr i'St 
,auf ,defien Ges;undhe,it 'UillJd körpertiche Entwück
lung besondelt"6Rück'sicht zu nehmen. Auch ist 
ihnen ooe MögllLichke1t der weiteren Ausbildung 
durch .den Be:sit.ch von land- oder forstwirt
schaf.tlillch,e:n: Fortbilld~gsschulen (Kurs,en) zu 
geben. 

(2) JUigelrudi:l~che .hi~ . zum voHe'nldleten 18. Le
hensj1ahr dÜI1f,en zur Nachua~b.eQt und zur Ober
stundeil1Jarheit nicht ;und zu A'flJleiten lanSonn
Ulnd Fcielrtagen nur in . !besonders drifiigJ~chen 
FäHen henangezogen werden. 

\ 
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.(3) Die wöchentJl:iche AI1ooitrs,zcic ·der Jugend
llichen !rusZUiffi vollendeten 18. Lebensjahr ,dal'f 
~m Jlahro(lSdurcru,chn~tt 48 Stunden und während 
der Anbau- und El'1lIt·ozcit 54 Stu:nden ni,eht über
Ifch~eilten. 

(4) Jugendlichen iDiens.~n;ehmer:n gebührt bis 
zum Ende de.s Kalen.derj,a.hI1CIS, !in dem sie ,da;s 
18. ·Lebensjahr vollenden, in jedem Dienstjahr 
ein :ZlUs,ammenhängenderUr:1aub:von 24 Werk
tagen, wobei eine Einrechmin!g delr eingehaltenen 
'gebooonen und läs'S1igen Feiertage bis Z:l ,acht 
Wierkioa,gen s:t1aittfindet, sowei,t :von ihnen an diesen 
F'eiel'tlagen tlaJtlsächLich keiine Arbeit .gdei6'tOt w;rd. 

(5) . Betriehsinhabern, die wegen Übertr-etung 
V'0illJ VorscUJ.rilf>tenJ, lbe:t~eflfend den Schl~t.zMr 
J.wgeJ1ldiTIidhen~ bes.t~a.ft· wef1dien, ka,nrr]. a,uf AntI1alg 
,d\er LaJrudJ- unrd FÜ'rs;cwirtscihaftsqn~ip.e.kt:lOn &j(~ 
Bes:ohä!f.tigul11lg von. }Ulgenrd:'i'c.hen a·u.f bestimm te 
Ze~t odier aJuJf Dalucr U'nt,eI1Slaigt wend:en. 

Kin cl 'e r la.r b e :1 t. 

§ 177. :Dais. Brunrdleslg.esevz, betrd1fenrd di:e 
Grundsätze :für die Rege1u'n-g .der Kindemrbeit 
in der Land-· und FOl'srwilirtlS.chaft, B. G. BI. 
Nr. 297/1935, biMet lei,neu Bestanodtei'l di,ese~ 

Ges·etzes. 

5. Arbeitsordnung. ~ 

§ 78. (1) In a(ll'en BetriiCIhen. :der La.nrdL UI11ld 
EorsIt1W1f.t1s,chaift - mit Au'Snalh.me Idler !bäuer
lich,e,n Bet-niebe - mit ·dauernd mehr als zehn 
beschäftigten Di.en~tnehmern eillLSchließ1ich· der 
Lehrlin'g,e ist' 7Jur RegeLung' der het,ri~blichen 
Ar'bertsbe.d:i.ngwngen Lin Bet11ieben vom Betniebs-. 
,j,ri.;ha:beu- eicne Arbeliltsorodnrung zuer'1:a:sslen, die an' 
gut sa.chtbarer und· fÜr ,aUe D,jenstnehmer z.u
gä.nglJichen Stelle ,im. Betniethe ,anzuschl,ag'en j~t; 
sie ist sämt:1ichen Di'enstnel1mern \;>ei ihrem Ein· 
tritt bek:a.nnrtzuigeben. Die 'K:enntnll6lnahme ist 
von ,ihnen zu hestäcigen. 

(2) Dlie Arbei:tsol'dnung kanlll,6oweit 'Sie' nicht 
zwischen kol1ekcivvertI1a.g:sfähilg,en Körperschaf
ten vel'ei'nhar,t wordeln ,ist, vom Betl'i:eb9inhaher. 
nur mit Zustimmung des. Betriebsrates (Ver
tmuensmänner) erlassen oder abgeändert werden. 

§ 79. Die ArbeiltlslO:r.dln'l.lllllg !ha.tdlen ZeiltJPurriikt 
ihres I Wirbamk,eitsbeg:illlD.es ·und iJWbes.ond~re 
B,estimmungen 'hin:Siichdich foLg,ender Arbcitslbe
dlngungen ~u eJ1Jtha:lten über 

1.' die verschiedenen Arbeiterlgruppen i:m Be
tr~ebe sowie .die· Af1t Ider Verwei.dll'ilJg der 
Fmu'en, ]ugend1,ichen und Lehrlinge; -
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4. ,den Umf'ang der S~,n.n- und Feiertag~arbeit; 
5. dlie Zeit der Albreohnunlg wnd i\uszahlulnlg 

,des tA'rloolbSleDtlgeilres u:rud ,d\er Ausfol<gulllg der 
N atu.t1a~:en.; 

6. die Befu~niss,e und Obliegenheiten der 
Aufsichtspe,rsonen; , 

7. die Beha.ndlu:1lJg der Ar1beiter licl Falle 
, einer Erkra.nkung .oder ,einffi Unglücksf,a,lt!,es; 

8. Lohnab~üge, soweit 'Si,e nicht gesetz(,ich 
. vorg.eschr:ieben LSoind; 

9. ht, Höhe uilid Verwenduilig 'der Diszi
plin'ar:st'f1afen, die lbei, Obertf1etulng der Arbei:ts
ordnung verhäng;t wel'den; 

10. KÜlndlig1lrugsfri:slten und über .di~ Fälle, in 
,denen Idas Dienstv·ef1hähnlis vorzei:tj,g ,auf.gelöst 
we~fldon krum; t) 

11. U'.1lIf'aH- und GesundheitlSLSchutz. 

§ 80. (1) D:e .ArlbeilbSOI1din,wnrg ilSit .aicht Tage 
vor ihr,ern heabslidt,cigten AfiiLSch'La.g lim Betriebe 
,in zwei -Gleichs.chriften ,der ördidt zULStändigen 
Land- und FOirstw,i:r:cschaft:sinspekltiicon vorzu
legen. Das glciehe gli,lit .Ü1mf,a'lIle ei'ner, .Änderung 
der ArbeitsoI'ldnrung. !Die Lanrd-und FQrstwirt
schafooinLSpekcion hat, wenn lan Idem In,h,alt der 
Ai'beirsoI1dnun:gnich1:5 ~u .bea~st:a'nd;en list, eine 
Gleichschnift mit dem Vermerk überctie Ein
slichtna!hme dem B~tri.ebSlinha!be;zi\lrückzu
s6eUen. 

(2) Im Falle cinrer B,ean~lt,anduilllg. ka'lln die 
Land- und Forstwlirtschafts:inspektion eine e'!lt
sprech.en,cbe .Änderung ,der' Ar,beütlSordnung . veLi
l,angen. Wi'I1d ml'em . Vedangen 1,nnerhalb ,c\ner 
gest.eLLren FrilSlt nicht enbsproch'en, so kann s!ie 

. die' Anzc,i,ge l:lJl1 .die Bi·nigu:ngskommission eor
lSt,atten, wdehe endg;ülcig, ent6chei.det. 

(3) D~e Besttmmunge'n oder Al'beits.ordnung 
s,ind für ihl'en Gedt'll'ngsbereich ,ah Mi'fildest
bedingungen rechtsvel'bi,ndlich. Sie 'könn:endurch 
Dienstvernmg' weder lauf:g.eJJ..oben noch . be-
schränkt werden. . 

. ' (4) Di~ Geltung der ArbeitlSor:dlnung wird 'durch 
den Üibe~.anß ,des Betriebes ,aulf ,eine!l!a!l!deren 
Betrielbsinhaiberin ihrer Recht5lwiI1k'Unig nticht be-
f1ilhrt .. 

6. Arbeitsaufsicht. 

A 11 g'.e m ein e s. 

2. ,die Art \lind Wewe ,der für Jugendlich~ 
und Lehrlinge vOI1gesc.hniebenen Beru:fsfortbi!-' 
,dung; 

§ 81. (1) Zur WalhmeihmUlDIg ·d:es :gICSlCt0li:dlen 
Schutzes der Arbeiter, AllJg'estdlteili und Lehrlinge 
in .Betrieben der Land- und .Forst·wirtschaft ist 
eine ,Land'- und F.orstwirt6chaltlSi.nspektion eimzu
richten. 

(2) Insow.eit' V.orsehnif<ten dieses. Gffi'etzes~_:lch 
auf Betriebe der Land- und FOl'stwirtschaft An
wendung finden,,in ,denen 'nur. ·.f'aaTIi1i.eneigene 
Arbeiotskrä!ftoe ,beschäftigt werden, obEegt der 
Land- WJ.,d ForstwlirtschaftsIDspekt.ion die über-

3. lrue Arbeibsta.g,e, B,eg,inn und End:ede,r Ar
beitszeit und üher 'Dauer und Lage der Arbeits
pausen; 
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wachl'tng der Einhalttung ,dieser 
auch ~ri diCL5'en Betr~'eben. 

Bestimmungen I keit undi'den Gehflacuch von Schut:zvorkehrungcn 

Au f g ,a h e n 'u n ,d IB ,e{ u g n:i S'5 e de r 
, L 'a 'n d- 'U n ,d F 01 ,r 's t wir t 's c ,h la f t s-

,in'spektriQn. 

,§ 82. (1) Die Lalrudl_ UlrueJI FO'J.1sltwi,nt,s.malfitlSin
speknio.n hat durch JOfldaJuf,mde Betriehökon
nroHeri ,die E~nhahung d.er zum Schutze der 
l,arud-, und forstwirtscbaftil,ich,en Di'enstnehm::r 
erLass,enen GCL5etz,e, V,erordnuilJ!g,en und Verf:.j
gungen zu üherwlach,en, irusibeson,dere bhü2'li:h 
des -Lebens, der Gesundhe!it 'Und Sit.tLichke:it,U .cer 
Verwen,dung der D~ens,nnehmer, der Arbeit5ze't, 
der' Dj,enlSJ'11!ehmerv,erze:i'chni:s~IC, Arbe~nsor'dlllU.ng, 
Lohnzah'lumg, B.eschä,fÜgulllg ,der JUlgen(U:~chen, 
Austbi,!:dlUlnlg dier Leihr;iingle und ,dier Ki,nderor:beirt:. 
InsbCL5onoor,e hat sie di,e [,n den Betn.eben ver
wendeten J,ab.idw,ir.t~cha.f.t,1icben Maschinen und 
aUe ba,uIichen Anhgen ,auf ,die vorlgle6chrieberieri 
Schu:tzmaßna'hmetn, hez.iehu,ngswtlii'se ,auf ,den 
baUi1ichen Zusta,nd hin zu überprüfen. 

(2) In den Fmgen ,der vorbeugenden Gesund
he,j1)sfürso!1ge 'und ,de,r Unlf,allverhütung ist das 
Ei!1i.v,ern,ehmen 'mi,t ,den zuständig,en I.and wirt
schaftlichen S07Ji<lJlve'rs,icheIUngstr~gern herzu
!Stellen. 

(3) Himichtilich Mitwirkung der Land- und 
ForstwirtlScha,ft,sJins,pektiQn bei Er.l:aß, bez.ie
hungsweise Änderung der A,rhetitsordnunge:n 
wli,rd a:ulf '&e B.est;mmuml~en dies § 80 veTWie!sen. 

(4) D~e Organ'e ,der 'Land- 'Und Forstw:rt
schaftsinspel5.t,ion sind !befugt, die Aufenrthalts
räume urud Arbeitsstätten" die vom BetrieblS
iruhaber hetrCIitge!Ste1ken' WohnlUng,en 'Und, Unter
'kürifte sQwie, die Wohlf,aIhrts- 'unds,acnitären An-
1a;ge,n 'Usw. j'ederze:itzu hetreten 'lmd zu be
sichtigen. Ö,em Betl1iehs[,nhaber Istehtes' frei, ,Cer 
Be6ichtigung :he:i:zuwohnen. Auf Vefl,a;ngen ist er 
hi,ezu verpHich,tlCt:'In ß,et,r~eben, in, welchen Be
tIl."iebsrate i(Vertr,auen!smä,nine:r) bestellt 6'ind, 
!Sind diese dien' Bes;ichtigun:gen heiZJUzieihen. 

§ 83. D~e 01'~ane <der iLaJrud- :tllnd FOrstwlllf,t
.schaftsinspektli'On' sind ;fermler hefugt: 

1. den Setl1i,e!bIS,in!haber, dessen SteH~ertret,er 
und die im Betriebe beschäif,nigen [)~enstnehmer 
über UmständlC zu hefra:g'en, die ihren Wir
k:ungsbe,r,eÖoch herühre,n; 

2. vom Bet6e1bsinhalber die, VorLage de!r 
Diens,1)ne.hmer:verzeichnisse, der Ko'Hektiv" lInd 
Ei'nzeUvert'räg,c, ,der Lehrv~rträge und der Lohn
lffiten 60wie der Udiauhslisten und der Arlbeits-
oJ:'1dn~n:g 'zu, v~r1anrgen. \ " 

§ 84. (1) Die Ol1g'aJIlle ,der Larud- Ulnd iFore'twülft
wirtiScooftsinspektiol1J ha:ben die Diensrgelber bei 
der ErlfüHungl ihrer Pflichten gegeniilber .den 
Dienstnehmer,n, durch Rat :zu unterstützen:. Sie, 
hacben die Dien:stg,eber und d,ie P,ienstnehmelr bei 
!Sich bietende, Gelegeruheit über die N:Otwel1Jd1irg-

bei Maschincn! und Gerätcn und' üiberdiie B-c
deutung von Maßnaihmen der Ge6undheitspflelge 
und delr Unif,a'!.1verhütung und von Maßnahmen 
zum SchutZe der Sitdlichkeit in ißetr1e'he!n zu be
lehren; sie hahen schließlich eine ve'rmittellnde 
Tätig.keit zmm' Ausgleich der, Lnteres~en der 
Dienst~ber und der Diwsmehmelr ,a;uszuühen 
und 60Hen bei Stl'ciügkeiten: Zur Wielderheretd
lung des Eimvemehmens heitragen.Hielpei halben 
6ie sich der Mitarlbeitder Ongane der .im !Betrielb 
errichtet,en Betriebsv,ert re tu ng, zu bediel1!en; 

(2) Die Betrieb~,ertret'ungen haben walwge
n,ommene Mänrgel himichtlich der EinhaltlUl11g VOn 
Vorschriften über deru Dien:stnehmerschutz der 
Land- und Forst~irtsch,aftsinlspelktion Zur Kennt
nis zu bringen; e.tifordlerEchenrfa:l1s halben 6ie eine 
Revision, d~ Setriebes zu beantmgen. 

(3) Wenn nach AnlSicht der Land-' U11!dI Forst
wirtschalwi!mspektion ,die Velr1we11'dunlg eineIS Ar
ibeitSlQHilh)stoffes oder Arbeitsmittelsdie Dienst
ndhmer g'cfähr,det, S'o ist sie ,berechtigt, elne Prohe 
in d,em unlbedingteliforder;jichen Ausmaß,e zu 
entnehmen und deren fachliche' U met.sumu ng 
durch eih,e hie:zu befugte Anstalt zu veranhssen. 
F.erner hat die Land- IUndForstwiiftsch,aftsin6pek~. 
tion wenn nach ihrer Ansicht für die Dienst
n~er bereitge~tellt.es Trinkw:liSL'),e,r oder i,rn Be;
tr,iebe an die Diensmehmer v,er,ahreichte Lebem
mittel die Ge~undheit gefährden, dler zU6tändigen', 
Bezi'liksveliwlaltungshehörde Anzei'ge zu er,statten. 

(4) Di,e Kosten deJ:'1 U rut'e,rsuchun,gen, nadt 
Abs,. (3), , 1. Satz, hat der lBetriebsinhaber zu 
tr<lJgen, wenn sich ,nach ,dem U nter"iuchungs
el~g,ebnus die Aru,icht der Land- und Forstwi,rt

,schalftsinspehion aIs richt,j,g erw,eiH. 

§ 85. (1) St,ei;!ot ein: Ol1galn ,der Lalnd- undifors,t
wirt.scha.ftsinspektion ,eine ühernretung e.iner Vor
schriift zum Schutze der' Dienstnehmer fest, 6'0 

'hat es dem Betriebsil1'halber oder seinem Beauf
tnagtenden Auftmg zu erteilen, IUnlverzügl.ich den 
den geltenden Vorschrift.enl und behördlichen 
Vedügungen entspn:chenden Zustand herzu
!Stellen. Wenn diesem A u:f tmg nicht entsprochen, 
wi!rod 'hat die iLand- und Forstwirt6chafts!nspek
'ti'On 'die Anzeige an die zuständig:e Bezu<ksv:er- ' 
walt.uttll~behörde Z'li ,erstatten, f,a~ die Anlzeige 
nicht 'bereits al1Jläß';ich der Feststellung der Über
t,retun.g erstattet wurde. Mit, der Anzcig,ek,ann 
auch ein Antmg hi;nsichtlich des Stmf,a:u6maß.es 
gestellt wel"den. 

(2) Die iBestimmungen .des Ahs. (1 ) finden keine 
An:wendun:i; ,aurf B.etrieibe dCL5 Bundes, der Bundes
,länder, deriBezirke und Gemeinden. Wird ;n 
solchen Betridben eine übertretung einer Vor
sdlf'ilft zum Schutze dler Dienstnehmer f.et:.tgestellt, 
so 'haJt diiJe 'Lalnld!-uflld For:stw:lrtsldhafts:n:s'peJH,:,oltl 
der vorge&etzten 'Diemtstelle Anzeige ZIU erstatten. 

(3) W'CIl!n ,die Land- ulnld Forstw:rt6chafti>
ino-,pektion der Ansicht ist, daß in einem Bet'rjeb~ 
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; Vorkehrungen zum Schutze des Lebens, der Ge
sundheit und .der Sittlichkeit der Dienstnehmer 
erfoOrderlich sind, 500 hat sie, wenn die gesetz
,1~chen VoO~aIUls~e't'LUitlig,en ,für ei,nebelhör:dilkhe Ver
füglIng gegehen sind, bei' der rzus·täl1!(hgen lkt,irks
ver;.\' a.lt'ungs;behlÖl~d:edie Erlassung ,der erifoOrdcr
lichen Verfügung zu beantragen,es, ti,ei denn, 
Cllg ,der S\!triebsinhaJber dem Auftrag der Land-_ 
und Forstwitrtschaftsinopekti.on, A,bhilfc zu 
~cl1afren; entspricht:. 

• (4)' I Wenn ,(me Land-Uln{cl FOlrlS1cwirts,e!half<ts
inSlptlktion aJn~äßli,ch ein,er Besl:,chitl:lgung (§ 82) 
~ndet, - daß der Schutz der DiellStn~hmer fo
fortige Abhi,llfe ,erJfoOrdert, 600 hat sie ,:;':1 Stelle der 
60nSt zuständigen Sezir.ks.verwaltungsbehörde die 
ertfoOrderliche Verlfügun;gschriJftLich mit der 
,gl.eichen Wirkung .sdhst zu treffen, als ob sie von 
di-es,er ß.ehöJ:1de edas6en woOrden wäre. Eine Ab
schrift des Bescheides ist der .ßezirksover,waltungs
hehörde und .der Betriebsvertretun,g Zu2ust,el1en,. 

(5) Ober aUe Anzei'gen und Anträge der Land-
und iFonstwirt6chaJftsinspektioni6.t von der Be
zi,rbverw,altungs'hehärde b1nnen zwei WocQen 
das Vertf:ahrendJUrchzu1bühn;n. Gelangt die Be~ 
zirksverwaltungsb.ehö~dle bei den Erhebungen zu 
der Ansicht, .q,aß p,as Stlfla\vetf,a:hren einzuste,;len 
1st oder ein,e l1l1ied.rlgere Str,atfe als VoOfll der Lan,d
und: iForstwirt6chliftlSiinspektion' heantr:agt wurde, 
Zu v·erhängen ist, so hat sie vor Einsteli\mg .des 
St.l'aJfvei1faJhren!Sl, beziethunlgsw.e:s,e VOlr Fä'll1.un;g ,dies 
Brkel1Jntni6s'e6 ·d~r Land- und! 'Porstwirtschaftsin
spektioOn Gel.egenihetit zur Stellungnahme zu 
geben .. Ein.e s,chl'ilftliche Ausferügun:g J'es er
l,assenen lßeschei.des ist der iL:lndL und Forst,wirt-
6chalftsin61pektion zuzusteHen. 

§ 86. (1) DiJe Lalnld_ ll'l1JdL IFors;twi'l"ts'cha,tts,inspe:R
tioru i6t begut:lchtendes F,achor.g',an auf dem 
Geibiet'ues Alribeitssch,utlZes in der LanJ
U!rud FO'fStwulltschaft. Di,e V~rw,altungsbehö,rden 
l'iind verpfli.chte.r., vor - Erlassung voOn Entschei·· 
d,un:gen 'Und V,erfÜigungen, die für ,dien Schutz 
. VOn Ilind- und f.otr.stw:irtsch,a:f.t.1ichen Dienst
nehmem von Bedeu'tUlng sind, eine Außerung 
der Land- und FOl1stwi~tschaftl5,inspehj.on ein
zuholen. Letzt,eIe !können von .den' Verw,a,ttungs
behöt,d'e11l zur Erstattu~gr von Gutlachten ~,cl'er Vor
schJägen über Z'U vetrfüg'ende iMaßruahmen zum 

-Schtitzeder l,aoo- und f01'stwirtschafdichen· 
Dienstnehmer henan:ge-zog1en werden. Si,e können 
aher .,au.ch 'Unaufgefordert so!lche Gut:achten und 
Vorschläg·e erot,a'tten. . 

(2) Wird jn eine,r .den Schutz der tland- ufrd 
forstwirtschaftl~chen Di,enistnehmer betreffenden 
Angdeg,en!heit durch die Verw,a:!tungsbehö.rde das 
Ermitüungs'veI1f,ahren eingel.eitet, 60 istd'ie Land
und fonst,wirtsch'atftsinsp.ektion - berechtigt, an 
diesem Verfahren teilZJunehmen. Sie ist zur Teil
na{lme ,an .d'ermwndlichen Vernandlu ii.g , die in 
dem ErmitdufllglS.yerlf,ah~eni stattfindet, zu J~d:en, 
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§.87. Inden FäIeen :d\es§ 85, Ahs. (5), timid 
§ 86 steht der iLancl- ulndForstwirtschafts~ 
inspektion gegen den .ß,escheidder zuständigen 
Verwaltungshehör:de erster ,Inst,anz die J3.e.rufung 
zu, wenn .derßescheid dem von .der L,aUlO'-und 
Forstwirtscha:ft6in6pektiofll ;ges.teUre11' Ant~,ag oder 
derabgegehwen Außerung n.icht cnt~pricht oder. 
wenn sie voOr Erlassung. voniEntscheidtungen und 
Verfügungen (,§ 86) nicht gehört worden ist. 

§ 88. (1) Die Organe der Land- und Forst
wi,rtschaftslinspekt,ion sin,d ver,pfl,i,cht-et, ü'ber ,alle 
,ihn·en: bei Ausühung !ihres Dienstes be.kanntge
wOJ:1dmen GeKhä'ft6- und --. !Betriebs,g:ehei.mnisse 
str,engst,e Verschwie,genheit zu hew,ahren. 

(2) 'ühertretungen dieser .Bestimmungsind 
durch ,di,eLandarbeicsol'dn-ungen mit gericht~ 
lichen Str,a.fen zu'hedl'oJ-ten. _ 

§ 89 .. Dite Llind- und For~'~wi1""tscha,fts,in:Sp'ek

eionen ha'ben allJährlich über :ihre Tätlgkeit und 
Wahmehmulnlgen ein:en 'Bericht 'dielr ,Landesre,g,ie
rung zu ·erstattefll, .den diese zou vel'werte11' ul1Jd . 
in einer zus'aJmmenJf,assende'!lI :DarsteHung ·tinldler 
,~d,ichen Lapldieszeitunglzu verlÖffendichen hilt. 

V e d a hr,e n ~ he st,i 'ffi m u:n g. 

§ 90. Auf ß'as Verfalhren ,a,er Land_ 'Ulna F~.rs,t~ 
wirtscnaftsinspektion finden, soweit in __ diesem 
Ges,etz nichts:ll'lderes bestimmtwil"id, ,die V or~ 
schriften des AUgemein,en Verwaltungsv,cl1fahnens
gesetzes vOm 21. Juli 1925,B.G.Bl. Nt. 274, 
sinn'gemäß Anwendung. -

Re c h ts h i I f ~. 

§ 91. AD~e n,e:hör,dlen ~OWiied]e' ,~elS'etz.j:~chen 

Interessenvertretungen der Dienstg,eber und 
Dienstnehmer halben die J...and~ :undFors'twirt
scli:aft~inspektionen bei, Erfüllung iG:trer Aufgaben 
zu untersltützen. 

Z usa m m e n arbe i t in i t. ,d e n T r ä ger n 
der S.o z i a 'l ~ er s ich e·r u n .g. . 

§ 92. (1) D::IC 'f'rä,ger ,dier SQtlJ:'alve'tsi,cherumg 
haJben die La'nd- .und ForstwirtschMtsinspelkt-ionen 
.in ,ihrer Wirks,amkeit zu unterstützen. , 

(2) Die Land- urud iForstW'irtschaftsi~spektionen 
haoben in An.ge1egenheitender Unfallvenhütung 
auf ständige .Zw'amnienarbeit mit den in Be
tracht kommenden Trägern der So.ziawersiche
rungBecLlichtzunehmen. 

(3) An. ,Betriebshes.ichtiogun:gender Land- und 
Forstwirtschaftsinspektionen . ha,ben si,ch die 
Träger ;der Sozi'a'lversichef'ung über V,erhngen 
dei Land-. und Forstwirts,chafts:inspe:ktionen\ 
nach Tunlichkeit durch Entsendung von faCh
kUfildig,en . Orga'nen 'zu heFeiligen. Die Ko~ten, 
,die aus dler ':t,eilnaJhme an· solchen Betriebshesich
tigung.e:n erwachsen" slim,d von d,en Tri1gem der 
Sozi'alverslcher,un'g zu trlligen, 

------ - ~~~--------------------------------------------------------~-----------
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(4) Die Träger der Soz.i.a1vers~cherunJg können 
bei ,den Lan,d- .und Forsrwirtsichaftsinspektiönen 
d~e Vornahme' 'Von .Betr1ebsb'esich·vigurugen bean
trag,en, wenn na·ch ihrer Ansicht in einern Be
trieb Maßnihmen ~m Interesse eines wirksamen 
Gesundheitsschutzes und ·der U~faHv~rhüt'Ung 
notwendig erschein.en. Zu sotchen Betriebsb-e
sichti-gunl~tm ihaben die LanJd- Ulilid Fomwirt
schaiftsinspektionen O;,g'ane ldes antra:gsteUenden 
Trägers ·der Soz~al~erskherung heiJzuziehen. 

§ 93. Di:e Orgal!1Je von Träi~ern der Sazia~'
versicheriu1nlg, die :aJDJ lBelt,ritelbslbesl:·cht'~gum!gen [§ 92, 
Atbs. (3) und (4)] teiJnehmen, unterli.egen .der den 
LaJrild- und F.orSJtWirtschaJf~lnspektionen aufer
legten Ver6chwiegenhei~spf1icht (§ 88, Ahs. (1)]. 
Die Strafbestimmunlg1en' gelten sinng>emäß. 

o r .g a n d s a -ti 0 n. 

§ 94. (1) Bei j,ed:em Almt ,der LaillldesregilerUllllg 
i'sl! ·eine Lmdt- und Forstwl·rtsdtatftsi.nspetktion ein-' 
z,urichteln. . 

(2) Die Aufs·i·cht über die LaJIlId- und iForst
wirnchalftlSinspektion übt die Landesregierung 
aus. 

(3) AQs V Onl!ussetzunlg :für ei.ne Ans1JellUirug als 
Ollgan Ider La'IlId- !Un:d Forstw.irnchaifts~nspektion 
.ist in .dien LandarhcitsoDdnUU1lgoo' 'Vorzusehen: 
österreichi·sche Staa~bür.g.erschaft, Ulilibeschdlren
heit, 'V'Ollendetes 30. Lebensjahr und entsprechende 
K.:rrntni6se und praktische Erfahrungen aJUf land
und forstwir.tschaftlichem Gebiete. Kriegsbeschä
digte und !Personen, auf die die Begünstigungen 
des Opferfürsorgegesetzes Anwendung finden, 
sind bei der Einstellung zu bevorzugen. 

7. Lehrlingswesen. 
v 

Atl,g.e metn e Vors c h rift e n. 

§9S. (1) D:e FaJchaUlSlbi~dUJllIg ·gli.eclent sich in 
eine !fachl.iche Aushildung Ifür die LmdiWirts.cha:ft 
un,d dieiFon.ttwirtiSchaift. 

(2) Die Fachausbil.dul1lg umlf,aßt: 

. a) die Lehre, 

b) die lf:acMiche Fortbil.cllung. 

(3) Da:s Bell"Ulfs'aJUc>lbi:1diw1lJg~g.esl(ltz (§ 108) be
~t.i;ffilmt, inwieweit die F:achauSlhiM'llng pflichtge
~äß oder frei.wiJ"J.i.g zu erlfolg;en hat. 

Leh r 'Ve rh ält'llis. 

§ 96~ (1) DaJS Le!hrv.erlhä.~ttniIS. i'Si.tei:n A:U1:;hi~f4'uinlgs~ 
verhä{tnis. . ' . . . 

(2) AIs Lehdin:.gkaIll~ aufgenommen werden, ' 
wer körperlich und geisti.g gesuilid ~t un·d min
destens die Vo~ks.schule besucht hat. 

(3) ,Der Eirutritt ~'ll' das Lehrverhäkrllis erfolgt 
in d~r Regel ~m Anschluß an ·die Erfüllung der 
allgemei!nen. Schullpflicht. . 

.' 0 

---------------------------------------------------

(4) Di,e' LehrHn:gsausbHoonlg erooIgt in aner
kannten Lehrhetriehen: 

(5) Die Lehre lhatdie Grundlagen des prak
tischen Wissens 'Und Könnens ~m Berufe zu ver
mitteln uridden Lehrlirilg mit aJHen in das Fach" 
ei·nsch1aigigen Arlbeiren vertraut zu mach·en .. 

(6) Dile laJndwi·rtsdraJftliChe Lehre kann :LUch im 
elterlichen Betri~be durchgemacht werden, . jedoch 
muß das Ietzte Lehrjahr .in einem \fremden II,.ehr'
betriehaibge1eil9tet werderu. lim der Forstlelhr.e mJ,Iß 
die g:~lamte Lehrzeit in einem .an,erikannten,Lcl1.r-
hetrieh abgeleistet werden. . , 

(7) Der hndwirtschaltliche Le.lll11,ing sol[ in 
,der Regel in die Haus-Ulnd F<1miLi.engemei:us·cha·ft 
d:es Lehtherrn ;aufgenommen werden und erhält 
in ,diesem FaNe l(.OSt und: W<>hmmg. 

(8) J.eder Lehrling erhält eine Lehrlingsent-
5ch.ädigun:g, wobei alllIf :gewährte Naturalleiswn-" 
g·en entsprechend Rücksicht zu nehmen ist. 

(9) Nach Beendigung ,des Lelhrverhältrusses und 
eflfolgreicher A'hlegung d~r Le.hrlJin'gsprüfrung er- . 
folgt die Freisprechung. 

(10) D€;l" Lehrherr ti6t laJuf VletLa:ngen 'Verpflichtet, 
den Lehrling noch drei Monate nach Beendi,gul11Jg 
des LehrverhältnisseS zu behalten (BehaJ1.tspfli:cht). 

Leh r'zei t . 

§ 97. (1) Die a;l!~~me~nte .LmdJwvrt6.ch~ts[ieOlrle 

dauert. ~wei, d~e Lehrzeit .in der lE'ol'stwirtscnatft 
und in den SpeziaLgebieten der LandwirtlSdlla:ft· 
drei }ahre. 

(2) Der ertfoL~reidte Be6l\lch ~iner e.inschlä.gilgen 
F,achschu.Je· wird in .die iLehrzeit. teilfwmseoder 
gan:z ein:gerechruet. 

(3) Die e1'S<t1en drei Ml?nate der Lehrzeit gelten 
ah. Probezeit,' waihrend ·dier jeder der beidle11 ' Teile . 
das LehrveThältnisoihne An,gabe von Gründen 
j~derze~t lösen kann; na·ch Abliuf Ider Prohe
zeit .erfollgtd~e Auf.dingung. DieProlbezeit wird 
in die Lehrzeit einiel1echnet. 

(4) Währellid dier Lehrzeit finden .auS .die Lehr
~ing;e .die Bestimmung.en dieses Geoetzes Al1IWeru
IruUU1lg., k')lOIfe:nn :nJildht ifür Ichs :Lelhr.verthäh:mm,· SOl11r 
derlbestimmung.en ig,dten . 

(5) Nach ol'dinlUng&~äßer AQ,leistUillg der 
Lehrzeit" ist .dem Uhr1i.nß YOIl1Lehrherrn e1ll1 
Zeugnis' auszustelJen. . . 

(6) ,Nad:i Beendi.gung ,der Lehrzeit iha;t slich der 
Lehrling d!er'Vorgeschrieibenen Lelhr'1ingsprmung 
zu unterziehen. Nach erfolgreicher AJhlegunlg der 
Lethrlingspr'ÜifU'ng wi.r,d einPrüfungsze,ugms 
(Lehrbrief) 'aJ~gest~llt. tBei uingenÜJgenden Kennt
nissenroann dlie Pliiilfun'gs'kommi6sion .das Lethr
verhältn.is !höchstens ·;a;u,f .die [),auor ein:es J.ahr.eö 
'Venl änge.rn. 

Le h r t er t r ·a g. 
. . 

§ 98. (1) Das R.e·chtsverhältms ,zwischen Lehr;
li~g rund 'Lehr!herrn wird durch den Lehr'V.ertra,g 
geregelt. . 
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(2) Vor Antritt ,de~Lelhre i~t ZW'isd1~n dem 
Lehtiherrn einerseits und' Ae~ LehrliIllg" cLU'r..:.ch 
seinen gesetzlichen Vel1tn~ber ~derseits ein 
schrilfüicher Lehl"vertra:g a:bzuschließen',' ·wdcher 
der 'Gen~ilgulJJJg der Larudwirtschaftskammer 
hedarf. Die 'Vertl'aglSchließeruderu T e~re ha:ben den 

. Lehrvertra,g in vier AUlSlferügungen der Land
wirtscha~tskammer 'Vorzuleg'en'; ,eine Aw.lertigung 
verbleiht bei der L,an'd!wiu-t.s'ch.aiftskammer; je eifre 
Ausfercigtlng wil'd den Vertl'ag;;partne,rn mit der 
Genehmigungskllausel 'Vef.sehen iZlurückgestdh;die 
vie.rte Aus~erti:guIllg wil'd der _,:vulStäncLi<gen Land'-, 
und For6tw,irtschaltsinspektion übensen1det. 

(3)' LehI'VlertrlVge 'Von lehrLingen, ,fü~ di,e eirt 
Vormunld besteHt ist, ,bedurfen überd!i,es, der 
Gen:ehmigung des V onmund'Scha'fts,goerichtes'. Auch 
der W,echse1 einer Lehrstelle bedarf der Geneh
nÜgJungder iLandwirtschaftskammer:, 

(4) Der Le!hrvertr:lJg erlischt .mit·,dem Tod des 
Lehnhe.rrn o~r .des Lehrlings, mit Aufhö.ren des 
Lehrbetriebes oder . in.folge eingetretener Un
fähi~eit des einen oder '3Inderen Te,iQes, :dLe ,ein-

, gegangenen VlCrpflicht'ungen zu erfüllen. . 

Pflichten des Lehrlings. 

§ 99. ,(1), Der lJe~,di,nig ilStt ,'dem Lelhr~er:rn zu 
Treue und Gehorsam veJ1pflichtett; er hat den' 
An,ol1dniUngen 'deS, Lehrher,rn wiUig ulba 'genau 
nachzukommen 'Wnd die MID übertr.a:genro ' Ar
bieiteIlifleiß.irg ulThd gewissenhaft a!us'zuführ~n. 

'(2) Der lehrling ~st verpflichtet, ,die UIlIf,aH
verihütuIllg'S'Vorschrift.en gen;au zu Iheacht,en, die 
ihm amTettra.uuen Geräte urid rMas,chinen pfleg
lich Ziu ibeih:a:ndeln und m.it den ihm -anvertrauten 
Tiererl. s,orgsam umzugehen. 

. (3) Er ist ~chli,eß1ich verpflichtet, den vorge
schrie!l>en,en 'ForobildungsiUnterricht regelmäßig 
und l'ünktlich zu besuchen. ( 

PH·ichten ,des Lehrherr'n. 

§ 100. (1) Der Lehrlherr oder sein St'e');vemret:er 
ist verpflichbet, ,den Lehrlirig' .iri seil1Jem \Fach 
ß'ründlicb ,auszubilden Ul1Jd m,it ,allen Arbeiten, 
die Hir - den !Beruf lfilotwendig ISiIlld, vertraut zu 
malc:hen. Er hat dien ,l,4hrlilngzui" Air1bei:t'samlke~t, 
zu guten Sitten und Zlur bIifüHung, der reLig,i&en 
Pflichten ,an7Juleiten.' '. 

,(2) Der Lehr.herr ist ferner verpfli,chtet,dem 
Lehrling die 'zum Besu,che der Forthi,1dungss,chule 
n,otwendige Zeit einzuräumen, ihn zum BesUrche' 
des Unterrichtes anzuhaltenuilid die, Ober
wachungd.es Schulhesuches ,durch An - ,UIn,d Ab
meld'\lng bei ,der SchuUeitung zu ermö.glichen. 

(3) Der Lehriherr :ist schließlich verpflichtet, 
den Lehr.ling au'f die Gefaihren der Arbeit und 
imibesom:!ere <auf ,di,e Unfahlverhütungsrvor-' 
schci;fren. aufmeJ:1ks'am ~u mach,en unddiie not
wendigen Geräue und Maschinen in unfall-. 
sicherem Zustand zur Vel1fü:gwIlIg zu stellen. 

I ' 
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L e ,h ,rh ,e r run rd L ,e h r Ib ,e t ri e b. 

§ 101. (1) VonaUrsls,etzung ,~ür :die Al1Jerk!enmrunlg 
rals Lehr!betrieb ist Unibes,cholterrheit, 'Sittlich ein
w:an:ctfreies Verhalten und fachliche Ei,gnungdes 
I.;ehrhen111, ferner ,gute führung unlcf fachH,'ch 
arusl..eicheilide Einri,chtung ,des L.ehnhetriebes . 

(2) Die Anerkenn:ung ,aI'S Lehrherr und als 
Leh~betrieb erf,olgt ,flirdie lLandl)VirtSch,aft dul'ch 
die Landwirtschaftskr::JllTImer, in ,der Fontwirt
schah durch die Landiwirts.chaft'skammer im Ein
vernehmen mit'der LailiclIeSiforotinSip€lkcion und 
kaum ,:lJ!li BtldEnj~I'lgen ,~knü'Pft werldien. Die An
erkel1Jnulnig ist zu wi,d'err:ulfen, wenn .d\:,e Vorws
S'tlt'zuJll@ena'ulf Se:rte ,d~ LehrJ-Ie'rnn odier des 
Lehr:betriebes nicht mehr geg,ebel1rsind. . 

(3) EinecrnLOOrherrn ist die Be~echt~,gung zur 
LehrlingS'aushilrdung ab ZJuerkennen, wenn er sich 
grober Pfli'chtverletzungen gegenüber 'dem Lehr
Eng schu:ldilg gemacht hat oder wenn Tats'achen 
vorl~egen, welche,iJm in sittlicher ode'!' facchE,cher 
Hinsicht ZUIlTI Ha'lten von ,LehrliIllg,en un~eilgnet 
erschei'llien l.a:ssen. 

(4) Verurbei~uIllg ,des Lehrherrn wegen Ver
brechens übetihaupt odler werg,en eines 'au.s' Ge
winnsucht begarngoenen oder gegen ,die öffentliche 
Sittü<chikeit 'Ver:stoßenden Vergehens oder einer 
ebeI).\Solchen Obertretun'g zielht den V:er1ust des 
Rechtes aru.f Uhrlingshaltu'ng nach sich. 

Auf lö s.u n g ,d es' L e,h r ver h ä 1 t n i 5 ses. 

§ 102. (1) Das Lelhrver~ä,1unis kJ!nlru vor Aibi~:auif 
der, LeihI1Zle::r nU,raUiS w,icht':,g'en Gl1ü,rudel1J gelöst 
wer,den; soik:lhe s~nld insihesorudere ··aJU,f s.e~t,e 

a) .des Le'hJ:1herrn, . 

1. wenn si,ch unzw,eifelhaift hemu,sstelk, daß 
der Lehrling 'zur tErlel"ll'un!g des Berufes untaug~ 
Lich ist;' 

2. wenn ,der iLehr'linig sich eiries Diebstahles, 
,einer Veruntreuung oderei:tier s,oIllS,ügen straf
haren H:lJn,dhmg schu1di'g gemacht hat, welche 
ihn des Vertrauens ,~g. Leh~herrn unwürdig er
scheinen läßt; 

3. 'werun dler Lelhrl,imJg ,tdJ:e Ar'heilt wi,edlerihoh 
unlbeflJgt verlrassen hat ,oder beharrlich sein,e 
Pflichten vernachlä.ssi,gt; 

4. wenn :eller Lehrli,ng rÜ'ber lSechs Mon,at,e wegen 
KrOllnkhei't :Ln ,der Arbeit verhin,dert ist; 

, 5. wenn der Lehrling, ,durch mehr ,a16 drei 
MOl1rate in Halft !gehralt,m wird; 

b) ,des LehriLilrugs oder seines g>esetzli chern V er-
, trebers, 

'1. wenn ,der Lehrherr d,j,e ~U!S.bLlrdwngspflid1t 
nicht erfül'lt; 

2. wenn der Lehrling nichtohneSchalden ,für 
Steine Gesun,dheit im Lehrvenhältnis bleicben kann; 

3. wenn der LehJ:1herr ,den UhrliJl1Jg zu Ulrisitt~ 
lichen oder gesetzwidrigen Handlungen zu ver-
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leiten ;sucht, den Lehrli:nJg miß!hanlde'lt O'~r es 
un~erläßt, ~hn vor Miß!h andlun gen durch 
Familienangehörige oder Mitheschäf6gte z.u 
schützen. 

4. wenn der Lehrherr d:auemd die Bestim
mungendle:s §' 76 QSchu:tz d\ei:- fu,g;enldC1i,chen.) ver
'l'etzt. 

.:' 

K ü n.cl :i gun g. 

§ 103. DalsLe:hrver.h~bni15 ka,run vom Lehr'El1g 
oder seine~ g.eset'ili,chen Vertreter vierzehntä-gig 
zum iMona.tsende gekündigt werden, wenn nach
gewies,en wird, daß de,r Lehrling seinen Ih'ruf 
aus st-ichhältigen Gründen änldert oder wenn er 
von seinen Eltern weg,en ein'getnetener Verände
rung der Verhältnisse zu ihrer Pflege od,er zur 
Führung ihrer Wi-rtsc4aft ben§ti-gt' wird. 

L ehr 's t ,e ,lle n v ,0 r m e r k u n g. 

§ 104. Blei den 'Lall1ldtw,ir-ts,chaif.tskalIDiffiem wind 
ein Verzeichnis der aneI"'kannten Lehrbetriebe 
und Leihr:h,erren,alUJf'gieI(l~t. Ell1e DurchlSchrirft des 
y erzeichni'ss~ _u~d seiner ~eweilli-gen An~erungen I 
Ist dem, zustandl'gen Arbeltsamt zuzuleiten. 

Mit wir k u n -g ,d erB e ruf s ve r
t re tun g e, n. 

§ 105. P) Aulf ,oom Gehiete ,des lelh,rlill1g1s,
wesMs sind -die Landwirts'cha.ft~kammern unt,er 
M~twirkung der zuständigen B,erlllfsver-tretungen 
der land- und .f.orsDwirtsch'3Jftlichen Dienstnehmer 
ber,uren: 

,1. zur Ausapheir-ung von' Lehnbedin'gl,lngen 
und Festsetzung der Lehrlirugsentschädigun~g, 

2. zum Erlaß von AusbiIdungsvorschri,ü,en 
und einer PrüfUll1gsor~nu11Jg, ' 

3., zur Anerl}enniU~g' ,der Lehrh-erren und 
der Lehrbetriebe, 

4. Liur Geriehmiguillg ,der Leihrv'erträge, zur 
Aufdingung der Lehrillirlg,e und .für ,die Zustim
mung zur A uf,IÖ:sung el,nesLehrv-yrhä!ltrhllSs,es, 

5. 'Zur Führurug ,der Lehr1i-ngsst,ammroHen, 

6. zur, A!bhaInung . ,der Lehrl-illigsprüfuillg,en 
" urud Flt'eis prechrung. 

, (2) ,Zu,r iDurchführung .dieser Aufg.aben wir,d 
bei jeder Landwirts:chruftsk,ammereine land-und 
forstw,irtschalftliche LehrlinglS- upd: ,p,ach,ausbiL 
dung\SlSteUe eingerichtet. Die ILehrIinglS- und iRach
aU6b~ldulllgs6t,e1-len .der Landlwi-rtschaftskammern 
führen ihre Geschälfte unter Leitung ,eines pari
tätisch Zils'amrrien'~elSetzten Sei!r,at,es, bestehend 
aus Ve:rtretem ;der Diensig:eber'undder Dien,st
nehmer. iBei nu'rchiführun-g .der Forstlehre ist das 
Einvenn-ehmen mit -der-Landesforötin~'Pektion her
zustellen. 

§ 106. J);,e U.ll1Jdiarlbe~t'S:OIridirirulIilge:n; ihalhen B,e
stimmungen vorzu~hen übe.r 

1. ,die Anrechnung', des Besuches einsChl~g,iger 
F:achsiliulen ,auf ,die Lehrzeit insbesoodere in 
Handhabung, d'elt' übepglangsbest,immungen 
(§ 107),-

2. den iLehrvertl1a'g, da6 Lehr~eugnis,' den 
Lehtbnid; 

3. die Ane,rke.IlilllUng -der Le;hrherren' und der 
Lehrbetriebe ~md., Wuderruf ,di-eser Anerk,erinung, 

4. ,R.Jichdirui,en' fü.r die LehrlinglS,emschädigung, 

5. die Mitw~rkuill,g der B-erufsvertr,etuhgen bei 
'Durchführung des LeihrIingswelSell'S. 

ü her ga n -g s Ibe s t QIID m u ,n g ,e n. 

§ 107. (1) Bi,s z,wm rnlkmITttJ'et-errt, ,dl~& ,Heruifs
;uU!.':hi!~dungI3Ip~,et~ze,s (§ 108) kanll1zu~ Le~rl~nlgs
prü.fung zUJgdaslSen w-epden, wer eIne mlllld-e
stens dre-ijäh~ige praktfflche Täci-gkelit in einem 
gut g,eführten ,1and- unld :forstwu,rltsch'aftTichen 
B,etrielb lahgdeistet und min,dest,ens ,das 17. Le~ 

hensj,ahr voJlendet h3Jt. Der B,esuch ~ner ei.n.
schläg~gen Fiachschu'le ist ,,!uf diese B-eschäfti
gurugs,dauer g,aJnz oder teti-lwe.i\S,e anzur,echnen. 

(2) D~e Tät~gkeit im dte:rltichen Betrieb kann .... 
v-oll.,angerechnet we~den, wenn !S~,e ei,:n:er B,erurs
J;usbildurug -gJ,etichkon:mt, worüber ,die 'Land
wirtschaftskammer entsch,e.idet. 

'8: Berl1fsausbildung. 

§ 108. DieIB,er1ulfs,a'US!h;i::dlunlgim: derLandJ- ulfld 
Fomtw.irtschaft w,ird I\ll1ter -besonderer Berück
s~,chnigung des Fortbi,ldung~- unld F,achschulwe
sens durch e,in besorud,eres -<;;,es,etz geregelt. 

, 
9. Betriebsvertretung. 

§ 109." (1) I,ru de:n ,Beltll'ilCb"'"en ,eller La,n1cl- Ull1:d 

Fors,tw,iPts-chaJft,llflld!enen mi,ndie'S-t,en!s pünlf Di.enst
nehmer, die -das 18. LJbens1iahr vollendet haben, 
dauernd lbesch:tftigt sind; ,wir;d eine Betriebsver
tretung ,der iDien6tnehmer eingerichtet. 

(2) AU6genommen von ,den Bestimmungen des 
Abs. (1) sind die bä<uerlichen Betriehe, sofern sie 
dauernd nicht mehr als 20 D-ienstnehmer ohne 
Einrechnung ,der familieneigenen Ar:beitskräfte 
[§ 3, AIb,s,. (2)] hes,chä:ftI:lgen-. 

(3) A,ls - -bä<uerliche B,etri,ebe im Sinne dieses 
Gesetzes hahen j,en-e :cu ,g.eFt,t:>n, liil -denen ,di,e B,e- . 
tl1iehsinhaber s,elhst sOWlie !ihr,e, ,im EamiEenver
-bande J-ebell'cLen! IFam~E,en<lirug,ehörigen im Betr,ielbe 
mi-t-ar'beiten ,- mit den, Diens'tn-ehmern ,in der 
R.Jegd ~n H':llusg,emeinschaft Ileberu und bci 'd,er 
Führung des Betriebes ein leitender Angestellter 
nicht heschäftigt w,ird. 

§ 110. Die, Organe der _ ßetriebsvertretung 
sind: 

1. die Betri-eihsversammLullg", 

2 .. der lBetriebsr,at (Vet;tr;au,~n::~männer). 
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B et rli·eh s ~'e,r.s ,am m lu ng. 

§ 111. (1) In ,den Betl'iebender Land- und 
FOr6twin,schaift - !ausgenommen., .d:ve !bäuerlichen 
Betniehe :gemäß '§ 109, Ab~.'(2)- mit dauernd 
mindestws fünf beschäftigten Dienstnehiner,n, die 
das IS. Lebensjahr vollendet haben, bildet die 
Ges.aintheit der Dienstnehmer die Betriebsver~ 
sammlung. 

(~) Stimmtber~chcj,gt ,ist jed,er Dienstnehmer, 
, -.der'wah:lberechui:gtrist. 

(3) Die .ß.etriebsvenammlung ast minde:stens 
einmal im Jahr wom Betriebsrat {Vertrauens
männer) einzuberufen; sie ist ferner einzube
rufen, wenn 'mehr als di.e' Hälfte der Dienst
nehmer 'oder .die Hälfte der Bctrie:bsratsmit
glieder (mindestens zwei) die .Einberufung ver
langen. Im Fal1e~der Funktionsunfähigkeit des 
Betriebsrates (Vertrauensmänner) 1st die Be
triebsver~ammluil.g von ;dem an Lebensjahr,en 
ältest,en stimmberechtigten Dienstnehmer einzu
berufen. 

(4) ,Den V0l151itz an ,der Betriehsv,ersammlung 
führt der ObmanndecS Betriebsr:at~. od~r sein 
Stellvertreter. Iin IF,aNe .der J"ul1!küonsunlfähigkeit 
det. Betriebsr,at.es ,führt den Vorsitz rrn -der Be
triebsvereammlung .der tln .Leben6jahren älteste 
stimmberechtigt.e Diemstnchmer oder ,der von .:UJ.m 
ßoe~tel:~!te stimlIllihenechttjgte, Vertreter; iri dEe'Scm 
Fta:l1e sind die zuständigert gesetzlichen Intere6sen
vertretung.e11l· lund 'S,erulfs'vereinigungen der 
Dien6tneJ1me'r unter (ßek,antl1:tgalbe ,der Verhand
.Jungs:gegenstände vom 'Einheruifer in:' Kenlntnis , 
zu setzen. , 

'(5) Der ß.etriehsinhaber kann, :llult Ein:,adung, 
der Einherufer an dier 'Betr.ielbsrvers,amnilung teil
nehmen. Die 'zu6tändig,el1! g,esetzlichenOInteressen
yertretungen und, Berulfs~ereinig'Ungen .der 
Diel1!S'tnehmer sind herecht.i:gt, 1m ,allen Betri.ebs-

" verg,amrnLung,en ·Vertr,et·er IZ!U eI1lnsenden. 
{6)' Wit;d' ,die" Betriebsvers,a;~mluUig ,innel1halb 

:des' Betriebes ,abgeha:lten, S.o i6t der Betrielbsin
haber verpflichtet, .die erforderlichmR~ume nach 
Tunlichkeit2Jur Ver[,ügung zu steIlen. Die Be
tr~ebsvers,am~Lu~g i.st tunlichst ohne St:örun,g der 
Betrie hs,aflbeiten .d!urchz'Ulführen. 

Au:f g ,a h ,e n ,d erB e t tr i.e Ibs ver s ,a rn·m
Jung., 

§ 112. (1) Der IBettiehsvefSlammlulIlJg .obliegt 
insbesondere: . " 

1. Entgegennabme von lB.el1ichteh des Be
. tr.iebsrates {Venr.auensmälllner), 

2. Bestellung des W,ah!v,orstanaes,' 

3. Besch:lußf.a6su'n:g über die Einhebung ,emer 
Betrieib:snatsurn1age IUnd' deren Höhe; , 

4. lBcs1chlu1ßfa;s61ung über ,d::e Entihebung .des B·e
triebsra tes (Vertrauensmänner); der Beschluß be-' 
darf zu 6einer Rechtswirha:ffilk~it der Zweidrit
telmehrheit. 

27 

(2) Zur Beschl'Ußfas,sung in der Betriebsver-
6amI1):1)J'ng ,i.st d:.e .t\nw.esen'heut mindestefii6 der 
H~Jft:e ·dler im B,etr;;.eib heschälftii:gtelil' stimmbe
r,echu~gtelilJ DLenismeihlmer d:lOIrldle!1~i,ch; ,düe l.e~ 
schlüsse werden, ,soweit im ,foLgenden niChts an-

• deres bestimmt wird, mit einfacher Mehrheit der 
~bg(lgeibenen Sörnmen 19>elfaßt. 

(3) Ist e!!mc lBetdelbsrv,ers,amm':tulng hes··;.hliUIß
u:nfäh:,g, :so is,tin,n.erlhtarJb e:i!l'~r Woc:he neuerlich 
~~ne Betriielbslver:samml:ung ei,Jl!ZUlberufe'nl, dü.e ohne 
R,üob:,oht :a,uf 'd:.e ZarM dlera.filwecS,enIJ,en s6inm
here.c'ht~lgten D:e.l1!Sltln.eihme·r b~~lch~üßfähi.g :i,st. 
D:'e~e Bes't;:mIDunlg g,ilt nlidht i,il. !d~n F~.lIen ·des 
AI~s. i(1), Z. 3 und 4. 

,B ~ 1 d''U ng v oln Se k t ion e n. 

§ 113., In Be.tr:i'e:ben, :in ,denert :g,etr-en!Ut,e . .B e-, 
,tr.\eJbs,rä,t,; der Arlhe~terwn:d ,dlelr Anlßes~(llllt~n. zu 
wähLen sii'l1dr§ 114, Ahs. (4)], bilden die ArbeIter 
UJl1Jd Anlgest,ej:,ten je eine Sekt:'OIfi. Sie iSI<;: her:ulfeln, 
über Anlge:ielg·enJhe;tt:if'l1, ·d!:e nur IdEe Lniteres;;en 
cimer Dierrsttn,e!hmengrulppe her;üihren, zu beraten 
Ulntd .Bes:chhß ·zu: Ibstsen. 

Der B.,etri·e-ibsrat. 

§ 114. (1) In j,e,ciem 'BetI1iebe, in dem .da'uernd 
1ffi':ln,dlesltenlS. 20 Di,ensitillieihan'e,r hes.chäfu·!gt s:nid, 
:.si! .e:n ,Betr:.e1b3Irat ,zu wäJhlem; ,dEes gült auch. 
·d'alilln,' wen:nl mdhre'ne' .ß.etr:iebe i,n e,i'nem Unter~ 
ndh~,en zU!Slarmme:l1Igoelfaßt .':I~d'. . 

I '. 
(2) Der Bet:r::lelhs,rat beslt,eJhr in. Be'~rie;be'l1 mIt 

20 hi,s 50 D:'C'n61Dnldhmern ,:IIUS, ,dIrei, in Bet6ebei). 
milt 51 ibis 100 :Dien~tJnehmern ta'us v:~er Mitgli,e
,cLem. In B·(Itr:e!ben' milt mehr aDs 100 Dlerust
l1Ieihmer.n erlhölht si~c;h ,für je wel:ltere 100 D:e:.lISH . 
fi'tlhmer I&'e Zalh:l .der M:iug.;iie,dler ium eines, in 
ß.etr:eben met mehr .aI:s 1000 Di.elDls'tnlerhmern Jiiir 
je· 'Wei,tiere 500· D~en5I!ne,rhJlTIe~ ,UJm ettn.es. Bruch
toC~~e VOn 100 be'z:<e!hwnlg'slWie-jge 500 werldien :für 
voll Ißleredhnet. ' 

,(3) InejnOO1 Betr:eh, i'n ,dem nlldh Ahs.(4} 
nl~dhtt I"'etre:n,nlte B,et'r~tflbs.räte ,der Anh!Üer und 
AirIO'·eslt'~::~tleJ1! zu wä!hIlen lSt::ndj, m~\lIß, soweit r111 
foI:enden nichts ilnderes Ibet.uimmt wird, jede o . 
,d;,es.e:r Gr;U:PlperrJJ ,i'm Betr:~e1hsrait tdWl'ch ini:nJd·,stens 
e:rn &rn:elb.~ll1:11t5!miltjg::i'tld vertnetF.ln SIe::in., wenn ihr 
rll!;!nldleslbens' ,fünf ,dJa'wernd bes,chälft:lgte .D:enst
nehmer ,anlgelhör,en; ,aUlf jelde Gruppe, der min_

ü 

,d!e.Slt'ens 20 D:tCinls1t,l1JElhmer .anlgeihören, !l1riissen 
jedoCh mitl1Jd:est'elillS ,d1re net,rUebs,ratsmjt,g1ite,de;r 
ellt!fa!;ilen. 

(4) IIn .e:ID.em IBetri:eib, der m~hr ':l:1:s 50 D:'ens:t-
I n.,mmer,ulmf:a.ßt, si,nd Igebrennl!e ,Betr:id~s.räte der 

Arlbejter UilId' Anlgesttel~l:tcn 2JU wälhl,en,;\v,enn j:eldler 
&ese.r Gruppen Jh~ndes:tenS. 20 ,dllUIenI1ldI ib(~clhälf
üO't,e Di,en'stnehmer ,angehören. :In ·d~esem Falle 
r1~tet s':,ch di~ Zaiht ,der M:lug~jelder des B,et.rilebs
rates jeder D:en.~tnemmeflgIiUippe nlardh der Zahl 
[Abs. (2)] dler D~~~:tndhmer 'dier Ibetrelßfeiliden 
Gl1uppe. 
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(5) Für jediesMJ:lng::See!! dies Beor.itelb5rates eISt eilll 
ErsiauZJffila:1lI!1 tZU wälh:l1etn, ,dler alm Fal'le der Ver
h:tllderung ,d'es M~tjg:E~dle'S ,OldIer Idles' 'Erroscihens 
dler FUlnk60tn des ~'iJt1g'lje,dles a~ td!elsl'>en 6teNe zu 
treten hat. 

'(6) IFür ,dEe ~lt:lInlrrl'lling Ider Mitt:gilltedler.zaIM tdlf's 
Benclieibs,r:a:tes :Slt ,dlie iA.J~alhl ,der :~m . Talge ,der 
A<UiS'sdlr~JboUing Idler ,Be·tr.itebsr.a:tSlw;aIM im Bett1:,eb.e 
het\lohälfttgtejJ~ J)i'eIlsitntelhmer matßgeibmd. Ein,e 
AllderiUillg ,d~r ZaIh,l der tDi,ensltnte1hme,r rst ':lIUlf 
dEe AnlZiaIM ,dler M~tjglüedler ,dies. B~tr;,e!bsr:atoes 
wälhrenld .c\Ie~s,en Tä~:lglke:t~dla:u~r, o1hh,e Eim.flu'ß. 

«7) S::lld melhrere iBetri.ebei:n eiiOOffi Unt,emeh
men rzulsalmmelll~faßt, .s10 ti~t für jeden ei\nrz,dil;~en 
Bletridl ('1;lIli iB'elt,riöe!bs:r:alt (Vel'trauensmälnnlCr) zu 
hesltdLen. 

BerUlfunlg ·der M~t'gl;iedler .dIes 
B e t ,r j. e b s r:a t e 5. 

§ 115. (1) Die M:1tJghleder <des Betriebsnates wer
den ,au!f &e .D:alUlcr 'VÜifii zwei Jalhreml .clurdh 'Ulll'
m:lt.tlC'lhare'ulIlld! IgeiheiJme W.alh1en na<ch ,dien 

. Gruntds,ä~Zetn ,des' Verihä'1tn~S'Walhllrec1htes !berufen. 

(2)W:alhllbe1'eohuilg·t lSt111d .atlilie D:lenst!lJelhmer .des' 
Betr:lelbes dhn,e Un'ter5C1hied dies. GescMechtes 
'Ulrue!! 'Oer S taiaJtsib.ü·l',ger~dhatf,t, 'dIiJe aJm Talge de.r 
Au~sClhreilb'Ut11ig,dJer Walhl ,dia\'> 18 . .Lelben~ja)hr V'o:~
~ntcLet dtalbelll" a:in T:aJge dler W;alhaarruslslohre:ibuTI'?: 
urud ,aJm W alhlitalg,e ~Im IBetr::~1b Ibesldhälftügr s.:lnd 

'. 'Ulnld',albtg.etse1hen V'01ll tder StaJaJtslbürgersdl'a/ft, &ie 
Vora'lJ;s~t:mnlgen lfili r ,dIats Waihtredhtilll' &e g,e
s~etlZ\gdbemlden 'K!Qrp-ersd~.aiften' erlliümen. 

(3)Wälhllbars':IIld! al1:e walhllberedhtilgt,en pieru~t
nehmer ,dies 'Betritebes, sdfer:ll SI:ie &'e öst,erre,:~hi
sdre Stta'aJtsbürlgJem,chal~t besitlzen, 'am T algie dler 
AUissahl'e]mntg ·der W'alhl ,d1a1~ 24. iLeib.en'S1ja!hr 
V'o:I:lerudle:t halben Ufitd 'am Ta:ge tdler Wadtl m;indle~ 
~ens s,echs Monlatte ilm Bet,r:ielb ib.eSlcih\~ftigt s~'nld. 
W'äJhllbar s,:nd }eldiodh nlidht Falm::!:ll,enalntgelhiör:tge 
,dles' iBetriieibslinlh alhers; 'aI~l$ soliOlre tge'Lt;en ,die im 
'§ 3" A bs. (2), ,arufgleza'hltel!1 ,p.ersonen.· . 

-(4) In ß.enr':lebs,r'äte von minldtest·ens v6er Mit
glieder.n ~ind auch Von;ta:n~mi,tgLieder und An
gestdlttie von, kd1:,eJkuilv~r,tr:al~slf'äIh~,g,en Berulfsver
ei1lJ~gutnlgen .der Aroei,te.r ·Ulnld An:ges.N!~1.re.ll wälh:;
'bar, ,doch rriii:S<sen m,ntdleSitens drei VI:ertd· .dlerB1e
;tri~bs,raltsIlTlEltlgEteder D:tenstnoelhmer ides iß,e,t,!":etbes 
'se~n. YO-rst:a:nldlsmi1tlglt:eder und An!g.e5ltelltte ,der he

I z~itchne't.e!lJ iB,erulf,SlV'enernl:lguln~en ~ÖnUl\enl ,g~'e!ch
zcimig nu:r ~inoem Bet,rilelbsl1ate ,angehören. 

(5) In ,nleuerli~(!;htlCit.en B,e'tr.i:elben s,owie '.In 
Sa::.sonlbeur:eben S,i'J}Id! ';!IUlch D~en'stlfilelhmer wäh;
ba;r, ,cJiie'ruocih lIl,i'dht S>(;Ic!h5 IMQlnla~tle .!Im iBertrlletb 
beScMft~gt' sirud. 

. (6) . Al,s Sailsonibetr.ielbe< geillt~nBetrit~lbe, (];.e 
iihl'1er Art niach Inlur .zu bel51t!~mten J a,h,r·es~.filten 
im Ganlg s'Lm:1! ocUet -r~gteI;ffi'äß':lg zu 19ewi~'sen Ze,:
ten dieS }alhreseriheMildh versltf.il'lkt werden. 
Nälhere Vorsdhdtten köfilDien ,dlul'c1h &Ie Lantd,es.," 
g<eSJetzlg<tlhung ,g'etrolßf.e.n rv.:-el'd,\!n. 

{.7) Zur DurchführUlIl/g ,eller W~aM ,des Betriebs
.rates :hat dlJe BlftrClC!l;>stvers!alffiIIllliung eilll.en Waih'l
vorst:anld und ,im Ea:::1e dler DUl1cMülhrunlg ge
trerunltter WaihLen ,für' ,d!i'e GI'UIPPe oder Al1boeiter 
und ,d\e:r Ang,estdhenl je eilnen W.alh:lvors,taJnld! zu 
IbesooJ:,ent, ,dler 'aUIS .drei walhllboerecihtilgten Di.tefilst
'filehmern best,edtt. 

'(8) Wenden lin ,dJerBetli:ebs'vel1slaJIDm1ulfilg ge: 
:trerunte 'Sektionen .. der Arbeiter 'UtIld der Ange
std1ten ,gemäß ,§ 113 g,elbiMet, .510 bestellt· jede 
Sektion :ihren W:ahllvo,mitand'. 

(9) Der Betr:elbsoitnJhalber ist verpK!iJchtet, dem 
WaMvorsta:nldl ,dI:e :zur Durchfülhmnlg ,dier Wilhl 
erfor,dJer ~:Ichen Vel1zciohinhsse .der D iernstntclhmer 
,des HE:triehe. redht,zeilcig ZUr VerlftÜ!gu:filg, zu 

(10) D~e v,om,z.~gefile ,WalM ilSlt .dieIm' Bet.rielbs- . 
ä.nlhaJber, ,dier na'cih.,dem Standio.rt dies Betr.ieihes 
ZlUlstäJlldtlgen E:IIl':lgutnlgs.konimElssi,on, tdie,r IzulSltä,nl.dEi
Ige:ru IgeseuiEdhell IiI11tlCr('ls",eruV1ert.retUtIllg lUnld Idelll 
ZUI$ltiänldEgoo, Berlulfsvereitruilgutnlgtel1ll ,der D'iep~t:
,ruelhme.r .aJnlZluzeügen,. 

;Ge.stc h ~ ft·sif.üih runilg ,dIelSI Be tri e,b s
rate s. 

§ . 116. (1)· De'r iBetrlietbsrat 'Wählt ,aus ~iner 
M:ltte mitt (Iilnlfalclher M~hrlheiJt dler a:hge'getbene;n 
Stimmen eimen Ohffi'a:llri .und .e:lnen Std'lv:ertrICter. 

'(2) Die Sitzungen ,dies !Betridbsr~teLS &in.d vom 
Obmann, in ,döS sen Verhin~rufilg 'Vüm Stellil:ver-
tlreter einzuberufen. 

(3) Der Betriebsr,at ist heschluß/fähig, wentn min-
.de"tenlS ,die Hiilifte .der -Mit,glied!er ulld, wenri er 
nur ,aus dl'ei Mitg:lliedern ibes~eht, mindesterus 2wei 
Mit-,,.,jlieder ,a'filwesend sind; nie iBeschlüsse wel'dJen, 

I:> • 

soweit ~n. ,der Geschäf,t6ordnung filichtLS ,anderes 

\ ' 

bestimmt' wird', mit einif,acher Mehl'1heit dler .a:b
gt!lge:bellien SülIlmen Ig{l(aßt; bel Sttümmel!1!glllei.ch~. ~ 
he'::centsch,e:ldlet dl:le Stimme ,dies Glbman~l)1eis CSte~!-
vertret,eml). . . 

(4) Ln Betl'iehenl, ~n ,denen getrennte iHetridbs-:
'i1äte ,dier IAribte':lter 'Uinld ,dler A'llgel'>.teJ~ben zu wäh~ 
Im s,j'11!d {§ 114, Abs. (4)], haben,die Bdugrusse 
llIach § 119, AJhs. (1), Z. 4, 5, 9 und 10, und 
A!b.s. -(2),bei;dle iBetr:ielbslrät.e Igemeinsam 'aJlUS

zuühen. 

Da :u: e r ·d.e r T ä t i tg' k e ~ t de 6 B e tri e b s
rat es. 

. § 117. (1) D:ie. Tät~gke~t dis Betlri'e'bsliaii.t~s endet 
mit dem :AbhlUlf .der Zeit, Ifür dlie er gfIWäihlt wür-
den ist. . . 

(2) Vor Albol,auif dieser Zeitend.et ,die Tätiglkeit . 
,des Betriebsr,ates 

1. weM ,~:ie Zaihv der Mi~gt':ieldler zUlS'aJmmen ß1:itt 
,dm Ers,atzmännerfil unt'er .die Hätllfte ·der' festlge
setzten Za.h1 sinkt, 

2. 'weilJrudie Mehrheit· der 'Bet:rie:b6r,:ttlSmit- ' 
gliede:rd~n Rücktritt und 
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~. wenn ,dlie &tr:ileh~versalITlim1rUJl1Jg dEle Ent
hehll:11lg ,dIes Betridbs,lia!tes he:s'chil:ießt. 

(3) nie Mitg,liedrscha.ft zum Betriebsrat ,edüscht, 
wenrn Umstän.de e~ntretellJ oder !bekannt wen{:enJ, 
welche dlire W:älhllball:ik.e~t aJwsslchlE,e.ß,en odler wenm 
em M:tlglEed! ,d'es B>e:tr.~elbsraJt,es von sejl1lcr FUlnlk
tion :ZJurü tk tJrit t. 

~ulfgalb.en' UJld B:e,f'ugnis',e' -dies 
B ,e'tr i'>e:1b s r:a: t ,eIS. 

§ .118. (1) Die iBetriebsvertre:tung'ilSt nach Maß
!;Ialbe .der Bestimmungen diese;' BUllJdresg,esetze6 ibe
rufen, 

a) ,d1:le wl::rt.9chalfd~chen, so~:'al:,en, geslUulcllht>;,r
lichen und ku~tJurellen linteres1>en dler 
Dienstnehmer ~m Setriebe ~,aJuzunehmen, 
zu fördern und zu vertreteI1l lU'nd 

ob) ,an der iRührun!g und! Verw,altu11lg ,des iBe
triebe.. mitzUIwirken. 

(2) Die Führung dies !B,etJI'ie!bes stehr ,dem :Be
trie:bsinihaiber oder den rvOn ihm hiezu !BeaU'f
tr,agtenZu. 

,§ 119. (1) In Wahrnehmung der Interessen der 
Dienstnehmer stehen ,dK:m tlktriebsrat inlSbeson
aere nach~tehende AIuif;g1aJben!,und! Bedugnlsse zu: 

'1. Er hat die Einhahung ,drerr- rfür ,den Betnielb 
geltenrden KoHekt~vverträ,g,e un.d &on.sti.gen dienst
. remt':ichen Vereinbarung:en;Zu ülberwamen und 
unter Mitwirlkunlg ,der ,zust;mdi~gen Gewerk
schalften mit ,dleinl iBetI'ielbllin!haber, der .ZUtr Bei
ziehung. seiner zusrtäln:d!igen InteI'essenrvertlretuIllg 
be~emügtist, El1gäruzungen zu den iBe6timmung,en 
,der Kollelktivverträgezu ver,ein:baren,deren lRe-
Ig>t'J~unlg iln ,den K,oLlektflvv,erträ!g.en ,dier B,etr:.ehs,
veireirubal1Unrg v:o!1behalt,en: 1st. 

2. Aikko!1d-,Scück.- und Geding]öhne sowie 
Du·rchschnitt5VeI'diie11lSte lk)önJlen soweit sie n:icht 
'durch KoHeihivverträge g'e~ege:lt oind,!llur mit 
ZustimrilUn:g .de6 Bet.rieibllrates Ifestgereozt rwer;den. 

3. Akkor,di~, Stuck.- lund Gediruglö1hllle für ein
zdne, D.ienstnehmer oder ein:zdne A!1beiten, dlie 
durch KoHektVvvertmg nich,t vereinbart we!1d:en 
kÖnl!1le11l,sitnldl Uniter Mi:t:W~rlku:nlg ,dles !B:etli!,elb~ratt'es 
festzusetzen, wenllll zIwi5chen dem lBetriebsinhaber 
und .dem D.ienlStnehmer Ikeine Einigung lZ'U6t,ande 
kommt. 

4:' Arheitsolidnungen .können, soweit sie niicht 
zwischen: kollektivvertr;a,gsfähig,enJ iKörperschaifteI1l 
[§ 41, Nb.s>. (1), Z. 1" lund 2]dier,Diel1JSlogelbe,r <und 
,dler DEIe:l1JSltn®mer vrene:lniba.l1t wur&en, Imur mit 
ZursltClm'mulnlg dies Betr.idbsr,<1Jtles er::la:s's,en 'Ulndalbrge
ändert werden. 

5. Jede Neua.ulfn:ahni,e von iDieI1lstnehmer~ ist 
dem Setriebsmt vorr- d,eren Ein6td~uTIig' i):1 ·den 
Betrieb, weDin sich dies ,aber als untunilicht erweist, 
spätesten1> ,gIeichz,eitig mit der Anmeldung 
zur Sozi,a1ver1>,iche~ng vom, Betrie'bs:inha.lbe:r mit
zuteiLeh. 

29 • 

6. Die .dauernde Eitnreihung' von Dienstneh
mern ,auJ "·einen 'anderen AribeitlSlpl,atz hedanf der 
Zustimmung.des Benriebsr,ates, weru~ mit .dem 

'Wechsel .des ,Al'beits:pla'tzes e:I1e Vers,chJemterung 
der Lohri- odersol1JSügen tArlbe.itsbedlin~ungen 
ve.r:bunden ,ist; im Streitf:allieentscheidet die 
Einigungskommission (§ 129, .1it. c). 

7. überwachung der Durchfüh1}lng ,una Ein
haltung der Vorschriften Üiber A!1beit6schiu.tz, 

'Lehrlings- iUnd MuttenSchutz sowie über Sozia:l
versicheru1ng; nötigenfaLls ist ,die zuständrge A'Ulf
sichtsbehörde ,anzurufen. 

.8. iBet,riebsbesichtigungen durch atganeder 
'Land- und IForstwirtsch,aftsim5pdktlion oderson-
stig·e zur übe.nwachung der Al1beitsschutzvor
sch-ri:ften ,ge..eozhch ·berufene Ong,anesind Mit
glieder' de·s iBetrielb6rr-,ates hei:zu:ziehen. \Der Be
triebsinhab.er oder sein Stelll'vertreter ist ver
.pf1iJchtil:;t, dien Be:t;:e:bs,mrt V10~ aI~lien Ibe~bslilmtitgten 
derart~gen Bes-ichti:gungen t-echtzeitig ilU ver
ständigen. 

9. Der iBetrieb6rat i.st berechtigt, ih die Lohn
In~ten \l!llId ,dl::e ,dlWUlgiCihiörilgen ÜrutJe:rl algen: E:n
sicht zu nehmen, sie zu 'Ü'berprülfen und ,dlie Aus~ 
g'a!De der N~tumbbez'Ü-gezu ülbenw,achen. 

. , . 
10. lDie Urlaubseinteilung oder deren Abände7 

rurug hat
r 

im Einver,nehme~ mit dem Betriebs-
r-at zu erfolgen. ." . . 

n. Der .Betriebsrat ist berechtigt, zugunsten 
.der !Dien.stnehmer und ihrer Famaienangehöri,gen 
unter Be,achtun:g ,der geltenden :gesetz1ichen Vor
schriften U~l.'terlStüt.Z:UI1'gse.jnricht.ungen, Einrich
tungen Zur Abgalbe von Lebeoomitreln und .an
deren Bedarfs.geg,enJStänden I\IDd s,onstige Wohl
f.ahrtseinrjchtungen z'u errichten und ,ausschließ
lich: zu v·erwaltcn. ;Best·ehen <>okhe: Wohlf,a:hrts
einrichtungen d'&; Hetriehe.s, so nimmt ,der Be
triehsr,at ,an der Ver'Waltung dieser Ei,nrichtlU!llIg.en 
t,cil. 

12. Der ,Betriebsrat 'hat den Betriebsratsfonds 
zu 'verwalten. 

13. Der Betriebsrat hat an der Aufrechterhal
tung ,der Dis.ziplin in ,den !Betrie!ben mit.zuwi'riken .. 
D:6zipJinarmaßnahinen könn'eIl!, f,aLls die Arbeit/>
.or.dnung :1Solche v0r61e·ht, nur im Einvernehmen 
mit dem, Betriehsroat 'Verhänglt wel'den. 

(2) In Ausübung ,des Remee.s, an der IP.ührung 
und Vel'w,altungdes Betrielbes mitz,uwirken, 
st·ehen .dem ßetll'iebmit ,folgende !BelfuguoUs.se zu: 

1. !Der Betrieb6rat i6t herulf.en, ,dem Betrieb;;
inhaber Anl'egungen cU geben und V O1'Schlä,ge 
zu el'statte~ ~iJt ,cLem, Zi~l, IZun1 .a:ngemel:,n,en 
w:rCSicha'fdichen Nutzen un!d ,im Interesse des 
Betriebes und der DienlStne:huner ·die Wirtschaft
lichkeit ,und Leistun~teigerulng .de6 Betriebes zu 
förJern; 

2. der Betlriebsinhaheroder .deS6~n iBeaUlftra.gter 
jstberechtigt und ,aUlf Verliangen ,des Betriehs
'rate6 verpflichtet, ahlrnonatIich mit dem Be'triebs-

• 
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rat gemeins,ame Beratungen über ,aHgemeine 
Grund6ätze der BetridJl'iführunog und Verbesse
r~mg ,an B:etriebseinrichturugen ,a:bzuha~ten. 

3. Abgeslehen "'lo()n den iB:etSt.immUlngc"1 na.ch 
Z. 1 und 2 ha:1?en in Bettr>~eben, :in denen dauernd 
min,~tens ,fünlfzi'g 'Dil{lru5tnehmer ,b!eschäJtigt 

's:irid, 

la) ,ekr Bet~iebsinhaber ,auf Antrag des B.etri·eh.s-
!'laIbes odieSiflIl1 ,a:11 jährlich ein'tl Aihs,chri,ft der 
,Bi,lanz für da:s venflos,~ne GelSchä.f,tsjahf 
.ein~chl:ießlich ejn~ Gewi,nn- und Verlust
.. usw~e\S Spä'tJeSlt,ens einen Monat nach 
Vo:r:l,age ,an die' Steuerbehör.de :zu ühermit-' 
beln :und dem Be't'rjelbsn~t· auf Verlan"cn 
-die ZUT. Erläumemng .der B:j,!,anz und 'd,es 
Gew!inn- und Verlustausweiseserfprder
lichen IAufk:ärungen zu geben; 

b) der ~etrieib6:i.nhaber dem 'Betriebsrat Auf
'schiluß zu geben übe~ Idi,e. wirtschaftlich,e 
Lruge .des Betrdehes; über .di,e Art anti .den 
Umfang der' E~zeU'gUJl1ig, den Auftna~s!>e
lS\t;and, .den Absatz ~owie ühe.r geplante 
Maßnahmen zur Hehu'l1" der Wirt6chaft-
l:j,chkelit des Betriebes; b ° 

c) ~a:n[1 .d~r 'Betrjehsr.at !bei ,der El'st-<:llui1" 
von W,jrtscha·f~plänen {E~ze~'gUil1gs-, In: 
VelSlui,tlOmi-, Abs,aotz- ,und ,ander,en Plänen) 
durch iEl'stattu'l1g von Aruregungen und 
Vo.rschläg·en mitwürl:(en. 

{ 

P oe r :s ön: l,~ c 'h oe R e c h t,e u n'd ,P H i. c h t e on 
der M i t:g I i e de r -cl e 5 iB ·e. tri. e h s r.a t e s. 

§ 120. (1) Die Mitglieder des Betriebsratw sind 
bei Ausübung ihrer Täti.gke:it :an keinerleiWei
SlUI1ig ~ebullidlen. :S:1e 5~rld nur dler Be'tr:leibslVer
s'aJmmJ~ung v·eratlll~oll'tlkh. De:r B·etti:d)sl::nihaiber 
darlf ,dEle M~qg'liedier ,dies IBetr:lelb~,r!a,e's in der Aws
Ülbll'nig 'iihrer TätilgJkeü InJ:l<;ht Ibe9chränike.n und s;'e 
3'Us .dileslem Gl"Uillld auch n<:,cht be11lalcht·e-i:,:lgen. 

(2) Das Ma!ndat des Betriehsnat~ ist ein Ehren
amt, das, ~oweit nicht5 'ander,es hest:imm( wird 
neben den Berufspflichten ,auszuüben: ist. . ' 

(3) Den Mingliedern ,d~ (ßetrielbs~ates ist die 
Zur Erfüllung ihrer .obliegenheiten erforderliche 
Freizeit 'un:t·e,r ,Fortzahlung des Entgelte" zu ge
währe,"l, Flür erWiacru,ene Blamushgen 'o:ebührt den 
Mo ,., d . b b ItogilC·l1ern . ·es tB.etne'slrates eine En:~chä~i'2U.n" 
aus dem Betriebsrlatsfond5. " 1" " 

(4\ fo\uE AhMag des ;B·etrieh<;rates Sind tn Be
tr,:eb~n mit mehr ,al!; 200 nien~tne:hniern ein in. 
Betrieben mit mehr als 1000 Diensnnehmern z'-wei 

. und 'in Betrieben mit mehr als '5000 Die'n5tneih
'mern d.r·ei Mitglieder des Betriebsnates von ihrer 
Di<:nstleistung;zu .der sie lauf GruniCl! ,dJeS Dielliit
verhältni6ses verpflichtet sirlid, unter Fortzalhlung 
des En tgeltes Ifll"eizustdJ:.en. . 

§ 121. Die Mitglieder des Betriebsrates sind 
ve:-pflichtet, über ,ape ihnen in Ausübung ihres 
Amtes hekanI;lt'gewol'denen Geschälfts- !Und Be-

trieb6geheimnisse,inshesondelr,e üher die ihne~~16 
gehe:m hezeichneten techni~chen: Einrichtung,en, 
Verfahren 'und 'Ei'gentümlichlkoeiten: des Betriehes 
strengste Verschwieg,enheit zu beachten:. 

§ 122. (1) Ein Mitglied des ,Betriebsrates darf 
bei sons'tiger Rechtsuruwirk.6<amkeit nur nach vor~ 
heriger Zustimmung -der ,Ei;n;iogurug.skommis~lon 
gekündigt werden. Die Einig:ung:skommisl5,ion 
kann dcr ,Kündigung Inur zustimmen, werun . 

a) der Betri,eb~inhaher ~m .Fal<1eeiner Ein
schrärukung ,des Betriehe,s oder dler'Stoilleiung' 
einzdner !Betriebs,a:breilungen den Nachlweis 
eirhringt, d,aß er .das hetl'offene Betri·e:hsr·at$
mitglied ofr1neSchaden:flür dien iBet'rle,b nicht 

. weiter besch:iftigen kann; 

:b) das :B.etri.ebslr~tosmi tglied unJälhi:g wird, die 
im, Dimst'Vertrag ver.einharte Anbeit zu 
1eisten; '. 

c)d!a:s Betrjeb6r'at6miug'lil~d di,e ihm auf Grund 
des lDien;sDvenhäl t:nisses ,oblie'genderu :Pflichwl 
hehanilich y,erletzt un:d dem DiellJstgeiber 
di,e WeiteJ1beschäifti'~ung aus Grründen der 
Arbelits-cli6zipl,in nilcht zUlg,emut,et werden 
kann. 

(2) lEin Mitglied des Betrieh,nates -clanf' soweit' 
im Abs. (3) nichts anderes bestimmt wird, 'nur 

,n;ach vorher:.ger Zust·immung .der lEin.igungskom
mi6sion entlas5en werden<. Die :Einli.gungskom
mis6ion ik,annder Ent:I.assung nur zustim:men, 
wenn da5 lBetr.iebsf'atsmitg;Lied 

a) bei .A.bschlußd.es lDienst'vertmges den Iß·e
triebs~nhabe'r durch VOliwei,;,urug. fal~cher 
oder geif~Lschter' IP.ersonaldokumente 
oder Zeugnisse hinte'rig:angen 'oder ihn Jlber 
das Bestehen ,eines arudiereru 'gleichzeitig 'Ver
pfli.chrenden lDieMtverhä-ltniss·es in einen 
Irrtum vers·etzt hat; 

h) der T,runk6Ucht ver'fäl1t und wiederholt 
fruchtlos venw,arnt wUI'd:e; 

c) im Dienst 'unt'reui~t .oder :si'ch >in s,eiruerTäti"'-'0 

:keit ohne Wissen des 'B-etriebsinhahens v.on 
-dnitten Personqn Uliliberechtig~ Vortei-Iezu-
wenden -läßt; , 

cl) ,ei.n Ges·chälft6- ode~ Setriehsge,heimnis ver
rät o,delr ohn.e '.EinwiUig1ung des (Betrielbs~. 
inhabers ein der Verwendung im IBetrieb 
,a:bträg<liches .N e'beng,eschä.ft -betreibt; 

e) sich eines Ve,nbrechms oder lous Ge.v:infi
slUcht eines Ver,g.eherus oder einer "übertre
tung schu!.dig, macht; 

f) sich Täolichkeiten oder erhebliche EhliVer
, letzungen; gegenden! iBetrieihsinb.alber, ·de66en 

. Fan'tihentange:hör':lge oder [)ieru;.rn>ehmeQ'" des 
tBetrieibes :zu6chulid'en kommen ,Läßt. 

(3) In den :FäHen des Abs. :(2), }it. e· un,d tf kann 
die· EntLassung des Betriebslr~t6mitg}iedes g·egen 
nachträ,gliche Ein-ho:ung der Zj.lsümmun"· der 
Eini-gungskommibsioria'uSlgeSpl'Och(:I1s . w~nden. 

'. 
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Stimmt ,die :E:lnigting$!kommission der ':e:nt,l,assung 
nicht 'z'u, weillkeiner ,der in Abos. (2), lit. e und ,f, 
angefüthrten Gründe vorhog, :so. ist die Erid.assung 
r,echt:S\ul1iwirh,am. ' 

, Voe r t ra,'U'oe ns'm än n,e r. 

§ 123.(1) In B,etr~,eben, ,in ,denen d<liuemd! 
miiu,desltel1JS fünf, ,alber . weru'ger ,als .zw'<lifi.zig 
D:'enstn,ehmer belschäiftigt wer&n, diie ,das 108. 
L~benslj,alhr vdllenodet Ihaiben, 51;lnla' Voe'rtr:auerrs
männer 'zu' :boe5t,e:'len. In 'BetorioeJhen mit <fünlf Ibis 
neu.n 'D:ensot.l1Jem.moe'fn ist e:n Vettr:aucns:rpl<linn, in 
Bet6eben voO!n 7>elhn bis :neUlIJJzdhIJJD::,ens'tone!hmenn 
s~nld zwei Vertr:<liuoe:rusrnäinJner zu boes:t'et~:en, von 
denen ei:n. Voel1tra,uensrmann der D:en:s!tn,elhm,er
gruppe dler Arlbe:]t,er odler Anlgestelllitenalt1igelhören 
muß, werund:es·e mtnrdreste,rirs ,f.ünf P,ers'Oil1Jen 
Uimlf:l'ßt. 

(2) Die Bestimmungen über dIe Hetriebsv,eir
!Sammlung (§§ 11 1 urid 112) 'finden auf Betriebe 
in ,denen Ve'ftra'uensrriä,n,n,er zu /b.elStteN~n sliorud!, 
sinngemäß AnweIJJdung. . 

(3) Hinsichd:ich der Dauer ,der Tät;igkeoit, Auf
g'aben und !Belfu,grnis6e !Sowie de'r persönlichen 
,Rechte ,un,e!' Pfhcrrte:ri de.r :v oerlt.rlalueu,srmälnn<er ,firn. 
den ,d,i,e BelStimmwng:en Ider§'§ 29, 115, Albs. (2), 
(3), {5) bis i(7), (9) und (10), 117, Abs. (1), (2), 
Z. 3, (3), 1'18, Albs. (l),l~t. ta, 119, ~ibs. (1), 
Z. 1 hi~ 3, 5,6,7 bis 10, 13, er~te'r S<litz, Abs. {~), 
~. 1, 120, Abt;. (1), (2) !UI!1id (3), erster Sa:tz, 121 
und 122 sin'nglemäß Al\wendu.ng. iDie VenU11auen,s
männer werden durch unmittelbare und geheime 
~ ahl mit einfacher IMehrheit der abgegebenen 
Stimmen ,für die Dauer von zwei Jahren gewä.hlt. 

Z ,e.n t ra, I h e tr ;, e b s 'r a' t, 

§ 124. (1) W,enn ein Un~ernehmen mehrere 
Bep-ie\be umlfaßt, dile eine wirtcchaft:liche Einheit 
tb,:11elle:n . unk:!! vorm Unotoer:l1Jelhrmen zerrtr.al' ver,w,a:'t,eit 
werden, ist I:rndten Unttennoelhmuug.en ZUr Belhalnld
llul1ig urnod iBes,chilußE<liSiSung ,g:emc,iuiSalmer Ang,e
Legenrhe'irten etill z,elnltr<liJbetfljehslrlat zu (lrTcdmen, 

(2) De:t 'zehitraCbet,r:oelhs.!1at heslteht in Un,.e,r~ 
ne'hmunog,en' . ibis 1000 Dienstrt'ehmer aus vier 
M:lt!gk.e.derno. In Unt,ern,eihmurng,en mit melhr, ats 
1000 iOienstn.ehmern erhöht .sich !für je w.ei~er,e 
500 D:lerusltl!1e'hmcr die Zalhl ,der MiltigbedJer um 

. e~n,~s" cn Un:tiern.elhm'Uinlgen m:t· meilIrai:,s 5000 
Die,nosltlnl~hrmeflI1 für je wei't'eri 10.00 D:,enstn.elhrrner 

, um e!:lne3,. Bruchtoe],e v.on' 500 ul1JJd 1000 'wielroden 
,für yollilo ger.e:chn,et. 

(3) rD':,e M:,tlgl'~el~r ,des Zelntra':b,~tf':,eh:sr,at:es 
. werdeli vo~ .der Ges':;rmtJhe,iitdier M:'ug!i.",cJier de.r 
1m Uruterneihmen IbesINf.I:'uen B,et,riebsräte (Ver
tr.auenS!!TI'äJruiller)aluls ~:!hr,elr M::u,e n:l!ch.den GrlUilld
sätzen .des Vlerlhä,ltill:lS1waMrecht.es gewälhk 

(4) In He.tr:lebe.h, in denengetr,ennlte Betri'elbs
räte ~r Arhoellt.er ,urud der A,nlg.elst.eLhen err,j,chtet 
sind, muß jede der bei den Dienstnehmergmppen 
im. Zentr,a:het.r:>eibsrat vertreten sein. 
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(5) :Die' Befug'.nllS'Se na,ch § 119, Ahs. (2), 'Stehen 
lin Unterroohmunlgen der !im,Albs·. (1) bezeechneten 
IAnt ,dlerm Zentl1a~p.e'triebsr,at zu. 

(6) n:1e näheren Bestimrmungen über W,aihlu1lId 
Tä,tJ:'gk:e!:\tsldalUer ,dJes Zemlt.ra,l~enl'ileibs'rla LeS Imd üher 
s,e~ne Ges,chäftsIBÜlhrru,llIg wer,den durch L<lindes
Ig,eSletZ Ig,enelgoe:!t. 

Sc Ih·u t z ,cl oe r Re c ,h It oe ,d erD ,; e nst
. Jljelh.me,r. 

§ ·1'25. Di,e D-i,enostnJehmer dürf,en lin ;d!eir .AJu,s
iiibuin'g ilhrer Rech:t,e '~no ,eller Betf'~bSov,erS<liffimltu:ng, 
ilhr,es Rech:tllO's nu.rWaJhl ,dies Bet6eibs,!'atte!S (Ver
tra'UoClhsrm:ä;noner) s,o,w'i!e ~,n <dler .TätilgklClit als M;lt
gI:~ier~ ,dies W,alhllvor~taJnrdoes 11'icht iheschr:älilkt Ulnd 

, aus ,di,e~,en Gnündte:n: l]:lch,t bleil'acht,~:i:qgt wel'den., 

P rf ,1 a, c rh It oe n .cl 'e s,B oe,t r i oe b s i n h la: rb oe Ir s. 
§ 126. Der Betr.j,ebs~nhaiber ,ist voe:rpfli.chitet. dem 

Bet,(:~~:bs,flat I&e iI1JouwenldElgen Räu.mli:dllkeit,en: .und 
Eirn17;,chtunrgen, lBdoeUichtJUng uirJ,d! Belhei1ZUU1lgsowie 
die Kanzlei- und Geschäftcerfordernisse, deren er 
zrur ondlruuing='äß!lgen Fühmnlg se:1n,er AUlfig:l!ben 
.beodarlf, auf seine, Kosten :nIach Tunlichke~t heiz'u
st,e'~I'e.n !Ulnd Irns1t'alI]cJi zu Ihalhen. 

B e t r ti, e :b s r .a: t s:'u mLa rg e. 
§ 127. (1). Zur Decknlo1~g ,de,r KOSiten ,dler Ge

schxftslfrühr,u1nlg Id.es B,eittrileihsrait.elS ulnld zur Errich
tu!ng, ulndJ Brihail,tung von Wrolh:!farhrtse>iinrkht,un
'gen katl1il'lJ voO'n ,dien LD~enJstnelhmern e'!In.e Betr:rebs,
ra!t;S!Ulrnlialge el'lnlg&wlben ,wenden, ,&e ~öchslten~ 
1/2 v. H. des Bruttoarbeits:v'erdienstes betragen 
darf. 

(2) Die Eill1!h,eJbunlg ldier Boe,tr.:.ebs,rats'UlrnJ!,alge be
s,ch~':,eßt alUlf An!traJg ,des iB,eotJl':leib&r:at,es ,die, Bet,piJelbs-
v,e:rs'alffi.m;~unlg.' , 

(3)D:1e UmlargteiDi s:lnld vom Be:tn:~bs';;m.~alber vom 
Lolk (FJIl!ugdlt) elirumbehaJhen Ulnld· bei' jed:er 
Loihnla'UlszaJh:un,g an den B,etl1:le'bsfaJtSlfoilld's .albzu
fÜlh:r~m. 

B oe ot Ir 11 e Ib s. rats If 00 n .cl S. 
§ 128. (1) Dl,e E-irnrgänge ',aru:s ,der &tf1~e!bsmt:S

uml1arg,e sowü~ sonstlge 'gemäß § 127, Abs. (1), 
zweckbestimmte Vermög,~nschaften bilden einen 
mit Re chtspersönlir1keit , aU6ge'statteten Fonds 
(B,etriebsratsfonds) . 

(2) Dile' Ver,wa:!l!lUln/g ldes 13'~'trr:(jbs.ntsfÜJnidoSob
Ee.gt ,dem Betiiebsllia!t. Gese~:z:1ichoer Vertreter ,desl 

B,etlri~bslralt'S!f,ondis, ist ,der Obma:nn ,delS Betro:,ehs
r~tles ud,er rcLessen StdllVief1t.retl~r. 

(3) Dc'C Revis!:lonlder Geharu11ig Idie3 He;trr'~ebs
. ratsJoOnldis oblrelgt .de.r ört1:ich zus,tä.rudijglenl Ig,es,etz

'lichen In'ter,essenvertretung ,de'r loan,d- und forst~ 
w,irts,chalfrEd1C1n D:,eillSlttnelhm:er.· 

E.ntsche:~odrunrg von Streif,i,gkeiten. 
§ 129. Außer ,in ,den rFäJ:len .d~ ,§ 122s~n.d 

,die Einigungskom111iss,i'onen beru!fe:n, einen Aus-

'( 
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gLei-ch talllizulbalhoollJ .unld, wenn enfor.derI!:ich, elln.e 
E'll'tschel:'dlu!Dlg zu fä;~len: 

. a) über Stre:vt~gkeiten :iIus dier Beste.JlllU:ng u.nJd 
,der Qes,chlilftslfÜlhrUIIIIgdier Or.galne ,der Be
tr'i<elbsryer.tr.etUlnlg . sowie über ·d1~s Erlös,chen 
,ilhl'eS Amtes, 

b) wenn fÜbler &Ie F~,t's;etzung .deLI ;dlem em,
zdnren nieJ1JStnclJme.r ,ader Ifür rdie e~nlZelrn.e 
Arlbeit Igelbü!hre,n:dle.nl- tAktkol!1d- oldler Ge

ding I OIhneS , .der kollektiv nicht verei!nhart 
wer.den k'aDln, .eine tE'inig;unrg nicht! zustande 
k.ommt [§ 119, Ahs. 1(1}, Z. 3], 

c) 'wen.n zIW~'slchen 'Betrie.bs~nlhalbe:r unJdI Be
tr:lflbsralt e:rn Stneit über ,dLe Ve.rsletlzrulnlg 
v.on Dienstlll,ehmern ,entsteht [§ 119,\ Ab
satz {1), z. 6}, 

od) über Stoo1'tllgike:IOOn alUS der E'rnlhelbunlg 
OIde.r Ver'W!el1ldJulOjg Idler I. Betr.iebs.ra!tsUU11Jl.age .. 

§ . 130. Die La,nda.!1'beirt:sru:oolUlIligen halben Be
s tlilm!ffiu[ij~eill vonzUJs,,!hen ülber: 

a) dLe Walhl ldler. BetrÜebsl1ä te (Vert,~.a,u,enis
männer) und des' Zentralbetriebsrates, über 
,d~ren Geschäiftoor,d1n'ung s.owie über 
lru:e Vel1Wal1t'lJ[ijg ,dIru 'Betnilebsr.a.tsfonds UU1id 
über dlie R,evoOOon :der Gebarunlg ,des'se1ben, 

b) den ZeiitpUlIllkt,der Beel1J(llilg;uJng. .der ·F,UlIlik
'riilOi!1J Idbr ogeIgenIWär1J~gen P11OlV~~ori~chen Be
t,riiCIbLS,räoe (Ver.tlfalueIli9.m:ä.DIll1er)~ ,ferner die 
Ubengabe .der ,diesen :zrur Verfügun:g 6t,ehen
ldien Mi'ttcl Imd Eiln6chtUlIl'gen sOIWlie lder 
Blücher, BeI:~ge .und. sonsmlgen· Urkunlden 
mi!t e~DIe!mRleclmunl~sahschl:uß a!DI die n,a,ch 
,diilesom Gesetz ,besteliliten IBetrildbsräte (Ver
trauensmä-n.ner); 60langeaber solche Be
t~l"1iielb'sräte (V~rtl"1a1u.ensmä:nlner) ni,chtbe
Slrelh S1~llId, hia't .d::.e übengalbe an diie ~U's'tän
dige o<g,es,etzliche Inrenessenrvertr,etruDig der 
'!laind- ,ulnldl lto.rs'owi,rts,ch'aJftklchen Drenslt
nehmer Z!\lI erlf.oillgten" welche lS:ie ruadl. B.e
stel!J;lUlnlg. der lI1Je:UJen Betrr.elbs,rä!te (Ve.r
tl1:liuen\<imänner) ,dJ:ies,en .a'llLSi7JUlfo1geru hat. 

10. Schutz der Koalitionsfreiheit. 

§ 131. Den IDtilerustmehmer.n soeht <es fT'ii, ~ich 
Zwecks För,derung ihrer Inreressen zus:a!ffimenzru
s,chli,eße.n. Jede BecinirächtJiguIllgder Koalitions

,freiheit iJst verboten. 

11. Streitigkeiten." 

§ 132. (1) IUnlbeschadet dJer Zustärudiigkei.t der 
Arbeits!gerichte Illach §§ l' und 2 ,des Aribei!ts,ge
r~chtg,gesetzes vom 24. Juli 1946, B. G. BI. 
Nr., .170,und,sowei.t Arheitsg,er1chre nicht be
stehen, der .ordentlichen Gerichte' . können 
d'urdJ. ,d/:e ,bil1ld1a:rlbcit:so.ndlruUIIIIg;ell'~ur Er.mög
l~chu:n.lg dier glÜdidl.en Blei:!Jeg:u\nlg v'on RechtiSlSltre:i .. 
tli~cilten,a!lUs dien Idut\ch ,dIie Lalnldiaribeitsor:dlll\Jil1-
gen ,geregelten Dierustve:ihältni6sen die Eirugu,ng6-
kommis,s~,onen' C§ 52) mut .den Aru:f@albenJ von 
SchHchoUilligSlSltdlelll betralut wenden. 

(2) Wrurde ein Anspruch aus eInem im 
Abs. (1) bezeichneten Di,enstveI1hältnus mittels 
Kl~g;e il?ei Geri,cht .gelreIlid g;emacht, SIO .~st wäh
rend der Dauler ,der' Stre'Lnan!liärug,i@kcit die An
rufun'g der Schlichtu:ng9steJ.le UIl'7JUlässli'g. 

(3) Ruft ,ein Vertragsteil'di,e Schlichtungsstelle 
an und erkläI"e.n ,bei,de Vertragstei'le vor der 
SchLichtiUngssteUe ausdrücklich, da,ß stie sich cinoem 
SchiedsLSpruch ,der Schilich,tulligsstelle 'Un:terrw~r· 
fen. so hat ,diJe SchIicht1mgsstelle ihr. Vedahren, 
eiIJIzulei,ten. . . , 

(4) -Nach EinIeitung des Schlich:tll'Il'gsvertahrens 
ist ·di:e Anrufung ,des Gerichtes nur zulässig, 
wenn das Schl!icht'll'Dlgsvedahren auf arudere Weise 
aLs durch Schiedsspruch oder Vergleich beendet 
worden 1st. 

(5) Der Ein'leitung des Sch!li'chtJUngs,verfahr;en~ 
kommen dli:e Wirkungen :der ,geri:chdidten. Streit
,anhä'lllg.Üglkeit ZJU; odi'fls 'gilt 1m Ftalle Qes' Ahs. (4) 
jedOch nur dann, wenn, ~der Anspruch mit Khge 
VOr demzuständig.en Gerichre Ibinn;e.n vierzehn 
T a~enn'ach 'BeeIlidigurug .des Schli,ch tungslvenfah
rens geltend' gemacht worden 1st. 

(6)' 'SchiedssprücheU!nd Verglei,che vQr.der 
Schlichtungsstelle sind Exek<utionstitel im -Sinne. 
dler iExelkucions.or;dnru'ng. 

12. Strafbestimmungen. 

§ 133. (1) J)~,e LaDlda'ribeitsoI"dn'U!lJgenhahen zu 
,b~s(mmell', Idla:ß Ülbertrecu1ng,en ,der' V ons,chrilfren 
d1er§l§ 39; Abs. {11), 5,6 ib~ 63" 71 ib1s 7.6, 80,' 82 
hi'S 85, 96, Abs. (10), 98, .&bs. (2), 100, Ab6. (2); 
115, Ahs. (9), 12'1 IUnd 131 YOIJI den :&ez,ir.ksver
watltUiI1Jgsihe'hönd!en Ibe~ltr:a:ft wer;dlen. Es könn,en 
'Ge~dJslt.r.alf,en b~15' zu 1000 S <lIdleI" Arrest hiS' im 
",ier WÜ'men V'ol1gJesehen we!1den. B~i lb'esO/c,ders 
ofn"chwerelnlden UlffiIS:tämidien könlnen aJuch ibeliide, 
Stnafen !nebellle!inander ver;häll!gt IW,eI"den. 

(2) Di,~' <Lmd'~r;beit~ol:1d1nung.en :haben feimer' 
v'Ü;!1ZUlS~en, ,d1aß in ,gleircher Wei'5e sttr,a1flba~r ist, 
wer vOots'ätz~idJ. ,&Ie A'UlslÜlbUTIlgdes D:em5Ite'S der 
Ongan,e !dier iLamldl- un!dliForl'>twirtJscha'ft:sWn:Slpelk
tillem ve,rej,t'e!lit ,oldier Ib<eJMnld!et;t. 

(3) D:e lStral~~tdier s,mldl zur FÖl1derlUlnlg ,dler 
Se~half:tlffila,chulnJg Ta,nJ(li- <unld J:orstrwi,rts,ch'a:~t'llilcher 
D:.enLlltlnlehun.er ZU v,erw06rucLen. . 

13. Vorschriften' zwingenden Rechtscharakters • 

.§ 134. Di'6 Redrt~, welche .den DilellL9tne~rtlern 
·aruf Grund :der Be~rlimmungen .dieses Ge,s·etz,es 
zustehen,köooen ,durch Di.enlstv,ert'11a,g nrur in
soweit :auf:g,eholben oder !beschränkt werden, ,aIs 
das Gesetz lau.sdrücklich' 'ahweiich,ende V,er,ein-' 
ba'f.Un:gen z,u'läßt. 

14. Übergangsbestimmungen. 

§ 135. (1) Die ~och g,eh,enden Tlanif.ol1dn).lnIglen' 
IMeilben m:i!l; ,dien bc'sihe:r:lgen' R,echtsrw';!!1kul1lg,en SO~ 
'blllllge IUInidi '~llIslOweit ,;J;UJfrech t, a'Ls ~.ie n:;cht ,dJ:urch 
KlOlllekotvViCrr,rnge ensetzt ,wend!en, es sci deIlJl1' 
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daß sie auf Gl1und·· ihrer ißestimmul1lgen über die 
Geh:uil1lgslCJlaluer sdllon Ifrülhere'r~öschen. 

(2) Die iBestimmun;ge.ru in Kolilelktivve'rträgcn 
über Idli.e Fes:~Slet:zuln\g von Lölhnen odJer LoJh.'ll-
2JtJil'aJ~enfblCdiü:rffen 'Zu :;!h,rer R,echtsiwirlksiamke'it 
,dler Getnelhm:fg,Ul11lg deir Obel1e~!ntfg1.lln'gs:komm:lSls:üri; 
&leIse Best,nr].i,mlUnlg IU{ltt lilJ1J ,ellern Zeilbpuinkr.e ,a,ußer 
Kr1a1ft, in q.iem der lohnrechtliche TeiJ. ,Ln. Ko11ek
t~vverträ:g:en .der übrigen IPniv,atwirtr.cha'ft ein,cr 
Gen.elhm:lgiul11lg ,dlurch .die Zenlt.ra!nothlnikomm':'s,s,~OIIl 
l1IDcht~elhr' be.diarlf. 

(3) Bis zu dem im Ahs. (2) bez·eichneten Zeit
punikt' ,da,rff 'lcIIe~ Albs,chllUlß v,on Ko1:lekt1)v~erträ
g!C<r> Im ,d~nen .Lö:hrue 'Üldler LolhlliZml:a:gen :g;ereg.eh 
s,imid, ,ruur k,).IInldlgemacht weridien, wenn ,dJie B,e
cEllllgunlgen ,dies Albl9. {2) etifü:h sil11!d. 

(4) mSI()!weUlt Betr':ebSQndlnunlgen :im :Slilnime der 
b:ilshe.r~gen Re,chtSfVlorlS,chrjlften nlÜ'ch Ge:ltlunlg 1:a,
ben, IbldbenS'':e. m:t den biilslhef'~lgen Rechtslwi:r
kung,en solange und insoweit aufrecht, als si.e 
n6cht dur;ch ~:lne Aribeitsor1dl1lUlnlg im Si=e d:ieses 
Gesetlzes aiblgleänldief't odb- alUlug:dhohen' w,e:l1denl. 

§ 136. Die d~r ZentraJ,JOhn!<iomml&sion auf 
lirunld ,dier Zelil'tl1adl1:o!hnlkommIDSSlil()!lliSlVel1ondinnM1lg 
vom 28. Jä'llillier 1946, B. G. BI. Nr. 50, ,~uSltJeihen
,den BeltuJgnilslSe 'unld AulE~aJben kommen, 15I01Wei;t 
sbe sich alUlf Di~llliSltverlhähniisse voln, Arbei,te1'l1 ~ 
der La'nld- umld FOrisitvli!l1t9ch!aJft :crs trecken" .in den 
e~l1Ize:m,en Bunldies'länJdoer.h milt ,d!em Zeitp~Lkt iIn 
W~g'f.aiH, in dlenn . .dlie Obeooiln1i:g,unlgskommssli'Ü'n,eri 
a,ulf Gnmd ,dier ,L<1lliCra;rlheits:ol1dlliunigen hesteHt 
S,illid. -

§ 137. (1) Die von den Berufsgenossenschaften 
,flÜr den Bereilch :deir Lall1Idi- umli FÜf'stiW'iirlscha'ft 
erl1a'SIS,eneIi U:ruf,alaverlhlÜ:tJUnlg:s'V:Or~,chri,fte1] bi\leJben, 
~OIWetilt ni,chte:lnlzclnle :ilhrer' Be!Slt!:'ffiIffi'u.n:g,en ,d:Ulrch 
§ 138, Abs. :(1), Lit. j, aufgehoben werden, inso
'1a:l1Ige in' Win1kSIatm!kei't, als ~ilC nkht dur'ch Be
st,i:mmUlngen über den D~:ellliS'un~me:r5·chutlz :ge
mäß § 72, Abs. (3), ersetzt werden. 

(2) SoweUJt nlach d.en geltenden' UnfaJll~er
:hÜtlUl1lgs'v'Ü,rschr~fu:en [Albs. :(1)] ,den '~anldJw.irt" 
sch!alft1ilchen -Berulfslgen:OlSlSens1chaJten Idla,s Re'cht zur 
B-ew')~I~gl1lII1Ig von A:UlSI1lalhmen odler son5'tlilge Be
tU&nÜISS,e zust:ehen, g:ahen ,dilese alUlf' die L'a:nld-· UU1:d 
FOl1Stwit"tsch,alfits'i!nLSpektlli.on :über. , 

15.1 Aufhebung reichsrechtlicher Vorschriften. 

§ 138. Alle mit .denBest1i~mu~gendiese() 
ß,U!n\de~g,es,e<tzes '~n Wildlersl'r'Uich stehel1lden re::ich.s.
,rechtEIchen Vors,ch,rilft.en ·treten ~In den Bunl~
llF;ürildef'n mi!t .dem Ze:iltJPUnikt .dies lnikra!fttr,etens 
ldier LanJdarlb~:tJslOr,di1lIU:11lg außer Wi.f\k'Sia:mkei:t; i'Dls
:besonldiere . wel1dien nJa:chtdJgenJd:e V ons,chl'itf,tetn, :in
soweiJt s,ie ,für die tLancl- und Fors:twirnscha:ft in 
Wir1kL'lialmlk~it Igeset.zt wonden si,n,d, a~fjg,eth6ihen: 

la) Ge:set'z z~r Ol'dinullig der nationalen Ar-' 
beit (AOG~) 'Vom 20. Jänner 1934, 
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De1.llt~,ches R. G. iBli. I S. 45, in, der Fa,sSIlUllg 
des. Gesetzes vom 3,0. Norvemlber, 1934, 
Deut6choCß ,R. G. ,BI. 1I S. ,B 93, samt den 
'h~lCl1ZU edas~,enen. Dur,chfülhrungs-UIrild E!ln
IfüthrU'f.lgsrve'l'or:dl1lU!l1Jgen; 

b) Ges:etz 2m Or:d~un'g der Arbe.i,t ,iln. öffent
.!'i,chen Ve'rwa'loU'n~g,en 'lind Betr1ilelben 
(AOGD.) vom 23. März 1934, iUeut
s.ches R. G. <BI. I s, . 220, m~td,en" hierzill 
,erl:ass,enen Durchi±iiihrungs- \ unld·· Eill1ifülh~ 
rUlfllgs:ve:rpl1din,Uln:gen; . 

c) IGesetz· iiiber ,&:e Ver:ä,rugeruinlg der A'ffit~':'! 
,d'auo(,r der Vert!1aro:enlSräte v,arm' 1. Apriil 
1938, Deuts,ch'eis R. G. BI. I S. 358; 

.cl) A'llIo:ndlruunlg Qj,'her. B'iMu'nlg oold Verfahren: 
idle~ L'l'ozila,1en Bhr.enlg,er':,chtes· im iL:a'ddieDslter
neich vom 12. NOIv"rrn!b,e·r 1938, Deuts,chies 
R. G. B1. I S. 1610, ,G. BI; f. :cf. L. 0; 
Nr: 592/1938; 

e) AlliOr1dnlUllllg über Bil1dullig ,unld. Vetif'alhren 
,des 5IQ1Z~a'1len Bhre:nlge.l1ichres ,in den R,e;,chs
:galuen Idler Ostmarlk vom 21. A,ugUISIt 1940, 
DeutsIches. R. G. BI. I S. 1159; 

f) ,dii'e VotiSch~]ften. ,dier §§ ,3 'ul11!d 9 ,eller Ver
O,l1dil1lU11\g Jür A,bäil1ldierUlll'g 'llnld Ergäilllz:u.nlg 
von Vors·chrmtelll 'aulf dem Gebiete des Ar
bei,tsrechte:s vdm 1. S,ept~mber 1939, Deut
sches R. G. BI. I S. 1683, G. BI. f. :cl. L. ö .. 
Nr. 1217/1939; 

g) AllIordnu.ng .über die Zuständiglkeit zur 
EllitlScheidung 'Von BeschwCI!1den und 'Von. 
GnaidlenJrnaßn,aihmen 'iim OndilliUlnglS:s,t.r.a:fv,e,r
,ßalhrM :dier Ret,ch.s,treulhäniCller ,der Arlbeit 
vom 25. }u~ 1942, R. Arb. Bd. ,so 321 I; 

Ih) A,lliOrldil1lUiI1Ig ,dies Re:'chs1trerillhiänldlens .der Ar
beit: ·!für d'as Wirtsch'alftSlg,ebier Ustmark 
vom 15. 5eptiember 1938, ;betrefFmd 
,dien' El1:,aß von Betl'l,ebsordlnungen, :K:ame
ralds,chalft ,der Anbe:t S, 17/1938; 

i) ·die }ugendud,aubs.orrcLn'UliJg vom .15. Juni 
1939, iUelUitscheJS R. G. BI. I S.1029; 

j) ,dElC VOTISchtiJVteln· Idler § § 848.a hiiS 850 der 
R,eojchsversii,cher:u;nlgsor:d:nunlg zur GätnJze, die 
VOI'S,chr:i1ft,en ,dJer§'§ 876 b:'S 878 ;der R,e,ilch,s
veI1Slilcher.u:nlgsorldruu!nlg m~t ,d'e,r :EliThslchräl1J
kiUlng"d!aß '&Ie BeiFuglruils.s:e dle:r Trälg,er dler 

iJ a,rudiwli,l1tIS chalftli,chen U ntf a~llv:eflSlilchel'lU:ng zu r 
VOl1nalhme von Betf'~ebslhesl:ich6\g\Uln.,gen .durch 
eigene techni6che .Aulf&icht~o.l1~ane autfrecht- . 
bleilben. 

Artik,el H. 

(1) Dieses BUltJJdeslges~t'z :t.l1tOt :den Uilllidiem 
!g:e!geruü:her lfür dli:e AUslfÜlhnunlgiSigesetz,geib'll'nlg s,o
if.ort, i~Ip. ühr1lge:n ,i.n jeldiem iBUIn,desla,nd g·l.e~'chzeitcg 
mDt de\I11 iin .. dem hetrdfel1lden Bund:es,;.alnld erLas
senen AUSIßüth.l1U1n:gsJges:etz i,n Krta'f.t. 
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(2) iDi,e Auslführullig!i,g,es,etze der Bundesländer 
zu ,dEes{im GrIU'11Ids,atzl~es,etz 'sl:nld h:m,nen sechs 
Monat,c11I vom T!ag,e der Kundmachung .dieses 
Bundesgesetzes 'an 'ger,ech'n!,!t zu erlass,en. 

sowIe 11ichtunterschil'iehene Dien.stschcine (§' 7) 
keiner Stempel- u,nd Rechtsgebühr. 

Artikel IV .. 
, 

Art ,ik e I III. 

(1) Die tim Veu-f.ahren zur RegilStrjerung, Kund
machung fUl1ld Satzungserklärung von KoNektiv
verträg~, femer im Verf,aJwen vor den 
Ein,jgungskommis~tionen als Schlichtungsstellen 
un,d im Verkehr mit der Land-und 'Forst- I 

~wirt6Chaftsinspeküon edorderLichem. Eingalben I 
und deren Beil,agen, Ausfertigung,en, ProtokoHe, 
Entscheidungen und Vergleich'e sind von den 
Stempel- und Rechtsgebühren bef.reit. . 

(2) Ebenso unterlieg,en . das Arbeitsbuch (§ ·39) 
sowie Bestätigungen in demse:ben über Art und 
Dauer der Dienstleistung, die Lehrverträge (§ 98) 

, 

(1) Mit der Wahrriehmung ,der ,dem' Bunde 
gemäß Anikd 15, Ahs. (8), des lBundes-Ved,as
surugsgesetzesin'der F,assung von 1929 zustehen
den Rechte ist hin6ichdich des Ärtikel~ I, ,aus
genommen Albsclmitt 11, das B'undesministenium 
für Loand- und"PorstWliil'!smaft im Einvernerunen 
mit d>en het,eiligten Bundesrninis!,erien hetmut .. 

(2) Mit der V ol1ziebun,gder V ors><;briften 
a) des Artikel 1, Abschnitt 11, ist' das Bu,ndes- " 

ministerium für JusIJiz und . 
:b )d~ Artikels III das BU11ldesminisoterium für 

Finanzen 
,im Eil1lverndlmeh mit dem BU11Idesminist.erium 
für Land- u.\ld Forstwirtsch3lft betraut .. 

En tschließ ~ngen. 
1 ' 

[,Zu § 5, ~bs. (2).] , . . I 
·Der Ausschuß für SOZIale V örwaltung. 1st lI1f.!~ 

Zuge ,der Bera~ung,en über das LandarbeltSgesetz ' 
zu.!... überzeugung· gelangt, ,daß der landwirt- (J 

schaftliche Gartenbau weiterhin von den Bestim
mungen der Gewerbeordnung ausgenommen 
bleibt· und auf die in diesen Betri~ben beschäf
tigten Arbeiter das Landarbeitsg~etz Anwen:, 

· dung findet. Der Ausschuß hält es jedoch für 
· notwendig, daß die im Iandwirtschaftlichen 
· Gartenbau heschäftigten Arbeiifr hei der künf-, 

tigen Rege:ung der Arbe'itslosenversicherung in 
,diese einbezogen wer,den. 

Der Bundesministe~ für soziale Verwaltung 
wird' aufg.efordert, dies,er Entschließung in der 
Regierungsvorlage, betreffend die Arbeitslosen
versicherung, Rechnung zu tragen. 

2. 
[Zu ,§§ 124 und 130.] . 

Das BUIl1JdJeSimlilnisteI,ium .für l!<lind-' und.forst
wj.l1t,s'ch3lft wirld ersucht, ,da,rau'f h~nlzu"N':'f1ken, daß 
die la11Jd:es,g,e~e'tzliche R.egelung dieser' J3estim
mUl1lgeneinhe'it:lich erfolgt. 

~) 
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Minderheitsanträge. 

1. 

Im § i2; Abs. (1), Z. 1, lit. b~ ist inder Spall1te: 
"all~fät!q~ NalturalLbezüge" LSta.trt ,;durch 5, 6,. 
11, 16 Wochen" 'LU SiEltzJen: ,,!für dlie Dimer .des 
Kralnk'eTIlglel:dlbez Ulges." . -

Schneeberger Proksch I\ysela Moik 

2. 

Im § 22, Abs. (1), Z. 2, lit. b, iLI1t ~tatt "diurch 
sechzeihn 'Wochen," zu s,etZJen: ",d!u,rch zweiund
fünfz,ilgW ochel1". 

-Schneeberger Proksch Kysela Moik 

3. 

Im § 109 s~nd: ,d'ie Abs. (2) UlnidJ (3) 'zu s'treichen. 

Schneeberger Proksch Kysela Moik 

4. 

Im § 119, Abs. (2), Z. 3, iLSt in: ,dler ,dritten ZeiJ,e 
dalS WOrit "Ifiinfzilg" -durch ,dJatS W O~t ".dreißig': 
zu erset.zen. 

Schneeberger Proksch I\ysela Moik 

/ 

\ 
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